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Planungs- und Umweltausschuss 06.06.2012 | X

Verwaltungsausschuss 12.06.2012 X

Rat 19.06.2012 [ X

Beteiligte Fachbereiche Beteiligung Anhorungsrecht des | Vorlage erfolgt aufgrund

| Referate / Abteilungen | des Referates 0140 | Stadtbezirksrats | Vorschlag/Anreg.d.StBzR

D Ja Nein D Ja Nein I:I Ja Nein

Uberschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,Otto -von -Guericke -Stral3e-Sudost*, WI 87
Stadtgebiet zwischen A 391, Frankfurter Stral3e, Theodor-Heuss-Stral3e und ehemaligem
Bahngeléande

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss
"1. Die wahrend der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange ge-
manR § 4 (2) BauGB, der Gemeinden gemal § 2 (2) BauGB sowie der Offentlichkeit gemaf
§ 3 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlagen der
Verwaltung gemal den Anlagen 5, 6 und 7 zu behandein.
2. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,Otto-von-Guericke-Stral3e-Sudost*, W1 87,
wird in der wahrend der Sitzung ausgehangten Fassung gemalf § 10 (1) BauGB als Sat-

zung beschlossen.

3. Die zugehdrige Begriindung mit Umweltbericht wird beschlossen.”

Sachverhalt, Begrindung, finanzielle Auswirkung: siehe nachste Seite




Aufstellungsbeschluss und Planungsziel

Am 12. Juni 2001 hat der Verwaltungsausschuss beschlossen, den Bebauungsplan ,Otto-von-
Guericke-StraRe-Sudost”, WI 87, aufzustellen. Damit soll der bisherige Bebauungsplan WI 11 aus
dem Jahr 1982 ersetzt werden.

Wesentliches Planungsziel ist die Festsetzung eines Sondergebietes fur den grof3flachigen Ein-
zelhandel, wobei die Ziele und Mal3gaben des Zentrenkonzeptes Einzelhandel der Stadt Braun-
schweig in seiner aktuellen Fassung (Fortschreibung bis 2010) umgesetzt werden sollen.

Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager 6ffen tlicher Belange gemal § 4 (2) BauGB
und sonstiger Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 16. August 2011 bis 16. September 2011 durchgefiihrt.
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen wurden einige Plandnderungen vorgenommen; die
hiervon betroffenen Stellen wurden erneut beteiligt (s.u.).

Die eingegangenen Stellungnahmen sind in der Anlage 5 aufgefiihrt und mit einer Stellungnahme
und einem Vorschlag der Verwaltung versehen.

Beteiligung der Gemeinden gemaR § 2 (2) BauGB

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 26. Januar 2012 bis 2. Marz 2012 durchgefihrt.

Die Stadt Salzgitter bittet um den Nachweis, dass negative Auswirkungen auf die Versorgungs-
strukturen der Stadt Salzgitter ausgeschlossen werden kdnnen. Die Stellungnahme ist in der An-
lage 6 aufgefuhrt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der Verwaltung versehen.

Erneute Beteiligung der Behtérden und sonstiger Trag er offentlicher Belange
geman § 4 a (3) BauGB und sonstiger Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 26. Januar 2012 bis 02. Marz 2012 durchgefihrt.

Die Industrie- und Handelskammer Braunschweig schreibt in ihrer Stellungnahme: ,,... erscheint
es uns vielmehr dringlich, das Plangebiet durch zeitgemaRe Festsetzungen sinnvoll und orientiert
an den Vorgaben des Zentrenkonzeptes Einzelhandel zu ordnen.” Auch der Einzelhandelsver-
band Harz-Heide e. V. hat keine Bedenken gegen die Plananderungen. Damit entfallt die Be-
handlung von Stellungnahmen.

Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB

Am 24. Januar 2012 wurde die 6ffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen
und in der Zeit vom 3. Februar 2012 bis 2. Marz 2012 durchgefihrt.

Der Eigentiimer und der Inhaber eines Niel3brauchrechtes der Grundstiicke im Sondergebiet
SO 3 (Otto-von-Guericke-Straze 1 - 3) wenden sich gegen Festsetzungen, die Anderungen ge-
genuber dem bisher geltenden Planungsrecht (Definition und Beschrankungen von Kern-, Rand-
und insbesondere Freisortimenten) sowie gegenuber einer heute ausgeiibten nicht genehmigten
Wohnnutzung bedeuten.

Die eingegangenen Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgefiihrt und mit einer Stellungnahme
und einem Vorschlag der Verwaltung versehen.

Plananderungen nach dem Auslegungsbeschluss
Planédnderungen nach dem Auslegungsbeschluss wurden nicht vorgenommen. Die Begriindung

wurde in einigen Punkten redaktionell angepasst bzw. ergénzt. Diese Erganzungen sind im Text
durch eine entsprechende Markierung kenntlich gemacht.



Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 5, 6 und 7 aufgefihrten Stellungnahmen den Vor-
schlagen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit Gestaltungs-
vorschrift ,,Otto-von-Guericke-StraRe-Sidost”, WI 87, als Satzung sowie die Begriindung mit Um-
weltbericht zu beschliel3en.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1:  Ubersichtskarte

Anlage 2:  Zeichnerische Festsetzungen

Anlage 2 a: Planzeichenerklarung

Anlage 3:  Textliche Festsetzungen und Hinweise

Anlage 4:  Begrindung mit Umweltbericht

Anlage 5:  Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behérden gemaf
§ 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen

Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Gemeinden gemaf
§ 2 (2) BauGB

Anlage 7:  Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit geman
8 3 (2) BauGB

gez.

Leuer




Anlage 1

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Otto-von-Guericke-StraBe-Siidost WI 87

Ubersichtskarte







Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Otto-von-Guericke-StraBe-Siidost Wi 87
Zeichnerische Festsetzungen, Stand: 9. Marz 2012, Verfahrensstand § 10 (1) BauGB
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Anlage 2a

Stadt & Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Otto-von-Guericke-StraRe-Siidost WI 87
Planzeichenerklarungen, Stand: 9. Marz 2012, Verfahrensstand § 10 (1) BauGB
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Anlage 4

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Otto-von-Guericke-StraBe-Sidost Wi 87
Begrundung und Umweltbaricht

Inhalisverzeichnis:
1 Rechtsgrundlagen 2
2 Bisherige Rechisverhalinisse 2
3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 3
4 Umweltbericht 5
5 Begriindung der Festsetzungen 17
] Gesamtabwagung a7
7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 37
8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 37
a Bodenordnende und sonstige MaiZnahmen, fur die der

Bebauungsplan die Grundlage bilden soll 38
10 Aufhebung und auBer Kraft treten von Bebauungsplanen 38
Babauungsplan Ofio-von-Guericke Strale Sidost, Wi 67 Begrincung, Stand: 09.03.2012

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGE





1 Rechtsgrundlagen - Stand: 6. Marz 2012 -

1.1 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert
durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBI. | S. 466, 479)

1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV)
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | 1991 S. 58), geéndert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBI. | S. 3830, zuletzt gedndert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212)

1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch
Art. 5 des Gesetzes vom 6. Februar 2012 (BGBI. | S. 148)

1.6 Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94),
zuletzt geandert durch Art. 5 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. |
S. 212)

1.7 Niedersachsisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG)
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104)

1.8 Niedersédchsische Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBI. S. 89), zuletzt geandert
durch Art. 13 des Gesetzes vom 10. November 2011 (Nds. GVBI. S. 415)

1.9 Niedersdchsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gean-
dert durch Art. 10 des Gesetzes vom 17. November 2011 (Nds. GVBI. S.
422)

2 Bisherige Rechtsverhaltnisse

2.1 Regional- und Landesplanung
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 und im Regionalen
Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 fir den Grof3raum Braunschweig ist
Braunschweig im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg und Salzgitter als

Bebauungsplan ,Otto-von-Guericke-Straf3e Stidost”, W| 87 Begriindung, Stand: 09.03.2012

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB





2.2

2.3

-3-

Oberzentrum verbindlich festgelegt. Dabei soll sich den Zielen des RROP
entsprechend Braunschweig als verkehrlicher, wirtschaftlicher und kultureller
Mittelpunkt der Region weiter zum hochqualifizierten Dienstleistungs-, For-
schungs- und Wissenschaftszentrum von internationalem Rang entwickeln.

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird im RROP 2008 nach-
richtlich als ,vorhandener Siedlungsbereich” dargestellt.
Weitere Darstellungen enthalt das RROP nicht.

Damit ist der Bebauungsplan an die Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung angepasst.

Flachennutzungsplan

Fur den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans gilt der Flachennutzungs-

plan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung vom

24. April 1978. Er enthélt fir das Plangebiet in seiner derzeit geltenden Fas-

sung folgende Darstellungen:

e Sonderbauflachen mit der Zweckbestimmung ,Grol3flachiger Einzelhan-
del,

e eine oberirdische Hauptleitung fur Elektrizitat,

e Grunflache im 6stlichen Bereich des Plangebietes.

Damit ist der Bebauungsplan gemaf § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachen-
nutzungsplan entwickelt.

Bebauungsplane

Im Gberwiegenden Teil des Geltungsbereichs dieses Bebauungsplanes gilt
der Bebauungsplan WI 11, ,Otto-von-Guericke-Straf3e”, aus dem Jahre 1982,
der hier Sondergebiete flur grof3flachigen Einzelhandel festsetzt.

Im dstlichen und stdlichen Bereich gilt der Bebauungsplan W1 4 aus dem
Jahr 1964. Dieser stellt die ehemaligen Bahnflachen als ,Bundesbahn-
Gleisanlage” nachrichtlich dar.

Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

Im Bereich der Otto-von-Guericke-Stral3e im Stiden von Braunschweig befin-
det sich einer der Schwerpunkte fir gro3flachigen Einzelhandel. Hier befin-
den sich ein Baumarkt (auf3erhalb des Geltungsbereiches dieses Bebau-
ungsplanes), ein Bettengeschéft, ein Fachmarkt fir Teppiche, Heimtextilien
und anderes einschl. eines Lebensmittelmarktes und eines Sportartikelge-
schéafts sowie ein grol3flachiges SB-Warenhaus mit Gartencenter.

Am 12. Juni 2001 beschloss der Verwaltungsausschuss die Aufstellung des
Bebauungsplanes , Otto-von-Guericke-StralRe-Sudost”, W1 87. Anlass waren
die damaligen Absichten des Betreibers des vorhandenen SB-Warenhauses
(Otto-von-Guericke-Straf3e Nr. 9 und Nr. 11), den Betrieb umzustrukturieren
und in diesem Rahmen die Verkaufsflachen zu erhéhen. Mit einer entspre-
chenden Baugenehmigung im Jahr 2003 entfiel dieser konkrete Anlass zu-

Bebauungsplan ,Otto-von-Guericke-Straf3e Stidost”, W| 87 Begriindung, Stand: 09.03.2012
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nachst. Im Verlauf der folgenden Jahre wurden jedoch auch Umstrukturie-
rungsbestrebungen auf den anderen Grundstiicken Otto-von-Guericke-
Stral3e Nr. 5 und Nr. 11 bekannt, denen Gberwiegend mit Baugenehmigun-
gen entsprochen werden konnte. Jedoch waren in allen genannten Fallen
Befreiungen von den Festsetzungen des geltenden Bebauungsplanes WI 11
aus dem Jahr 1982 erforderlich; auch wurden Klagen gegen einzelne Bau-
genehmigungen bzw. Bestandteile von Baugenehmigungen erhoben, die
zum Teil noch anhangig sind.

Bei dem geltenden Bebauungsplan W1 11 handelt es sich um einen der ers-
ten und bedeutendsten Plane fir grof3flachigen Einzelhandel in Braun-
schweig. Er basiert noch auf dem Bundesbaugesetz 1979 und der Baunut-
zungsverordnung 1977, die — gerade in Bezug auf Einzelhandel — in den Fol-
gejahren fortlaufend geéndert wurden. Dieser Bebauungsplan WI 11 unter-
gliedert das Plangebiet in verschiedene Bereiche, in denen jeweils unter-
schiedliche Angebotssektoren fur grol3flachigen Einzelhandel mit ebenso je-
weils unterschiedlichen Verkaufsflachen festgesetzt werden. Der Bebau-
ungsplan WI 11 entspricht nicht mehr heutigen Anforderungen. So sind als
Angebotssektoren fur nicht zentrenrelevanten Einzelhandel nur ,Bau, Garten,
Camping® festgesetzt, nicht jedoch die heute in Sondergebieten grol3flachiger
Einzelhandel auch tblichen Angebotssektoren ,M6bel und Einrichtungen,
grof3teilige Sportgerate, Wohnwagen/Campingfahrzeuge, Kraftfahrzeuge und
Zubehor“. Fur den Bereich des SB-Warenhauses bestehen keinerlei Rege-
lungen oder Beschrankungen, hier entspricht auch die gemald Bebauungs-
plan W1 11 maximal zulassige Verkaufsflache nicht mehr dem heutigen Be-
stand. Vor allem fehlen jedoch die in Braunschweig seit der erstmaligen Er-
stellung des Zentrenkonzeptes Einzelhandel im Jahr 1990 in Bebauungspla-
nen verwendeten Definitionen der zulassigen Kernsortimente sowie von
Rand- und Freisortimenten.

Insgesamt soll der Bereich als Schwerpunkt fur gro3flachigen Einzelhandel
auf Dauer gesichert werden. Damit entspricht das Planungsziel sowohl dem
Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt Braunschweig als auch dem Regio-
nalen Raumordnungsprogramm fir den Grof3raum Braunschweig (RROP
2008), wonach der Bereich Otto-von-Guericke-Stral3e als Entwicklungs-
schwerpunkt fur den groR3flachigen Einzelhandel mit nicht-zentrenrelevanten
Kernsortimenten vorgesehen ist.

Durch den Bebauungsplan WI 87 sollen die zulassigen Einzelhandelsnut-
zungen an das derzeit geltende ,Zentrenkonzept Einzelhandel” der Stadt
Braunschweig (1990, Fortschreibungen und Ergadnzungen 2002/2003, 2005,
2010) angepasst werden. Damit werden Voraussetzungen zum Erhalt der
Einkaufsattraktivitat dieses Bereiches, zur Gleichbehandlung mit anderen
Standorten fur grof3flachigen Einzelhandel in Braunschweig sowie zur Ver-
meidung negativer stadtebaulicher Auswirkungen auf die zentralen Versor-
gungsbereiche — insbesondere auf die Innenstadt — geschaffen.

Ferner soll die ehemalige Bahntrasse im Osten des Geltungsbereiches als
offentliche Grinflache festgesetzt werden. Damit kann das stadtische Kon-
zept zur Schaffung von Freizeitwegen in offentlichen Grunflachen auf ehema-
ligen Bahnflachen weiter umgesetzt werden. Der hier vorgesehene Geh- und

Bebauungsplan ,Otto-von-Guericke-Straf3e Stidost”, W| 87 Begriindung, Stand: 09.03.2012
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB
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Radweg verbindet die Innenstadt zum einen mit dem sudlichen und westli-
chen Ringgleis und stellt zum anderen eine wichtige Verbindung zu den sid-
lichen Siedlungs- und Freizeitbereichen (Runingen, Gartenstadt) her.

Zwischenzeitlich wurde auch das Planfeststellungsverfahren fir das Auto-
bahndreieck Braunschweig Stdwest durchgefihrt. Die Ergebnisse dieses
Verfahrens waren abzuwarten und konnten anschlie3end in den Bebauungs-
plan eingearbeitet werden.

In den Jahren 2002 wurden anhand eines Planentwurfes die Offentlichkeit
und die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange beteiligt. Seit-
dem hat es jedoch mehrere Gesetzesdnderungen von erheblicher Bedeutung
fur das Planverfahren und die Planinhalte (BauGB 2004, BauGB 2007) ge-
geben. Deshalb wurde ab Ende Jahr 2010 das Planverfahren nach den Vor-
schriften des aktuell geltenden Baugesetzbuches neu begonnen und durch-
gefuhrt.

Umweltb ericht

4.1

Beschreibung der Planung

Das Plangebiet befindet sich stdlich der Theodor-Heuss-Stral3e und dstlich
der A 391. Im Suden wird das Gebiet von Gleisanlagen der Bahn begrenzt.
Den 6stlichen Rand des Gebietes bilden ehemalige Bahnflachen, die bereits
Uberwiegend als 6ffentlicher Geh- und Radweg ausgebaut sind und ansons-
ten brachliegen.

Das Plangebiet wird tber die Otto-von-Guericke-Stralie erschlossen. Die
Grundstiicke werden fast ausschlief3lich von Einzelhandelsbetrieben genutzt.
Am nordostlichen Rand befindet sich ein zwdlfgeschossiges Gebaude, wel-
ches als Burogebaude genehmigt wurde. Heute werden hier jedoch moblierte
Appartements angeboten.

Ziel des Bebauungsplanes , Otto-von-Guericke-Stral3e-Sudost”, WI 87 ist die
Neuordnung der Zulassigkeit von Einzelhandel auf der Grundlage des ,Zent-
renkonzeptes Einzelhandel* der Stadt Braunschweig. Diese Flachen werden
als Sondergebiet ,gro3flachiger Einzelhandel” im Sinne von § 11 BauNVO
festgesetzt.

AulRerdem soll auf den ehemaligen Bahnflachen bis zur Fabrikstral3e eine 6f-
fentliche Grunflache mit einem Geh- und Radweg hergestellt werden.

Die Flache des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes betragt insge-
samt 10,95 ha. Die maximal versiegelbare Flache betragt insgesamt 7,42 ha
(0,42 ha Verkehrsflachen sowie 7,00 ha versiegelbare Flachenanteile der
Sondergebiete ,grof3flachiger Einzelhandel®).

Bebauungsplan ,Otto-von-Guericke-Straf3e Stidost”, W| 87 Begriindung, Stand: 09.03.2012
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4.2 Ergebnis der Prifung anderweitiger Planungsmdglichkeiten
Allgemeine Zielsetzung bei der Aufstellung des Bebauungsplanes W1 87 ,Ot-
to-von-Guericke-Stral3e-Sudost” ist die Regelung der Zulassigkeit von Ein-
zelhandelsnutzungen auf den bestehenden Bauflachen. Alternativen zum
Standort des Vorhabens bestehen daher nicht.
4.3 Planerische Vorgaben und deren Berlcksichtigung
Neben den grundsatzlichen gesetzlichen Anforderungen an die Beriicksichti-
gung der Ziele des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret fur
den Planungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der Fach-
planungen auszuwerten und bei der Planaufstellung zu bertcksichtigen.
Nachfolgende Aufstellung gibt einen Uberblick Gber die fur den Raum vorlie-
genden Fachplanungen und Gutachten.
Fachplanungen:
o Regionales Raumordnungsprogramm, 2008
o Flachennutzungsplan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. April 1978 in der geltenden Fassung
o Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999
o Luftreinhalte- und Aktionsplan Braunschweig, 2007
Gutachten:
o Modellierung meteorologischer und lufthygienischer Felder im Stadtge-
biet Braunschweig, GEO-NET, 2006
o Klima- und immissionsokologische Funktionen im Stadtgebiet Braun-
schweig, GEO-NET, Juli 2007
o Bericht des Ingenieurbiros BGA Suckow + Partner GbR vom
04. Juni 2003: ,Bebauungsplan Otto-von-Guericke-Stral3e-Sidost,
W1 87, Historische Recherche im Hinblick auf schadliche Bodenverun-
reinigungen*”
o Bericht des Ingenieurbiros BGA Suckow + Partner GbR vom
15. September 2003: ,Bebauungsplan Otto-von-Guericke-Stral3e-Sud-
Ost, WI 87, Orientierende Untersuchungen gemafld BBodSchV*
o Bericht des Ingenieurbiros BGA Suckow + Partner GbR vom
23. Mérz 2006: ,Grundstick ,real“-Markt an der Otto-von-Guericke-
Stral3e, Braunschweig, Altlast im Bereich eines ehemaligen Tanklagers,
Detailerkundung i.S. der BBodSchV, 8§ 3 Abs. (4)*
o Bericht des Ingenieurbiros BGA Suckow + Partner GbR vom
11. Juni 2010: ,Ringgleisverlangerung A 391, Braunschweig, Bau-
grunderkundung und Schadstoffuntersuchungen®
o Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan ,Otto-von-Guericke-
Stral3e (Bonk-Maire-Hoppmann GbR, 2011)
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4.5

45.1

4.5.2

Beschreibung der Methodik der Umweltpriifung und Beurteilung der
Informationsgrundlagen

Die Umweltprifung bezog sich im Wesentlichen auf das Plangebiet. Als
Untersuchungsmethoden wurden Begehungen, Auswertung vorhandener
Unterlagen und die Erstellung von Gutachten fur das Plangebiet verwandt.
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen
sowie Kenntnislicken bestanden nicht.

Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen

Mensch und Gesundheit

Mensch und Gesundheit sind in folgender Hinsicht von der Planung betrof-
fen:

¢ lufthygienische und bioklimatische Belastung

e Larmimmissionen und —emissionen

e Erholung

Diese Aspekte werden in den Kapiteln 4.5.2, 4.5.5 und 4.5.6 behandelt.

Bestand

Die Grundstiicksflachen im Plangebiet sind heute zu 90 % bis zu 100 % ver-
siegelt. Abgesehen von einzelnen Baumen und kleineren Pflanzbeeten gibt
es keine wesentlichen Lebensraume fir Tiere und keine nennenswerten
Pflanzenvorkommen.

Nach Aufgabe der Bahnnutzung hat sich die Vegetation im Bereich der
Hangbdschung des ehemaligen Bahngleises zu einem heute bereits mehr-
jahrigen Geholzbestand aus heimischen Laubholzarten entwickelt, der in
Verbindung mit den weiter 6stlich angrenzenden Bestanden optisch als Wald
(wald&hnlich) wahrgenommen und erlebt wird. Die geplante, in den Gehdlz-
bestand integrierte Wegebeziehung hat neben der Funktion der Stadtteilver-
netzung fur Radfahrer und Fuldganger insoweit auch eine eigene Aufent-
haltsqualitat, die unmittelbar der Erholung dient. Die Flachen werden nach
Offnung des Bahndurchlasses heute schon entsprechend genutzt.

Nullvariante
Ohne Durchfiihrung der Planung wirde keine Veranderung der bestehenden
Situation eintreten.

Prognose bei Durchfiihrung der Planung

Mittel- bis langfristig kann mit der Umsetzung der Festsetzungen zur Begri-
nung der Grundstticke einschliel3lich der Stellplatzanlagen eine Verbesse-
rung gegenidber der heutigen Situation erreicht werden.

Im Zuge des Ausbaus des Geh- und Radweges auf der ehemaligen Bahn-
trasse Richtung Fabrikstral3e konnen ggf. Artenschutzaspekte betroffen sein,
die im Rahmen der zeitlichen Abfolge der BaumafRnahme (Schutz von Brut-
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zeiten) zu berucksichtigen sind. Mit dem Ausbau des Geh- und Radweges
auf der ehemaligen Bahntrasse erhoht sich die Zugéanglichkeit der Flache.
Sie steht so groReren Bevolkerungsteilen fur die landschaftsgebundene Er-
holung zur Verfigung.

Bestand
In hydrogeologischer Hinsicht liegt das Plangebiet am Rande der Okerniede-
rung. Der Untergrund besteht im Wesentlichen aus L63lehm und Talsanden.

Der Uberwiegende Teil des Plangebietes ist mit Verbundpflaster bzw. Asphalt
versiegelt. Unter der Versiegelung befinden sich Aufschittungen mit einer
Machtigkeit zwischen ca. 0,4 m bis 4,8 m, die aus verkippten Bodenarten
(Kies, Sand, Schluff, Lehm), teilweise vermengt mit Schlacken und Bau-
schuttresten, bestehen. In Bereichen, in denen die Aufschittungen nur eine
geringe Méchtigkeit aufweisen, liegt verbreitet L6Rlehm mit einer Machtigkeit
von wenigen Dezimetern bis ca. 1,3 m vor. Darunter stehen Sande an, die in
einer Tiefe von ca. 10 m unter Gelandeoberkante von einer Schluffschicht
unterlagert werden.

Grundsatzlich ist das gesamte Gebiet in hohem Mal3e anthropogen uber-
formt. Die Boden sind stark verandert und Gberwiegend durch Uberbauung
und Flachenversiegelung gekennzeichnet, wodurch ein Grofteil der natirli-
chen Bodenfunktionen verloren gegangen ist. Im unversiegelten Bereich des
Ringgleises liegt eine 25 cm bis 50 cm méchtige Schicht aus Gleisschotter
Vor.

Im Rahmen der Bebauungsplanung wurde das Gebiet hinsichtlich vorhande-
ner Untergrundverunreinigungen untersucht. Demnach wurden drei Boden-
verunreinigungen ermittelt, wobei zwei davon im Bebauungsplan als ,Fla-
chen, deren Bdden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind®,
gekennzeichnet sind:

¢ Oftto-von-Guericke-Stral3e 5: Bodenverunreinigung mit Kohlenwasserstof-
fen (KW) im Bereich eines ehemaligen Heizoltanks.

e Oftto-von-Guericke-Stral3e 9-11: Im Bereich des ehemaligen ,Tanklagers
BP Olex" befinden sich erhebliche Bodenverunreinigungen mit Kohlen-
wasserstoffen (KW), aromatischen Kohlenwasserstoffen (BTEX-Aromaten)
und mit polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK). Die er-
mittelten Bodenverunreinigungen liegen in einer Grof3enordnung, dass die
unteren MalRnahmenschwellenwerte der ,Empfehlungen fur die Erkun-
dung, Bewertung und Behandlung von Grundwasserschaden” der Lander-
arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) Uberschritten werden.

Bei der dritten Flache wurden keine erheblichen Bodenverunreinigungen ge-
funden, so dass eine Kennzeichnung im Bebauungsplan nicht erforderlich ist.

DarlUber hinaus ist davon auszugehen, dass die Auffillungen evtl. mit PAK
und Schwermetallen belastet sind, so dass Bodenaushub gegebenenfalls
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gemal den abfallrechtlichen Vorschriften verwertet bzw. entsorgt werden
muss. Der Gleisschotter (Feinkornanteil) und die darunter anstehenden Auf-
fullungen des Ringgleisbereiches sind abfalltechnisch als Z 2 einzustufen.

Nullvariante

Bei der Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebe-
nen Situation im Wesentlichen nichts andern. Fir die vorhandene Unter-
grund- und Grundwasserverunreinigung auf dem Grundstiick Otto-von Gue-
ricke-Stral3e 9-11 besteht auch ohne Planverfahren ein ordnungsbehérdli-
cher Handlungsbedarf. Die Abteilung Umweltschutz der Stadt Braunschweig
kommt diesem Erfordernis nach.

Prognose bei Durchfiihrung der Planung

Der Anteil an Gberbauten und versiegelten Flachen im Plangebiet ist schon
im derzeitigen Zustand sehr hoch. Die Funktionen und die nattirliche Leis-
tungsfahigkeit des Bodens sind hier bereits grof3tenteils verloren gegangen,
so dass es hier, wenn tUberhaupt, kaum zu Verschlechterungen kommt.

Die Bebauungsplanung gab den Anlass fur die detaillierte Untersuchung der
altlastenverdachtigen Flachen und somit fur die Identifizierung und ggfs. Sa-
nierung von Bodenverunreinigungen, was zu einer Verbesserung der Boden-
verhaltnisse fihrt.

Im Bebauungsplan werden gemaf 8 9 (5) BauGB die Flachen, deren Boden
erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind, gekennzeichnet, so
dass fur nachfolgende Verfahren (z.B. Baugenehmigungsverfahren) bzw. fur
potenzielle Bauherren eine ,Warnfunktion* gegeben ist. Im Bereich der ge-
kennzeichneten Bodenverunreinigung Otto-von-Guericke-Stral3e 9-11 sind
Sanierungsmalinahmen erforderlich, die durch die Untere Bodenschutzbe-
horde der Stadt Braunschweig durchgesetzt werden.

Grundsatzlich ist die Nutzung der Flachen als ,Sondergebiet grol3flachiger
Einzelhandel* mdglich, da die Verunreinigungen in tieferen Bodenschichten
liegen und die fraglichen Bereiche vollstandig versiegelt sind.

Kampfmittel: Das Plangebiet wurde im 2. Weltkrieg bombardiert. Aus Sicher-
heitsgriinden sind Gefahrenerforschungsmafinahmen auf Kampfmittel durch-
zufihren.

Wasser

Bestand

Die Grundwasserfliel3richtung weist in dstliche, teilweise in norddstliche bzw.
sudostliche Richtung. Die Grundwasserflurabstande liegen je nach Jahres-
zeit zwischen ca. 4,0 bis 4,5 m. Die Grundwasserneubildungsrate ist auf-
grund des hohen Versiegelungsgrades von 90 % bis 100 % auf den Baufla-
chen und auf den Verkehrsflachen sehr gering.

Im Planbereich bzw. im direkten Umfeld des Planbereichs befinden sich
Grundwassermessstellen (s. Kennzeichnung im Bebauungsplan), die zur
Uberprifung der Grundwasserstande und der Grundwasserbeschaffenheit
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(insbesondere Schadstoffe) dienen. Die Messstellen werden regelmafig un-
tersucht und sind deshalb zu erhalten.

Im Plangebiet befinden sich drei Bereiche mit Grundwasserverunreinigungen
mit unterschiedlichen Schadstoffen. Zum einen befindet sich ein Bereich mit
einer Grundwasserverunreinigung mit BTEX, PAK und KW auf dem Grund-
stick Otto-von-Guericke-Stral3e 9-11 auf Stellplatzflachen im nordwestlichen
Grundstiicksbereich. Diese resultiert aus den dort vorliegenden Bodenverun-
reinigungen (s. Kennzeichnung im Bebauungsplan). Eine weitere Flache mit
Grundwasserverunreinigungen befindet sich auf dem Grundsttick Otto-von-
Guericke-StraRe 3 im Einmundungsbereich zur Theodor-Heuss-StralRe. Die
Ursache dieser Grundwasserverunreinigung mit leichtfliichtigen halogenier-
ten (chlorierten) Kohlenwasserstoffen und Chrom liegt au3erhalb des Plan-
gebietes westlich der Frankfurter StraRe/A 391 und wird mit dem Grundwas-
serzustrom eingetragen. Die dritte Grundwasserverunreinigung mit PAK,
BTEX, KW u.a. betrifft die ehemaligen Bahnflachen zwischen Theodor-
Heuss-Stral3e und Fabrikstral3e. Diese Schadstoffe werden von einer Bo-
denverunreinigung aul3erhalb des Plangebietes an der Fabrikstral3e in das
Gebiet eingetragen.

Nullvariante

Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an den Grundwasser-
verhaltnissen im Wesentlichen nicht andern. Fur die bestehenden Unter-
grund-/Grundwasserverunreinigungen besteht auch ohne Planverfahren die
Verpflichtung, ordnungsbehdrdliche MaRnahmen zu ergreifen.

Prognose bei Durchfiihrung der Planung

An den Grundwasserverhaltnissen wird sich im Wesentlichen nichts &ndern.
Geringfligige Verbesserungen im Laufe von Umstrukturierungsmaf3nahmen
auf den Grundsttcken sind in der Zukunft dadurch zu erwarten, dass der Be-
bauungsplan das Mal der zulassigen Versiegelung einschlief3lich Stellplatz-
anlagen etc.) auf eine GRZ von 9,0 beschrankt gegentber der bisher unbe-
schrankten Zulassigkeit der Grundstiicksversiegelung gemal Bebauungs-
plan WI 11. Eine weitere Reduzierung des Mal3es der Versiegelung ist auf-
grund des verfestigten Bestandes nicht umsetzbar.

Das Bebauungsplanverfahren gab den Anlass fur die umfangreichen Unter-
suchungen des Gebietes, so dass die vorliegende Boden- und Grundwas-
serverunreinigung mit BTEX, PAK und KW Uberhaupt erst bekannt wurde.
Daraus ergibt sich die Verpflichtung, ordnungsbehdrdliche MalZnahmen zu
ergreifen. Die Abteilung Umweltschutz der Stadt Braunschweig kommt die-
sem Erfordernis nach.

Die vorhandenen, im Bebauungsplan gekennzeichneten Grundwasser-
messstellen bleiben erhalten oder werden bei Bedarf gleichwertig ersetzt.

4.5.5 Klima, Luft
Bestand
Das Bebauungsplangebiet liegt sidwestlich angrenzend an das Stadtzent-
rum, westlich wird es begrenzt durch die A 391, im Norden durch die Theo-
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dor-Heuss-Stral3e. Beide Stral3enziige weisen hohe Verkehrsmengen mit
entsprechenden verkehrsbedingten Luftschadstoffbelastungen auf.

Das Gebiet wird im Klimagutachten 2007 im nordlichen Teil als belasteter
und im sidlichen Teil als malRig belasteter Siedlungsraum dargestellt.

Es ist gekennzeichnet durch Gewerbe-, Verkehrs- bzw. Parkflachen und fast
vollstandig versiegelt. Aufgrund des hohen Versieglungsgrades weist das
Gebiet eine Uberwarmung von bis zu 5 gegentiber den nicht versiegelten
Umlandflachen auf. Im Stden wird das Gebiet durch einen Bahndamm be-
grenzt, dessen Hohe mit bis zu 85 m tber NN 10 m Uber dem Niveau des
Bebauungsplangebietes liegt. Dieser Bahndamm wird im Klimagutachten
2006/2007 als besonders wirksames Hindernis fur den Luftaustausch aus-
gewiesen.

In Hinblick auf ,Mensch und Gesundheit® liegt eine lufthygienische und bio-
klimatische Belastung vor.

Nullvariante

Aufgrund des zu erwartenden Klimawandels und der zunehmenden Uber-
warmung der Innenstadt wird sich die stadtklimatische Situation weiter ver-
schlechtern.

Prognose bei Durchfiihrung der Planung
Die Planung fihrt als solche nicht zu einer Verschlechterung der bestehen-
den lufthygienischen und bioklimatischen Situation.

Eine Verbesserung der Situation ist im Rahmen von Umbaumalinahmen an
den Gebauden und Stellplatzflachen grundséatzlich méglich, jedoch nicht
durch den Bebauungsplan zu erreichen. Folgende Mal3nahmen kommen z.B.
in Betracht:

e Im Zuge der Umgestaltung/Erneuerung von Dachflachen und Gebaude-
fassaden sollte von der Verwendung dunkler Materialien Abstand ge-
nommen werden, um die Erwédrmung durch die Sonne zu reduzieren.
Dachflachen sollten wenn maoglich begriint werden zur Verbesserung des
Mikroklimas und der Erh6hung des Staubbindevermégens, grol3e Glas-
fassaden sollten ebenfalls vermieden werden.

e Der Parkraum sollte mit einem maoglichst hellen StraRenbelag ausgefiihrt
werden. Zur Reduktion von Stickstoffoxiden sind photokatalytische Ober-
flachen (mit Titanoxid) z.B. als Betonpflaster oder als Fassadenfarben
geeignet.

e Zur Einhaltung der Sorgfaltspflicht gegeniber den Beschéftigten in den
Gewerbebetrieben sollten Klimaoasen im Aul3enbereich angelegt wer-
den. Dies kann durch kleinrdumige Baumpflanzungen und Wasserspiele
mit parkahnlichem Charakter erfolgen.
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Bestand

Das Plangebiet ist folgenden Larmquellen ausgesetzt:

e StralRenverkehrslarm der A 391, der Frankfurter Stral3e, der Theodor-
Heuss-Stral3e und der Otto-von-Guericke-Stral3e

e Schienenverkehrslarm der Bahnstrecken Hannover - Berlin und Salzgitter
bzw. Bad Harzburg - Braunschweig

Die Larmimmissionen im Plangebiet wurden untersucht. In Bezug auf den
StralRenverkehrslarm wurde dabei von den Verkehrsmengen flr das
Prognosejahr 2020 ausgegangen. Die Berechnung ful3t auf freier Schallaus-
breitung, d. h. ohne die abschirmende Wirkung durch vorhandene oder ge-
plante Baukorper.

Die DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau“ enthalt Orientierungswerte flr
verschiedene Nutzungsarten. Fur Sondergebiete enthalten die Orientie-
rungswerte einen Spielraum je nach Schutzbedirfnis. Da es sich bei den ge-
planten Sondergebieten Einzelhandel nicht um schutzbedurftige Sonderge-
biete handelt, kdnnen die Obergrenzen der Orientierungswerte fur Gewerbe-
gebiete angesetzt werden (65 dB(A) tags, 55 dB(A) nachts).

Durch die Gerauschimmissionen der an das Plangebiet angrenzenden Stra-
3en ergeben sich fur das Plangebiet am Tage (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) Mit-
telungspegel von bis zu 75 dB(A) und in der Nacht eine Immissionsbelastung
von bis zu 70 dB(A). Dabei wird die Gerauschsituation im Plangebiet insbe-
sondere durch die A 391 bestimmt. Die fur Gewerbegebiete maf3geblichen
Orientierungswerte werden am Tage in einem Abstand von rund 60 m west-
lich der Plangebietsgrenze tberschritten. In der Nachtzeit ist rund die Halfte
des Plangebietes von einer Uberschreitung des Orientierungswertes fiir Ge-
werbegebiete betroffen.

Durch den Schienenverkehrslarm werden am Tage Mittelungspegel von bis
zu 67 dB(A) bzw. in der Nacht von bis zu 70 dB(A) verursacht. Damit kann
am Tage, abgesehen von einer kleineren Teilflache im aul3ersten Studwes-
ten, eine Unterschreitung des Orientierungswertes fir Gewerbegebiete vo-
rausgesetzt werden. Nachts ist demgegenutber fiur den gesamten Geltungs-
bereich eine Uberschreitung des Orientierungswertes fiir Gewerbegebiete
um bis zu 15 dB(A) anzunehmen.

Aktive Schallschutzmalinahmen sind nicht vorhanden. Im Zuge des Plan-
feststellungsverfahrens fur das Autobahndreieck Braunschweig-Sudwest
wurden keine aktiven oder passiven SchallschutzmafRnahmen im Plangebiet
vorgesehen.

Nullvariante
Ohne Durchfuhrung der Planung wird sich an der vorhandenen Situation
nichts andern.
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Prognose bei Durchfiihrung der Planung

Das Plangebiet ist bereits weitgehend entsprechend den Zielen des Be-
bauungsplanes W1 87 bebaut. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes

W1 87 zielen im Wesentlichen auf Regelungen zur Nutzung der Verkaufsfla-
chen innerhalb der Gebaude ab. Da — je nach Bebauungsstruktur - die Larm-
belastung im Plangebiet — und damit die Uberschreitung der Orientierungs-
werte der DIN 18005 — im Plangebiet jedoch teilweise erheblich ist, werden
im Bebauungsplan passive Schallschutzmalinahmen festgesetzt. Entspre-
chend den MalR3stdben der DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau* liegen die
Plangebiete in den LArmpegelbereichen Il bis VI. Da die Geb&ude im Be-
stand bereits genehmigt sind, sind Veranderungen am Schallschutz der Ge-
baude in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. Die SchallschutzmalRnahmen
kénnen jedoch im Zuge von Umstrukturierungen im Gebiet und damit ver-
bundenen neuen BaumalRnahmen stickweise umgesetzt werden.

Auf Grund der hohen Larmbelastung werden betriebsbedingte Wohnungen
nicht zugelassen.

Fir den Fall, dass im Rahmen des erweiterten Bestandschutzes fir das Ge-
baude Otto-von-Guericke-Stral3e 1 die genehmigte Nutzung eines Blroge-
baudes in einen Betrieb des Beherbergungsgewerbes geandert wird, so sind
hier die Bestimmungen der DIN 4109 fir den Larmpegelbereich V anzuset-
zen, da in diesem Falle eine schutzwirdige Nutzung in der Nacht zu bertck-
sichtigen ist.

Bestand

Fur den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes und angrenzende Nach-
barschaftsbereiche im Sinne von 8§ 8 Niedersachsische Denkmalschutzge-
setz beinhaltet das Verzeichnis der Kulturdenkmale — Baudenkmale — (§ 4
Nieders. Denkmalschutzgesetz, Stand 20.01.2011) keine Eintrage. Auch fur
den Teilbelang ,Archaologie” sind keine potentiellen Vorkommen bekannt.

Nullvariante )
An der bestehenden Situation sind keine Anderungen zu erwarten.

Prognose bei Durchfiihrung der Planung

Durch den Bebauungsplan wird die historische Bahntrasse (Verbindung vom
ehemaligen Hauptbahnhof zum ehemaligen Westbahnhof/Ringbahn) als
Freiraumverbindung gesichert.

Wechselwirkungen bestehen in folgender Hinsicht: Die sehr hohe Bodenver-
siegelung flhrt einerseits zu einer nur sehr eingeschrankten Grundwasser-
neubildungsrate und andererseits verstarkt sie die lufthygienische und bio-
klimatische Belastung, wodurch die im Gebiet arbeitenden Menschen und
Kunden beeintrachtigt werden. Auch das Fehlen einer nennenswerten Be-
grunung im Plangebiet verschlechtert die bioklimatische und lufthygienische
Situation im Gebiet.
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Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der
nachteiligen Auswirkungen

Der bisherige Bebauungsplan W1 11 lasst eine 100 %ige Versiegelung der
Grundstucksflachen zu. Am Westrand des Plangebietes entlang der A 391
setzt er einen 10,00 m breiten Pflanzstreifen fest. Diese Flachen befinden
sich jedoch nicht mehr im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes WI 87,
da sie im Rahmen der Strallenbaumal3nahmen zum Umbau des Autobahn-
dreiecks Braunschweig-Sudwest in Anspruch genommen wurden. Flachen
fur einen Pflanzstreifen stehen damit nicht mehr zur Verfigung.

Am Nordrand des Plangebietes ist im Bebauungsplan W1 11 ein 7,0 m breiter
Pflanzstreifen festgesetzt. Diese Festsetzung wird dstlich des Gebéaudes Ot-
to-von-Guericke-Strafl3e tbernommen. Westlich des Gebaudes Otto-von-
Guericke-StralRe 1 wird der Pflanzstreifen in einer Breite von Uberwiegend
5,0 m festgesetzt. Diese Reduzierung gegenuber der bisherigen Festsetzung
ist erforderlich, da nur so ein Zugang zu dem Gebaude (Engstelle zwischen
der Theodor-Heuss-Stral3e und dem Geb&ude Otto-von-Guericke-Stral3e 3)
sowie eine Feuerwehrumfahrt (Engstelle zwischen der Theodor-Heuss-
Stral3e und dem Gebaude Otto-von-Guericke-Stral3e 1) sichergestellt werden
kann. Die heutige Zuwegung liegt teilweise in diesem festgesetzten Grin-
streifen, kénnte aber im Zuge von Neu- und Umbaumaf3nahmen auch gering-
flgig verlegt werden, so dass der festgesetzte Pflanzstreifen umsetzbar ist.

Ferner setzt der Bebauungsplan W1 87 einen Grinstreifen entlang der Otto-
von-Guericke-Stral3e neu fest. Zusatzlich wird geregelt, dass die Grundstu-
cke und Stellplatzanlagen durch Baumpflanzungen zu begrinen sind. Inso-
fern kann sich im Rahmen von langjahrigen Umstrukturierungsmaf3nahmen
eine geringflgige Verbesserung der heutigen Situation ergeben.

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
sind durch den Bebauungsplan nicht zu erwarten. Die Festsetzung von Aus-
gleichsmalRnahmen ist deshalb nicht erforderlich.

Bei Erdbewegungsmal3inahmen, insbesondere in den Bereichen der bereits
bekannten Grundwasser- und Bodenverunreinigungen sowie im Bereich der
ehemaligen Gleisanlagen, ist verunreinigtes Bodenmaterial zu erwarten. Die-
se Materialien, wie auch der Schotter der ehem. Gleisanlagen, unterliegen
nach dem Aushub aus dem Untergrund der abfallrechtlichen Gesetzgebung.
Hinsichtlich der Verwertung dieser ausgehobenen Materialien im Planungs-
bereich wird auf die besonderen Vorschriften der Mitteilung 20 der LAGA —
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfallen —
hingewiesen.

Es ist davon auszugehen, dass Bodenmaterial, das aus dem Planungsbe-
reich abgefahren werden soll, zum Teil einer fachgerechten Entsor-
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gung/Verwertung zugefihrt werden muss. Hierzu sind ggf. zusatzliche Dekla-
rationsanalysen erforderlich. Der Umfang dieser Analysen richtet sich nach
den Anforderungen der jeweiligen Entsorgungs- bzw. Verwertungsstellen.

Sofern Asphaltflachen von den Riickbaumalinahmen betroffen sind, ist der
Oberbau dieser Flachen vor Beginn des Rickbaus mindestens auf die
Schadstoffe PAK und Asbest zu untersuchen. Bei der Entsorgung sind die
einschlagigen Regelwerke zu bericksichtigen.

Eine Verbesserung der lufthygienischen Situation im Plangebiet ist mit Mit-
teln der Bauleitplanung kaum zu erreichen. Geringfligige Verbesserungen
konnen sich durch eine evtl. langerfristig umzusetzende Entsiegelung und
Begriinung der Bereiche einstellen. Dartiber hinaus kénnen die unter 4.5.5
genannten freiwilligen Mal3hahmen an den Geb&uden und auf den Parkplatz-
flachen zu einer lokalen Verbesserung beitragen.

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie eine sparsame und effiziente
Energienutzung wird durch die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes nicht
behindert.

Die bereits heute vorhandene sehr hohe Grundstiicksausnutzung wird kinftig
nur geringfligig zu Gunsten einer Mindestbegriinung der Grundstiicke einge-
schrankt. Damit konnen die Grundstiicke auch zukinftig optimal weiter aus-
genutzt werden, wodurch die Inanspruchnahme weiterer Flachen fur die hier
angesiedelten Nutzungen vermieden werden kann.

Bei dem Bebauungsplan W1 87 handelt es sich um einen Bebauungsplan,
der die kiinftige Nutzung bisheriger Bauflachen langfristig sichert und inso-
fern dem Flachenrecycling, der Nachverdichtung und der Innenentwicklung
dient.

MaRnahmen zur Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen
(Monitoring)

Die bestehenden Grundwassermessstellen werden weiterhin zur Uberwa-
chung der Grundwassersituation (Wasserstande und Schadstoffbelastung)
untersucht. Im Rahmen der ordnungsbehdrdlichen Tatigkeiten der Unteren
Bodenschutzbehdrde der Stadt Braunschweig werden die erforderlichen
Uberwachungs- und Sanierungsmafnahmen zu Grundwasser- und Boden-
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verunreinigungen veranlasst bzw. durchgesetzt.

Zusammenfassung

Mit diesem Bebauungsplan WI 87 sollen die Flachen an der Otto-von-
Guericke-StralRe langfristig als Schwerpunkt fir den grof3flachigen Einzel-
handel gesichert werden. Die Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben wird
an das Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt Braunschweig in seiner aktu-
ellen Fassung angepasst. Die ehemalige Bahntrasse am Ostrand des Plan-
gebietes wird als offentliche Griunflache festgesetzt. Durch die Planung erge-
ben sich folgende Umweltauswirkungen:

Tiere, Pflanzen, Landschaft: Im Rahmen einer langjahrigen Umsetzung
der Festsetzungen zur Begrinung von Grundstticken, insbesondere von
Stellplatzanlagen, kdnnen geringfligige positive Auswirkungen eintreten.
Darluber hinaus treten positive Auswirkungen auf die landschaftsbezoge-
ne Erholung durch den Ausbau des Geh- und Radweges auf der ehema-
ligen Bahntrasse auf.

Boden: Es sind keine wesentlichen Auswirkungen zu erwarten. Sanie-
rungsmaflnahmen zu bestehenden Bodenverunreinigungen sind auch
unabh&ngig von diesem Bebauungsplan erforderlich.

Wasser: Es sind keine wesentlichen Auswirkungen zu erwarten. Sanie-
rungsmalnahmen zu bestehenden Grundwasserverunreinigungen sind
auch unabhangig von diesem Bebauungsplan erforderlich.

Klima, Luft: Es sind keine wesentlichen Auswirkungen zu erwarten. Ge-
ringflgige positive Effekte kbnnen durch die langfristig zu erwartende
Verbesserung der Begriinung der Grundsttcksflachen und der Parkplatz-
flachen erwartet werden und sind dariiber hinaus im Rahmen von geeig-
neten privaten Baumafinahmen an Gebauden und auf Stellplatzen denk-
bar.

Larm: Zum Schutz vor Verkehrslarmimmissionen durch die angrenzen-
den Schienenstrecken und Stral3en sind passive Schallschutzmaf3nah-
men an den Gebauden festgesetzt.

Kulturgiter und sonstige Sachgiter: Nicht betroffen.

Wechselwirkungen entstehen durch die hohe Bodenversiegelung, die
sich auch nachteilig auf die Grundwasserneubildungsrate und die lufthy-
gienische Situation im Plangebiet auswirkt.

Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes werden durch diesen Bebauungsplan nicht zugelassen; Ausgleichs-

malnahmen sind deshalb entbehrlich.

Verunreinigtes Bodenmaterial ist sachgerecht zu entsorgen.
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e Die Erhaltung der bestmdglichen Luftqualitat kann in geringfiigigem Um-
fang durch die vorgesehenen Begriinungsmafnahmen auf den Grund-
stiicken gefordert werden.

e Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente
Energienutzung wird durch diesen Bebauungsplan nicht behindert.

e Dieser Bebauungsplan berticksichtigt einen sparsamen Umgang mit
Grund und Boden, den Vorrang von Flachenrecycling, Nachverdichtung
und sonstiger Innenentwicklung.

e MalRnahmen zur Reduzierung der Belastungen durch die Grundwasser-

und Bodenverunreinigungen werden durch die Untere Bodenschutzbe-
horde der Stadt Braunschweig veranlasst.

Begriindung der Festsetzunge n

5.1

Art der baulichen Nutzung

Die Bauflachen im Plangebiet werden als ,Sondergebiet grol3flachiger Ein-
zelhandel” festgesetzt. Diese Nutzung entspricht dem jahrzehntelangen Be-
stand, dem bisher geltenden Bebauungsplan WI 11 und dem Zentrenkonzept
Einzelhandel der Stadt Braunschweig (Zentrenkonzept Einzelhandel 1990
mit Ergénzungen/Fortschreibungen bis 2010). Dieses Konzept legt Entwick-
lungsschwerpunkte fur den grof3flachigen Einzelhandel fest, in denen sich
Einzelhandelseinrichtungen und Fachmarkte ansiedeln kénnen, die haupt-
sachlich grol3flachig darzubietende, sperrige Waren des langfristigen Bedarfs
anbieten und aufgrund ihrer Sortimentsgestaltung nicht die Entwicklung oder
Funktionsfahigkeit der zentralen Versorgungsbereiche in den Ortsteilen und
in der Innenstadt beeintréachtigen oder gefahrden.

In diesem Einzelhandelskonzept ist der Bereich an der Otto-von-Guericke-
Stral3e als ,vorhandener Schwerpunkt fiir gro3flachigen, zentrenunschéadli-
chen Einzelhandel mit begrenzten Erweiterungsmaoglichkeiten, Neuord-
nungsbedarf* festgelegt.

Das Regionale Raumordnungsprogramm fur den Grol3raum Braunschweig
(RROP 2008) legt bezuglich der Einzelhandelsentwicklung u. a. folgende Zie-
le und Grundsétze fest: ,Einzelhandelsgrol3projekte mit nicht-zentren-
relevanten Kernsortimenten sind auf3erhalb der stadtebaulich integrierten
Lagen in den regional bedeutsamen Einzelhandelsentwicklungsschwer-
punkten zulassig und auf diese zu konzentrieren. Als regional bedeutsame
Einzelhandelsentwicklungsschwerpunkte sind festgelegt: Otto-von-Guericke-
Stral3e ...“ Damit ist sowohl nach den stadtebaulichen als auch nach den re-
gionalen Zielsetzungen eine Sicherung des Plangebietes fir den grof3flachi-
gen Einzelhandel erforderlich. Dies bedeutet auch, dass die Flachen nicht
durch andere, kleinteiligere Nutzungen in Anspruch genommen werden sol-
len, die an anderen Stellen im Stadtgebiet untergebracht werden kénnen
oder sollen.
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Den Leitlinien des Zentrenkonzeptes Einzelhandel entsprechend, werden
folgende sechs Angebotssektoren zugelassen: Mébel und Einrichtungen,
Gartenbedarf, Baubedarf, grof3teilige Sportgerate, Wohnwagen/Camping-
fahrzeuge, Kraftfahrzeuge und Zubehdr. Dabei handelt es sich um die Ange-
botssektoren, deren Kernsortimente nicht als zentrenrelevant eingestuft wer-
den. Mit dieser Festsetzung wird das bisherige Nutzungsspektrum im Plan-
gebiet erweitert: Der Bebauungsplan WI 11 teilte das Plangebiet in finf Son-
dergebiete auf und liel3 je Sondergebiet nur einige wenige der hier genann-
ten Angebotssektoren zu (z.B. nur ,Garten, Camping”); einige Angebotssek-
toren waren gar nicht zugelassen (z.B. ,M6bel und Einrichtungen®).

Fur diese 6 Angebotssektoren werden in den textlichen Festsetzungen im
Einzelnen Kernsortimente definiert (z.B. ,Kiichen* als Kernsortiment von
.Mdbel und Einrichtungen*). Eine solche Definition fehlte im bisherigen Be-
bauungsplan WI 11, sodass mit den neuen Festsetzungen eine Zuordnung
und Beurteilung in den Baugenehmigungsverfahren und eine Gleichbehand-
lung mit Einzelhandelsbetrieben in Gebieten mit Bebauungsplanen auf Basis
des Zentrenkonzeptes Einzelhandel erméglicht wird.

Fur die festgesetzten Sondergebiete wird die maximal zulassige Verkaufsfla-
che in Form einer Verkaufsflachenzahl (VFZ) festgesetzt. Diese VFZ gibt an,
wie viel Quadratmeter Verkaufsflache je Quadratmeter Baugrundsttcksflache
zulassig sind. Die Festsetzung der Verkaufsflache in Form einer VFZ zur na-
heren Konkretisierung der Art der baulichen Nutzung dient der Sicherung der
Planungsziele eher als die Festsetzung einer einzelhandelsbezogenen Ge-
schossflache, da die jeweilige Ermittlung von Flachenanteilen (Kern-/Rand-
und Freisortimente) eher moglich ist als Gber die Geschossflache (hier miss-
ten Lagerflachen etc. jeweils anteilig auf die verschiedenen Sortimentsgrup-
pen angerechnet werden). Auch Einzelhandelsgutachten und die Recht-
sprechung stitzen sich bei der Ermittlung bei Auswirkungen von Einzelhan-
delsbetrieben auf zentrale Versorgungsbereiche in den jeweiligen Gemein-
den und in den Nachbargemeinden auf die Verkaufsflache, da tiber diesen
Parameter Kaufkraftabflisse und andere Auswirkungen am besten ermittelt
werden kdnnen.

Die Festsetzung einer auf die jeweiligen Sondergebiete bezogenen, maximal
zulassigen Verkaufsflache in absoluten Zahlen ware unzulassig, da eine sol-
che Kontingentierung der Verkaufsflachen je Sondergebiet die Moglichkeit
einschliel3t, dass Grundeigentimer im Falle der Erschopfung des Kontin-
gents durch andere Eigentiimer von der kontingentierten Nutzung ausge-
schlossen sind (,Windhundrennen®). Mit der in diesem Bebauungsplan ge-
troffenen Festsetzung von Verkaufsflachenzahlen (VFZ) hingegen wird er-
reicht, dass die zulassige Art der Nutzung fur jedes Baugrundstick in den
zugehorigen Sondergebieten in Betracht kommt.

Im gesamten Plangebiet wird einheitlich eine VFZ von 0,4 festgesetzt. Diese
ermdglicht - bezogen auf die jeweilige Grundstiicksgréfe - GroRenordnun-
gen von grof3flachigen Einzelhandelsbetrieben, die fir diese Handelsformen
typisch sind. Aus der Analyse der vorhandenen Einzelhandelsbetriebe im
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Plangebiet ergibt sich, dass mit der festgesetzten VFZ grof3flachige Einzel-
handelsbetriebe moéglich sind, wie sie flir die Branche ausreichend sind — und
zwar unabhangig von dem jeweiligen Angebotssektor: So hat das Bettenge-
schéaft Otto-von-Guericke-StralRe 5 (SO 2) eine Bruttogeschossflache von
ca. 3.700 m?, jedoch nur eine genehmigte Verkaufsflache von 1.700 m2. Es
bestehen also noch Reserven fur eine Erweiterung im Bestandsgebaude.
Gemal3 Bebauungsplan WI 87 mit einer VFZ = 0,4 ware eine maximale Ver-
kaufsflache von 3.300 m2 zuléssig. Eine entsprechende Erweiterung ware —
unter Reduzierung von Lagerflachen — somit moglich.

Die Nutzungen auf dem Grundstiick Otto-von-Guericke-StralRe 3 (SO 3)
schopfen bei einer Grundsticksflache von 16.500 m2 die gemal Be-
bauungsplan WI 87 zulassige VFZ = 0,4 (und damit eine Verkaufsflache von
6.600 m?2) mit heute 6.000 m2 bereits weitgehend aus.

Somit sind die Grundstticke in den Sondergebieten SO 2 und SO 3 baulich
bereits sehr weit ausgenutzt. Grol3flachige Einzelhandelsbetriebe werden
Uberwiegend in eingeschossigen Gebauden untergebracht: somit ist die Ver-
kaufsflachenzahl insgesamt als ausreichend anzusehen. Eine Erhéhung soll
auch aus dem Grund nicht vorgesehen werden, dass sonst das Angebot im
Vergleich zu anderen Einzelhandelsschwerpunkten zu tberdimensioniert
konzentriert wirde.

Im Gebiet SO 1 ermdglicht die VFZ von 0,4 eine Verkaufsflache von ca.

25 000 m2 und damit eine deutliche Steigerung um ca. 60 % gegentber der
bisher im Bebauungsplan WI 11 festgesetzten Verkaufsflache. Das Gebiet
SO 1 ist heute mit einer Verkaufsflache von ca. 15.000 m? (SB-Warenhaus
und Gartencenter) ausgenutzt, also ungeféahr in dem bisher festgesetzten
Rahmen von insgesamt 15.500 m? zuldssiger Verkaufsflache gemal3 Be-
bauungsplan Wi 11.

Diese Erh6hung der zulassigen Verkaufsflache im Gebiet SO 1 gilt nur fir die
nicht zentrenrelevanten sechs Angebotssektoren, nicht fir das SB-Waren-
haus (s.u.). Mit dieser Festsetzung wird erreicht, dass fur das Gebiet SO 1 in
Bezug auf diese sechs Angebotssektoren grundsatzlich die gleiche Art der
Nutzung durch Einzelhandelsbetriebe wie in den Ubrigen Sondergebieten im
Plangebiet und in benachbarten Sondergebieten zugelassen wird. Stadte-
bauliche oder sonstige Grinde fuir eine Reduzierung der Moglichkeiten zur
Ansiedlung von grof3flachigen Einzelhandelsbetrieben der genannten, nicht
zentrenrelevanten Angebotssektoren gegeniber anderen Einzelhandels-
schwerpunkten oder den SO 2- und SO 3-Gebieten im Plangebiet bestehen
nicht.

In den Gebieten SO 2 und SO 3 ermdglicht die festgesetzte VFZ eine Ver-
kaufsflache, die um ca. 10 % hoher als die gemald Bebauungsplan W1 11
bisher zulassige Verkaufsflache ist. Eine solche Entwicklungsmaoglichkeit ist
den Betrieben dienlich und im gesamtstadtischen Verhaltnis vertretbar.

Insgesamt lasst der Bebauungsplan eine Zunahme der Verkaufsflache von
10.400 m2 Gberwiegend fur nicht-zentrenrelevante Sortimente zu. Erhebliche
negative Auswirkungen auf Nachbargemeinden sind nicht zu erwarten. Die
Planung entspricht den Zielen der Raumordnung, wonach grof3flachige Ein-
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zelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten in den regi-
onal bedeutsamen Einzelhandelsentwicklungsschwerpunkten zu konzentrie-
ren sind. Um einen solchen Schwerpunkt handelt es sich bei dem Bereich
Otto-von-Guericke-Stral3e.

Neben den Kernsortimenten werden Randsortimente zugelassen. Dabei
handelt es sich um Warengruppen, die in Anlehnung an das Kernsortiment
angeboten werden, aber gleichzeitig typische Angebote der Einzelhandelsbe-
triebe der Innenstadt und damit zentrenrelevant sind (z.B. Leuchten, Dekora-
tionsgegenstande im Kernsortiment ,Mobel®).

Die Verkaufsflache fur das Randsortiment darf dabei 5 % der Verkaufsflache
des jeweiligen Einzelhandelsbetriebes nicht Gberschreiten. Die Verkaufsfla-
che fur eine Warengruppe des Randsortimentes darf 2,5 % der Verkaufsfla-
che des jeweiligen Einzelhandelsbetriebes nicht Uberschreiten. Mit diesen
Festsetzungen wird zum einen den Einzelhandelsbetrieben ermdglicht, in
gewissem Umfang Sortimente anzubieten, die im Zusammenhang mit dem
Kernsortiment stehen, was der Attraktivitdt des Marktes dient. Auf der ande-
ren Seite wird sichergestellt, dass die genannten zentrenrelevanten Waren-
sortimente nur in einem untergeordneten Mal3 angeboten werden dirfen, um
die Angebotsvielfalt in den zentralen Versorgungsbereichen (vor allem In-
nenstadt) nicht zu gefahrden. Die Festsetzung entspricht den Leitlinien des
Zentrenkonzeptes Einzelhandel und wurde in anderen Bebauungsplanen fir
grof3flachigen Einzelhandel ebenfalls getroffen, sodass eine Gleichbehand-
lung der grol3flachigen Einzelhandelsbetriebe an verschiedenen Standorten
im Stadtgebiet gewéhrleistet ist.

In den Sondergebieten SO 2 und SO 3 wurden in den vergangenen Jahren je
eine Baugenehmigung erteilt, die zusatzlich zu den sonstigen Randsortimen-
ten (5 % der Verkaufsflache) fur das Randsortiment ,Bettwaren® eine Ver-
kaufsflache von 10 % zulésst. Den entsprechenden Bauantrdgen musste auf
Basis des geltenden Planungsrechtes (Bebauungsplan WI 11) stattgegeben
werden. Im Sondergebiet SO 2 wurde die Baugenehmigung bereits umge-
setzt; der Betrieb hat insoweit Bestandsschutz. Im Sondergebiet SO 3 wurde
die Baugenehmigung nicht umgesetzt. Zukinftig sollen jedoch in diesem
Punkt keine Sonderregelungen mehr gelten. Da es gerade das Ziel dieses
Bebauungsplanes WI 87 ist, das alte Planungsrecht durch ein neues, wel-
ches an das Zentrenkonzept Einzelhandel angepasst ist, zu ersetzen, wird
kunftig einheitlich nur noch ein Randsortiment bis zu 5 % der Verkaufsflache
zugelassen.

Ferner werden Freisortimente zugelassen. Dabei handelt es sich um War-
engruppen, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Kernsorti-
ment stehen muissen, jedoch von grof3flachigen Einzelhandelsbetrieben an-
geboten werden, um das Angebot insgesamt vielfaltiger zu gestalten. Unzu-
l&ssig sind dabei jedoch die zentrenrelevanten Warensortimente. Diese Wa-
rensortimente sind im ,Zentrenkonzept Einzelhandel — Ergdnzung 2010 —
Standortkonzept Zentrale Versorgungsbereiche” definiert (,Braunschweiger
Liste"). Dieses Konzept wurde am 22. Juni 2010 vom Rat der Stadt Braun-
schweig beschlossen. Es handelt sich dabei um innenstadtrelevante War-
engruppen (z.B. Unterhaltungselektronik) oder um Warengruppen, die fir die
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Stadtteilzentren relevant sind (z.B. Lebensmittel).

Die Verkaufsflache fur Freisortimente darf 3 % der Verkaufsflache des jewei-
ligen Einzelhandelsbetriebes nicht Giberschreiten. Damit wird der untergeord-
nete Charakter dieser Sortimente untermauert. Die Regelung entspricht ana-
log zu den Randsortimenten den Leitlinien des Zentrenkonzeptes Einzelhan-
del und wurde ebenfalls in andere Bebauungsplane fir grof3flachige Einzel-
handelsbetriebe tibernommen, sodass auch hier eine Gleichbehandlung er-
reicht wird.

Im Sondergebiet SO 3 setzt der bisher geltende Bebauungsplan WI 11 auf
Grund des damals schon vorhandenen Bestandes abweichend von den
sonstigen Zielsetzungen und Regelungen der Planung fest, dass von den fur
.Bau, Garten, Camping"“ zulassigen Verkaufsflache von 6.000 m? ,bis

1.200 m2 ohne Einschrankungen fur Einzelhandel genutzt werden“ konnten.
Diese Regelung wird bis heute durch Einzelhandel mit zentrenrelevanten
Sortimenten (u.a. Lebensmittel, Sportbekleidung) ausgeschdpft. Die beste-
henden Betriebe haben Bestandsschutz.

Im Jahr 2008 wurde eine Baugenehmigung fur ,Einzelhandel mit Lebensmit-
teln und Waren aller Art* mit einer Verkaufsflache von 1.200 m2 auf Basis des
Bebauungsplanes WI 11 erteilt. Da mit dieser Baugenehmigung die maxima-
le Verkaufsflache ,,ohne Einschrankungen fir Einzelhandel ausgeschopft
wurde, enthielt die Baugenehmigung zugleich die MalRgabe, im Zuge der
Realisierung der Genehmigung alle Verkaufsflachen mit Waren, die nicht der
zulassigen Hauptnutzung ,,Bau, Garten, Camping* entsprechen, zuriickzu-
bauen bzw. diese Nutzungen aufzugeben. Diese Genehmigung wurde nicht
umgesetzt.

Die genannte Sonderregelung des Bebauungsplanes WI 11 Uber 1.200 m?
Verkaufsflache ,,ohne Einschrankungen® wird in diesen Bebauungsplan

W1 87 nicht aufgenommen, da sie dem Zentrenkonzept Einzelhandel seit
1990 mit seinen Fortschreibungen bis 2010 widerspricht. Zum Schutz der
zentralen Versorgungsbereiche der Innenstadt und der Ortsteile soll in den
Schwerpunkten fur grof3flachigen Einzelhandel nur nicht zentrenschadlicher
Einzelhandel zugelassen werden. Die Umsetzung der Ziele dieses Konzep-
tes ist wesentlicher Anlass und wesentliches Ziel dieses Bebauungsplanes.
Grinde fur Ausnahmen hiervon im fraglichen Bereich sind nicht erkennbar.

Auch unter Berucksichtigung der privaten Belange des Grundstickseigent-
mers ist eine Ubernahme der bisherigen Sonderregelung nicht gerechtfertigt:
Der Eigentimer hatte insbesondere in den Jahren 2002 - 2004 eine aus sei-
ner Sicht unabweisbare zwingende wirtschaftliche Notwendigkeit an einer
umgehenden Baugenehmigung fur einen grof3flachigen Lebensmittelmarkt
vorgetragen. Das geltende Recht stand einer solchen Genehmigung bis zu
einer Verkaufsflache von 1.200 m2 nicht im Wege. Erst im Jahr 2008 wurde
jedoch ein entsprechender Bauantrag gestellt und auch genehmigt. Es wurde
hiervon jedoch kein Gebrauch gemacht. Dies kann als Hinweis darauf gewer-
tet werden, dass die vorgebrachte zwingende wirtschaftliche Notwendigkeit
nicht so stark ausgeprégt ist, dass es den o6ffentlichen Belang einer ausge-
wogenen Einzelhandelsstruktur in Braunschweig Uberwiegen koénnte. Des-
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halb ist es auch unter Abwagung der 6ffentlichen mit den privaten Belangen
gerechtfertigt, die alten Sonderregelungen entfallen zu lassen.

Die Definition von Kern-, Rand- und Freisortimenten sowie die Begrenzung
von Rand- und Freisortimenten und der Entfall der genannten Sonderrege-
lungen dienen auch dem Zweck, die Flachen im Plangebiet fur groR3flachigen
Einzelhandel zu sichern und vorzuhalten. Sie sollen nicht durch andere Nut-
zungen in Anspruch genommen werden. Gerade kleinteiligere Einzelhan-
delsangebote kdnnen und sollen in anderen Bereichen des Stadtgebietes un-
tergebracht werden und nicht wertvolle, hervorragend erschlossene Flachen,
die besonders gut fir grof3flachige Einzelhandelsbetriebe geeignet sind, in
Anspruch nehmen.

Die festgesetzte VFZ von 0,4 darf ausnahmsweise bis zu einer VFZ von 0,5
Uberschritten werden. Die Ausnahme kann erteilt werden, wenn und soweit
es sich um Verkaufsflachen auf3erhalb von Gebauden (AuRenverkaufsfla-
chen) handelt, die funktional einem Einzelhandelsbetrieb der nicht zentrenre-
levanten sechs Angebotssektoren (Mdbel u.a.) zugeordnet sind und der Wa-
renprasentation des jeweiligen Kernsortiments dienen. Diese Festsetzung ist
z.B. fir Gartenmarkte relevant, die saison- und produktabhangig einen Tell
ihrer Waren auch auf3erhalb von Gebauden anbieten (missen).

SB-Warenhaus

Im Gebiet SO 1 ist zusatzlich zu den genannten sechs Angebotssektoren die
Nutzung ,SB-Warenhaus* zulassig. Ein SB-Warenhaus ist dadurch charakte-
risiert, dass es als grol3flachiger Einzelhandelsbetrieb vorrangig Guiter des
taglichen Bedarfs (Lebensmittel, Getranke und Drogerieartikel), daneben je-
doch auch in gréfierem Umfang Giter des periodischen Bedarfs (Haushalts-
waren, Textilien, Spielwaren etc.) im Selbstbedienungsverkauf anbietet. Da-
bei handelt es sich um einen einheitlichen Betrieb mit einheitlicher Organisa-
tion und mit gemeinsamen Kassenzonen fur alle Artikel. Dies unterscheidet
ein SB-Warenhaus von einem Einkaufszentrum, in welchem sich mehrere
wirtschatftlich selbststandige Einzelhandelsbetriebe (mit eigenen Kassen etc.)
lediglich ,unter einem Dach” befinden. Ein solches Einkaufszentrum ist hier
nicht zuléassig, da es mehrere grof3flachige und/oder nicht gro3flachige Ein-
zelhandelsbetriebe vereinen wirde und somit den Angeboten in der Innen-
stadt vergleichbar ware. Bei einem solchen Einkaufszentrum wére ein zu-
satzlicher Kaufkraftabfluss von der Innenstadt zu erwarten, womit negative
Auswirkungen auf die Innenstadt verbunden waren.

Die Nutzung ,.SB-Warenhaus entspricht der heutigen tberwiegenden Nut-
zung in diesem Gebiet. Neben einem der grof3ten SB-Warenhauser in
Braunschweig befindet sich hier noch ein Gartenfachmarkt, der zwar baulich
an das SB-Warenhaus angegliedert, aber ansonsten selbststandig ist (eige-
ner Eingang).

Das Hauptangebot eines SB-Warenhauses sind Guter des taglichen Bedarfs
(Lebensmittel, Getranke, Drogerieartikel). Diese werden als ,,Hauptsortiment*
zugelassen. Daneben werden auch zahlreiche andere Artikel angeboten

(Haushaltswaren, Textilien, Spielwaren etc.), die als ,Nebensortiment” zuge-
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lassen werden. Aufgrund des grol3en Gewichts dieses Nebensortiments kann
im Falle eines SB-Warenhauses nicht wie bei anderen grof3flachigen Einzel-
handelsbetrieben von ,Kern-, Rand- und Freisortimenten“ gesprochen wer-
den, sodass hier die Einstufung in Haupt- und Nebensortiment vorgenommen
wird.

Sowohl beim Haupt- als auch beim Nebensortiment handelt es sich um Gu-
ter, die nach den Leitlinien des Zentrenkonzeptes Einzelhandel vorwiegend
in den zentralen Versorgungsbereichen der Stadtteile und der Innenstadt an-
geboten werden sollen und deshalb auch bei den Freisortimenten der ge-
nannten sechs anderen Angebotssektoren grundséatzlich ausgeschlossen
sind. Da SB-Warenhauser jedoch seit Jahrzehnten fester Bestandteil der
Versorgung in deutschen Gro3stadten und auch in Braunschweig sind, kon-
nen sie nicht ganzlich ausgeschlossen werden. Deshalb soll der im Plange-
biet seit langem etablierte Bestand planungsrechtlich gesichert werden. Die
Festsetzungen zur Verkaufsflachenzahl (s.u.) stellen jedoch sicher, dass von
der grundsatzlichen Art dieser Betriebe her keine Anderungen mit zusatzli-
chen negativen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche in der
Stadt ausgehen kdnnen.

Fur die Nutzung SB-Warenhaus im Gebiet SO 1 ist eine anteilige VFZ von
0,2 und damit insgesamt ca. 12 600 m? Verkaufsflache zulassig. Die durch
diese Nutzung in Anspruch genommene VFZ ist auf die im Gebiet insgesamt
maximal zuladssige VFZ von 0,4 anzurechnen.

Im Jahr 2002 wurde das bestehende SB-Warenhaus Otto-von-Guericke-
Stral3e 11 umstrukturiert. Mit der im Jahr 2002 erteilten Baugenehmigung
wurde eine Erhéhung der Verkaufsflache auf 12.000 m? zugelassen.

Mit der nun festgesetzten VFZ von 0,2 wird eine Erh6hung gegeniber der
genehmigten Situation in einer Grél3enordnung von 5 % (ca. 600 m?) zuge-
lassen, sodass noch Moglichkeiten der Arrondierung des Angebotes eroffnet
werden. Eine weitere Erh6hung dieser Verkaufsflache ist jedoch nicht ver-
tretbar, da es sich bei dem SB-Warenhaus um einen Betrieb handelt, der
wegen seiner Warensortimente erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die
zentralen Versorgungsbereiche in der Innenstadt und in den Ortsteilen hat.

Die Verkaufsflache fur das Hauptsortiment (Lebensmittel und Getranke, Dro-
gerieartikel) muss dabei mindestens 50 % der Verkaufsflache des SB-
Warenhauses betragen; die Verkaufsflache fur das Nebensortiment (Haus-
haltswaren, Textilien etc.) darf maximal 50 % betragen. Nach Angaben der
Industrie- und Handelskammer und des Einzelhandelsverbandes werden in
SB-Warenhéausern durchschnittlich 52 % der Verkaufsflache allein durch Le-
bensmittel belegt. Drogerieartikel nehmen in der Regel weitere 15 % der
Verkaufsflache ein. Damit macht das Hauptsortiment in einem durchschnittli-
chen SB-Warenhaus ca. 67 % der Verkaufsflache aus, das Nebensortiment
rund 33 %. Im vorliegenden Fall wird jedoch davon abgesehen, das Verhalt-
nis zwischen Haupt- und Nebensortiment entsprechend festzusetzen (z.B.
mind. 65 % zu max. 35 % anstelle von mind. 50 % zu max. 50 %). Die Bau-
genehmigung aus dem Jahr 2002 basierte auf der Basis einer Aufteilung von
50 % Hauptsortiment zu 50 % Nebensortiment. Die heutige Nutzung des SB-
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Warenhauses entspricht der seinerzeitigen Genehmigung und hat Bestands-
schutz.

Eine nennenswerte Veranderung dieses Verhaltnisses von Haupt- und Ne-
bensortiment im Bebauungsplan kdnnte prinzipiell im Rahmen einer Neu-
baumalRnahme zum Tragen kommen. Damit kénnten zwar evtl. positive
Auswirkungen auf die Innenstadt (weniger Kaufkraftabfluss flr Sortimente
wie z.B. Textilien, Spielwaren) einhergehen. Im Gegenzug jedoch wére eine
Verstarkung der negativen Auswirkungen des SB-Warenhauses auf die zent-
ralen Versorgungsbereiche in den Ortsteilen in Bezug auf die Versorgung mit
Gutern des taglichen Bedarfs (Lebensmittel und Getranke, Drogerieartikel)
zu beflirchten. Eine Erweiterung dieser Sortimente wirde somit dem Zent-
renkonzept Einzelhandel in seiner Fortschreibung 2010 (,Standortkonzept
zentrale Versorgungsbereiche®) widersprechen. Alle Nachversorgungsunter-
suchungen fur die Gesamtstadt Braunschweig sowie fur Teilbereiche (z. B.
sudliche Stadtgebiete) gehen vom heutigen Bestand im Sondergebiet SO 1
aus, sodass dieser in das Versorgungsgefuge der Stadt Braunschweig als
Basiswert eingestuft wurde.

Um der Gefahr von nachteiligen Auswirkungen der Nebensortimente auf die
Innenstadt entgegenzuwirken, wird erganzend festgesetzt, dass die Ver-
kaufsflache fur eine Warengruppe des Nebensortiments insgesamt 6 % der
Verkaufsflache des SB-Warenhauses nicht Giberschreiten darf. Eine entspre-
chende Regelung wurde auch in die Baugenehmigung aufgenommen. Dies
bedeutet, dass z.B. Haushaltswaren auf einer Verkaufsflache von maximal
ca. 750 m? im gesamten Gebiet SO 1 zulassig sind. Damit wird zumindest si-
chergestellt, dass ein einzelnes Nebensortiment nicht den Charakter und die
Auswirkungen eines eigenstandigen grol3flachigen Einzelhandelsbetriebes
entfalten kann.

Im Sondergebiet SO 1 ist innerhalb eines SB-Warenhauses auch eine La-
denzone zuladssig. Es handelt sich dabei um einen Bereich mit kleineren
selbststandigen Laden, die jedoch nur vom SB-Warenhaus aus zuganglich
sein durfen. Die Verkaufsflache dieser Ladenzone darf 10 % der Verkaufsfla-
che des SB-Warenhauses nicht Giberschreiten. Die Verkaufsflache fir eine
Warengruppe des innenstadtrelevanten Nebensortiments darf dabei jeweils
100 m2 nicht Gberschreiten. Damit ist sichergestellt, dass eine solche Laden-
zone keine besondere eigenstandige Attraktivitat und damit keine zusatzliche
Gefahrdung der zentralen Versorgungsbereiche entfalten kann. Diese Rege-
lung wurde bereits in die Baugenehmigung fur das bestehende SB-
Warenhaus im Jahr 2002 aufgenommen.

Eine Uberschreitung der festgesetzten VFZ fiir AuRenverkaufsflachen ist fur
die Nutzung SB-Warenhaus nicht zulassig. Die in solchen Betrieben angebo-
tenen Waren kénnen grundsatzlich in Gebauden prasentiert werden. Sollen
dennoch aus Vermarktungsgrinden AulRenverkaufsflachen eingerichtet wer-
den, so sind deren Flachen auf die maximal zuldssige Verkaufsflache anzu-
rechnen. Dadurch wird sichergestellt, dass keine weitere Ausdehnung der
Verkaufsflache von zentrenrelevanten Warensortimenten, die fur SB-
Warenhauser maf3geblich und typisch sind, stattfinden kann.
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Ausnahmsweise wird neben den genannten sechs Angebotssektoren (Mébel
u.a.) auch der Angebotssektor ,Kleintiere und Tierhaltung“ zugelassen und
zwar sowohl als grol3flachiger als auch als nicht grof3flachiger Einzelhan-
delsbetrieb. Aufgrund einer Erhebung um Stadtgebiet im Jahr 2008 wurde
festgestellt, dass nur noch ein geringer Teil dieser Sortimente in der Braun-
schweiger Innenstadt angeboten wird. Die Fortschreibung 2010 des Zentren-
konzeptes Einzelhandel ,Zentrale Versorgungsbereiche® hat diese Entwick-
lung nachvollzogen, indem diese Sortimente nicht mehr als zentrenrelevant
eingestuft werden. Da es sich jedoch Uberwiegend um kleinteilige Produkte
handelt, die zur Angebotsvielfalt in der Innenstadt und in den Nahversor-
gungsbereichen der Ortsteile beitragen kdnnen, sowie — insbesondere flr
Kinder und &éltere Menschen — das noch bestehende Angebot in den Ortstei-
len moéglichst erhalten bleiben soll, sind diese Warengruppen nur aus-
nahmsweise zulassig. Im Bedarfsfall kann damit einer Haufung und Zentrali-
sierung im Plangebiet entgegengewirkt werden.

Darlber hinaus ist auch der Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und Zubehor
ausnahmsweise als nicht gro3flachiger Einzelhandelsbetrieb zulédssig. Da
Kraftfahrzeuge generell weder in der Innenstadt noch in den 6rtlichen Ver-
sorgungszentren angeboten werden kdnnen, bestehen hier auch keine Be-
denken gegen die Zulassung kleinerer (z.B. hoch spezialisierter) Anbieter.
Der Bereich Otto-von-Guericke-Stral3e soll sich jedoch nicht zu einem Zent-
rum fir den Kfz-Handel entwickeln; insofern sind kleinere Kfz-Handels-
betriebe, die auch in anderen Stadtgebieten untergebracht werden kénnen,
nur ausnahmsweise zulassig.

Ferner sind Serviceeinrichtungen fir Kunden und Mitarbeiter wie z.B. Café,
Restaurant, Kinderhort ausnahmsweise zuléssig. Sie mussen jedoch dem
jeweiligen grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb unmittelbar dienen und dirfen
deshalb nur von dem Betrieb aus zuganglich sein, mussen in den Baukoérper
integriert sein und sich in Grundflache und Baumasse dem Betrieb deutlich
unterordnen. Daruber hinaus ist ihre Grundflache auf die Verkaufsflache des
jeweiligen Einzelhandelsbetriebes anzurechnen. Damit soll sichergestellt
werden, dass es sich tatsachlich um Serviceeinrichtungen der Einzelhan-
delsbetriebe handelt und nicht um sonstige gastronomische Angebote. Diese
sollen sich vorrangig in der Innenstadt und den zentralen Versorgungsberei-
chen der Stadtteile ansiedeln, um dort zur Angebotsvielfalt beizutragen und
somit die Versorgungsfunktionen zu starken. Die Ausnahme kann erteilt wer-
den, wenn nachvollziehbar ist, dass der Betrieb tatséchlich der Versorgung
der Kunden des Einzelhandelsbetriebes dient und nicht dartiber hinaus Kun-
denstréme anzieht. Insgesamt soll hier eine zu grof3e Haufung und Domi-
nanz vermieden werden.

Erweiterter Bestandsschutz

Im Gebiet SO 3 befindet sich auf dem Grundsttick Otto-von-Guericke-
Stral3e 1 ein 12-geschossiges Gebaude, welches im Jahr 1973 als Blroge-
baude genehmigt wurde. Seit Jahren wird hier eine bauordnungsrechtlich
nicht genehmigte Wohnnutzung ausgedubt. In die urspringlich fir eine Biro-
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nutzung vorgesehenen Einheiten in Gréf3enordnungen zwischen 36 m? und
52 m2 wurden kleine Kiichen und Nasszellen eingebaut. Die bauliche Grund-
struktur wurde jedoch beibehalten (voneinander unabhéngige kleine Einhei-
ten, die je Etage von einem gemeinsamen Flur erschlossen werden). Soweit
aus Vermietungs-Anzeigen in entsprechenden Internet-Portalen ersichtlich,
wurde ein Teil der Appartements im Jahr 2010 umfassend saniert.

Diese Wohnnutzung war zu keinem Zeitpunkt genehmigungsfahig. Der zum
Zeitpunkt des Bauantrages und der Baugenehmigung geltende Bebauungs-
plan WI 6 setzte ein Gewerbegebiet fest. Der im gleichen Bereich seit 1982
geltende Bebauungsplan WI 11 setzte ein Sondergebiet Einzelhandel fest.

Das Gebéaude hat eine Gebdudehdhe von 38,0 m.

Sowohl die genehmigte Bironutzung als auch die tatsachlich ausgeibte
Wohnnutzung als auch die Gebaudehthe sind mit den Planungszielen des
Bebauungsplanes fur diesen Bereich nicht vereinbar.

Da es sich jedoch um einen erheblichen Bestand handelt, wird in Bezug auf
die genehmigte Buronutzung und die Gebaudehthe ausnahmsweise der er-
weiterte Bestandsschutz gemal § 1 (10) BauNVO festgesetzt (,Fremdkor-
perfestsetzung“). Dadurch sind auch in der Zukunft tlber den normalen engen
Bestandsschutz hinaus auch Anderungen und Erneuerungen des bestehen-
den Gebaudes im Rahmen der genehmigten Nutzung als Burogebaude zu-
lassig. Die bauliche Substanz lasst eine solche Nutzung nach wie vor zu, da
gegeniiber der Baugenehmigung fiir ein Biirogebaude keine erheblichen An-
derungen vorgenommen wurden, die eine Blronutzung ausschlie3en wir-
den.

Daruber hinaus kann im Rahmen des erweiterten Bestandsschutzes aus-
nahmsweise auch eine Nutzungsanderung in einen Betrieb des Beherber-
gungsgewerbes zugelassen werden. Diese Festsetzung wird getroffen, weil
eine solche Nachnutzung der Substanz plausibel erscheint. Wie beschrieben,
befindet sich auf jeder Etage ein Flur, von welchem selbstandige 1-Zimmer-
Appartements abgehen. Die Nasszellen sind ohnehin fir eine solche Nut-
zung erforderlich; kleine Kiichen sind auch im Rahmen von Beherbergungs-
angeboten (,Suite”, Ferienwohnung etc.) durchaus im Rahmen des ublichen.
Insofern ist auch eine Umnutzung als Betrieb des Beherbergungsgewerbes
durchaus maoglich.

Eine allgemeine Wohnnutzung wird nicht — und damit auch nicht ausnahms-
weise im Rahmen eines erweiterten Bestandsschutzes — zugelassen. Eine
Wohnnutzung zwischen Gewerbeflachen und Handelsgebieten an Hauptver-
kehrsstraf3en, vollig isoliert von anderen Wohngebieten, ist stadtebaulich
nicht vertraglich. Die erhebliche Larmbelastung (mafl3geblicher Au3enlarm-
pegel 71 bis 75 dBA, Larmpegelbereich V geméal3 DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau*) lasst tags und nachts keine gesunden Wohnverhaltnisse zu. Fur
Betriebe des Beherbergungsgewerbes kann eine solche Larmbelastung als
gerade noch vertretbar erscheinen, da sich die Nutzer hier jeweils nur befris-
tet aufhalten. Auch wéaren mit einer Wohnnutzung voraussichtlich Einschran-
kungen der zuldssigen Larmemissionen der umgebenden Betriebe verbun-
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den. Es waren notwendige Einschrankungen der betrieblichen Nutzungen
der angrenzenden Einzelhandelsbetriebe (Lieferverkehr, Kundenverkehr),
der Tankstelle oder der nérdlich angrenzenden Gewerbeflachen zwischen
FabrikstraRe und Theodor-Heuss-Stral3e zu befurchten. Gerade fir den
letztgenannten Bereich wird zurzeit ein Bebauungsplan aufgestellt, der das
Ziel hat, die hier vorhandene gewerbliche Nutzung dauerhaft mit méglichst
wenigen Einschrankungen zu sichern und zu erhalten.

Da die bauliche Struktur des Gebaudes sowohl eine Blro- als auch eine Be-
herbergungsnutzung (Hotel, Pension, Ferienwohnung) zuldsst, sind die 0f-
fentlichen Belange an dem Erhalt und der Sicherung der stadtebaulichen
Ordnung, der Vermeidung ungesunder Wohnverhaltnisse und der Vermei-
dung von Einschrankungen der benachbarten Betriebe hdher zu gewichten,
als die privaten Belange des Grundstiickseigentimers/ des Niel3brauchs-
berechtigten an moglicherweise héheren Mieteinnahmen aus einer Wohn-
nutzung gegenuber den Mieteinnahmen aus den zulassigen Nutzungen.
Auch der mit eventuellen Umbaumafl3nahmen zur Umsetzung der zulassigen
Nutzungen verbundene Aufwand ist zumutbar. Es ist dabei besonders zu be-
ricksichtigen, dass es sich bei der ausgeiibten Wohnnutzung um eine von
Anfang an baurechtswidrige ungenehmigte Nutzung handelt.

Mald der baulichen Nutzung

Die im Plangebiet heute vorhandene Bebauung schopft eine GRZ von unter
0,5 aus. Dartiber hinaus werden die Grundstiicke jedoch in erheblichem Um-
fang von Stellplatzen und Zufahrten ausgenutzt. Der bisher geltende Bebau-
ungsplan WI 11 setzte fur die baulichen Anlagen eine GRZ von 0,6 fest,
schrankte jedoch dartber hinaus die Ausnutzung der Grundstticke durch
Stellplatze, Zufahrten, Nebenanlagen etc. nicht ein, sodass eine Versiege-
lung der Grundstlcke bis zu einer GRZ von 1,0 prinzipiell zulassig war. Mit
diesem Bebauungsplan WI 87 wird nun eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Dies
entspricht im Regelfall dem gemald BauNVO hdchst zulassigen Mald der bau-
lichen Nutzung von Grundstiicken einschlie3lich von Stellplatzen, Zufahrten,
Nebenanlagen etc. In Anbetracht der bestehenden Situation der grof3flachi-
gen Versiegelung der Grundstiicke wird eine Uberschreitung der GRZ von
0,8 bis zu einer GRZ von 0,9 fur Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb
der Gelandeoberflache (z.B. Tiefgaragen) zugelassen. Mit dieser Festset-
zung verbleibt noch ein 10 %iger Grundstlcksteil, der zu begriinen ist, so-
dass bisher noch nicht versiegelte Randbereiche als solche erhalten bleiben
und im Zuge der weiteren Entwicklung des Sondergebietes im Rahmen von
Umstrukturierungen und Bauantragsverfahren zumindest eine teilweise Ver-
besserung der Situation erreicht werden kann.

Es wird im gesamten Plangebiet eine maximal zulassige Hohe baulicher An-
lagen von 15,0 m festgesetzt, die fur untergeordnete Bauteile (Schornsteine,
Luftungsanlagen) ausnahmsweise Uberschritten werden darf. Hierdurch wird
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eine bis zu viergeschossige Bebauung ermdglicht. Grofiflachige Einzelhan-
delsbetriebe bieten ihre Ware mit gelegentlichen Ausnahmen (z.B. Mdbel-
hauser) zwar im Regelfall ebenerdig an. Eine mehrgeschossige Bebauung ist
jedoch unter dem Blickwinkel einer besseren Grundstiicksausnutzung und
einer markanteren stadtebaulichen Struktur zu begrtf3en und soll deshalb
ermdaglicht werden.

Der bisher geltende Bebauungsplan WI 11 lasst eine teilweise héhere Be-
bauung zu: Entlang der Theodor-Heuss-Stral3e ist eine Bebauung mit bis zu
acht bzw. zwolf Geschossen und entlang der Otto-von-Guericke-Stral3e mit
bis zu sechs Geschossen zugelassen. Von dieser Mdglichkeit wurde lediglich
durch das Gebaude Otto-von-Guericke-Strafl3e 1 mit zwolf Geschossen Ge-
brauch gemacht. Auf den tbrigen Flachen sind im Bebauungsplan WI 11 le-
diglich zwei Geschosse zugelassen. Es kann festgestellt werden, dass die
seinerzeitige planerische Absicht, eine héhere und damit stadtebaulich pra-
gende StralRenrandbebauung zu erreichen, offensichtlich nicht umsetzbar
war. Heutzutage sind im groR3flachigen Einzelhandel - vor allem aufRerhalb
der Innenstadt - Verkaufsstatten mit mehr als zwei bis drei Geschossen nicht
ublich.

Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Baugrenzen halten im Wesentlichen einen Abstand von 5,0 m zu den 6f-
fentlichen Grun- und Verkehrsflachen ein. Mit Rucksicht auf die zu erhalten-
de Eingriinung und Zuwegung zum Gebaude Otto-von-Guericke-Stral3e 1
betragt der Abstand an der Theodor-Heuss-Stral3e 8,0 m. Damit wird den
Einzelhandelsbetrieben eine grolRe Flexibilitat der Bebauung bei gleichzeiti-
ger Einhaltung eines Mindestabstandes zu o6ffentlichen Raumen ermdglicht.
Nebenanlagen, Stellplatze und deren Zufahrten sind aul3erhalb der Gberbau-
baren Grundstiicksflachen nicht ausgeschlossen, da sdmtliche Flachen be-
reits heute entsprechend genutzt werden. Gegentber den 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen sorgen die festgesetzten Pflanzstreifen fur eine gestalterisch
notwendige Mindesteingrinung. Die offentlichen Grinflachen auf dem ehe-
maligen Bahndamm sind breit genug, um den darin verlaufenden Weg ge-
genuber den Einzelhandelsbetrieben ausreichend abzuschirmen.

Entlang der A 391 wird die Baugrenze entlang der Bauverbotszone festge-
setzt. In Abstimmung mit der Niedersachsischen Landesbehdrde fiir Stra-
Benbau und Verkehr (NLStBV), Geschaftsbereich Hannover, konnte die
Bauverbotszone entlang der A 391 von regular 40,0 m gemal 8§ 9 Bundes-
fernstraRengesetz auf 20,0 m reduziert werden. Die NLStBV hat dieser Re-
duzierung der Bauverbotszone aus folgenden Grinden zugestimmt:

Bereits der Bebauungsplan WI 11 aus dem Jahr 1982 setzte unter Mitwir-
kung der LandesstraRenbauverwaltung eine reduzierte Bauverbotszone von
20,0 m und eine analoge tUberbaubare Grundsticksflache fest, die in der
Folge auch baulich ausgenutzt wurde. Im Zuge des Umbaus des Autobahn-
dreiecks Braunschweig-Sudwest wurde die Ostliche Richtungsfahrbahn der
A 391 einschl. der Ausfahrtsrampe zur Anschlussstelle Gartenstadt nach
Osten auf das Gelande des SB-Warenhauses im Sondergebiet SO 1 ver-
schoben. Die Einhaltung der vollen Bauverbotszone von 40,0 m wirde nun-
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mehr eine weitergehende Belastung des Einzelhandelsgrundstiicks bedeu-
ten. Eine Reduzierung auf 20,0 m ist auch mit den 6ffentlichen Belangen
vereinbar.

Fur die bestehenden baulichen Anlagen innerhalb der Bauverbotszone/
aul3erhalb der kinftigen Baugrenze besteht Bestandsschutz. Der Be-
bauungsplan sieht zuséatzlich vor, dass die Baugrenze entlang der A 391
ausnahmsweise fur bauliche Anlagen tberschritten werden darf. Grundsatz-
liche stadtebauliche Bedenken gegen eine Uberschreitung bestehen nicht.
Die Ausnahme kann erteilt werden, wenn die Niedersachsische Landesbe-
horde fir StralRenbau und Verkehr einer Bebauung innerhalb der Bauver-
botszone gemé&l Bundesfernstrallengesetz zustimmt.

Lediglich Werbeanlagen sind von dieser Ausnahmeregelung ausgenommen.
Diese sind grundsatzlich nur innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksfla-
chen zulassig, um negative Auswirkungen auf das Ortsbild so weit wie mdg-
lich zu reduzieren.

Bauweise

Die festgesetzte abweichende Bauweise erméglicht auch eine Baukdrperlan-
ge von uber 50 m, ohne dass an die Grundstlicksgrenze angebaut werden
muss. Dies entspricht der fur grof3flachige Einzelhandelsbetriebe tblichen
Bauweise. Im Plangebiet werden im Bestand Baukdrperlangen von bis zu
210 m erreicht.

Offentliche Verkehrsflachen

Das Plangebiet ist mit Haltestellen an der Theodor-Heuss-Stral3e und der
Frankfurter StraRe an den OPNV gut angeschlossen. Uber die Buslinien 415,
M 19, M 29, und M 13, sind die Innenstadt, der Hauptbahnhof, die Ringgebie-
te und die Ortsteile Broitzem, Leiferde, direkt erreichbar. Gute Umsteigemdog-
lichkeiten bestehen vor allem am Hauptbahnhof und in der Innenstadt.

Das Sondergebiet wird Gber die Otto-von-Guericke-Stral3e erschlossen. Die-
se wird als offentliche Verkehrsflache festgesetzt.

Die Verkehrssituation im Gebiet wurde im Zuge der Ansiedlung des Bau-
marktes auf dem Grundstiuck Otto-von-Guericke-Stral3e 2 (Bebauungsplan
W1 91) sowie im Zuge der Erweiterung des SB-Warenhauses auf dem
Grundstiick Otto-von-Guericke-Straf3e 9-11 in mehreren Verkehrsgutachten
geprift. Ergebnis dieser Gutachten war ein Umbaukonzept fir die Errichtung
einer dritten Linkseinbiegespur in die Theodor-Heuss-StraRe sowie die Ande-
rung der Signalschaltung. Diese Malinahmen wurden bereits umgesetzt.

Im vorliegenden Bebauungsplan WI 87 wird auf der Grundlage der genann-
ten Verkehrsgutachten und des bereits durchgefiihrten StralRenumbaus im
Bereich der Rechtseinbiegespur in die Theodor-Heuss-Stral3e ein Zu- und

Bebauungsplan ,Otto-von-Guericke-Straf3e Stidost”, W| 87 Begriindung, Stand: 09.03.2012

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB





5.5.3

5.6

5.6.1

-30 -

Abfahrtsverbot festgesetzt, um Verkehrsbehinderungen auf der Otto-von-
Guericke-StralRe durch den Zu- und Abfahrtsverkehr der angrenzenden
Markte zu vermeiden.

FuB- und Radverkehr

In der Otto-von-Guericke Stral3e verlauft der Radverkehr auf der Fahrbahn.
Fur Ful3géanger gibt es einen Gehweg auf der Ostseite der Stral3e. Fir einen
beidseitigen Gehweg sind keine Flachen vorhanden.

Zur Anbindung an den Geh- und Radweg in der offentlichen Grinflache am
Ostrand des Plangebietes mit Anbindungen an das weitere Freizeitwegenetz
zu angrenzenden Ortsteilen wird auf den Sondergebietsflachen eine Flache
mit einem Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit festgesetzt. Es handelt sich
dabei um eine Flache, Uber die bereits heute ein Zugang zu dem genannten
Weg besteht und die gleichzeitig der ErschlieBung von Stellplatzanlagen
dient. Durch die Festsetzung des Gehrechtes wird diese Zuganglichkeit si-
chergestellt, ohne die private Ausnutzung der Grundstticksflachen unzumut-
bar einzuschranken. Die Anbindung an das 6ffentliche Wegenetz dient dabei
auch den Einzelhandelsbetrieben, da deren Erreichbarkeit fir Fu3ganger
und Radfahrer verbessert wird (z.B. Kleingartner, die im SB-Warenhaus ein-
kaufen).

Grunordnung

Offentliche Flachen

Die ehemaligen Bahnflachen am Ostrand des Plangebietes werden als 6f-
fentliche Grunflachen festgesetzt. Innerhalb dieser Flachen soll auf dem noch
vorhandenen Schotterbett ein Geh- und Radweg entstehen. Vom Sidrand
des Plangebietes aus wurde ein gré3erer Abschnitt dieses Weges bereits
ausgebaut und an angrenzende Wegeverbindungen angeschlossen (Unter-
querung der Bahnstrecke Hannover — Braunschweig zur Kleingartenanlage
Fullerkamp und nach Riiningen, Uberquerung der A 391 mit Anschluss an
die Gartenstadt und das westliche Ringgebiet tber den Ringgleisweg sowie
zum Messegelande Eisenbutteler Straf3e mit Anschluss an den Burgerpark.)
Darlber hinaus sichert der Bebauungsplan den nach Norden bis zur Fabrik-
stral3e fuhrenden Abschnitt, der noch auszubauen ist. Von dort aus kann auf
kurzem Wege die Innenstadt erreicht werden. Ferner ist ein Anschluss an die
noch auszubauende Wegeverbindung auf dem Sudlichen Ringgleis Richtung
Ostliche Stadtgebiete vorgesehen. Auf der in diesem Bebauungsplan festge-
setzten o6ffentlichen Grunflache kann somit ein wesentlicher Abschnitt des
stadtweiten Wegenetzes fur Fuldganger und Radfahrer neu geschaffen wer-
den, der einerseits eine wichtige Verbindung zwischen den Ortsteilen und der
Innenstadt und andererseits eine Erganzung des Freizeitwegenetzes dar-
stellt. Die auf den Flachen befindlichen Gehoblzstrukturen erhdhen die Erleb-
nis- und Aufenthaltsqualitat dieser Wegebeziehung und sind insofern fur die
wohnortnahe Erholung bedeutsam.

Die Flachen zwischen Theodor-Heus-Stral3e und Fabrikstraf3e befinden sich
noch im Eigentum der Deutschen Bahn Netz AG. Die nérdliche Teilflache
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dieses Abschnittes wurde von der DB an den Kfz-Handler auf dem angren-
zenden Grundstiick FabrikstraRe 3 verpachtet, der die Flache als Stellplatz-
anlage nutzt. Hierfur wurde im Jahr 2000 eine widerrufliche Baugenehmigung
erteilt mit der MaRRgabe, dass der Widerruf u.a. dann ausgesprochen werden
kann, wenn offentliche Belange den Widerruf erfordern. Dies ist der Fall,
wenn die Flache als offentliche Grinflache mit Geh- und Radweg ausgebaut
werden soll.

Die Flachen sudlich der Theodor-Heuss-Stral3e wurden von der Stadt Braun-
schweig im Jahr 2011 erworben und befinden sich im Ausbau.

Fur den Bahnbetrieb sind die Gleisflachen entbehrlich. Die Flachen zwischen
Theodor-Heuss-Stral3e und Fabrikstrafl3e (Flurstiick 3/85) wurden bereits im
Jahr 2000 entwidmet. Fur die Gbrigen Flachen sudlich der Theodor-Heuss-
Stral3e ist gemal einer Erklarung des Eisenbahn-Bundesamtes vom

12. Januar 2011 die Entbehrlichkeit der ehemaligen Bahnflachen fir bahnbe-
triebliche Zwecke gegeben. Die von der Stadt bereits im Jahr 2008 beantrag-
te Freistellung ist lediglich noch nicht erfolgt, da die Flachen nach dem Er-
werb durch die Stadt Braunschweig noch nicht katastermafig neu vermes-
sen sind. Sobald diese Vermessung erfolgt ist, wird das Freistellungsverfah-
ren fur diesen Abschnitt abgeschlossen.

Private Flachen

Die Bauflachen im Plangebiet weisen eine sehr hohe Versiegelung und sehr
geringe Begrinung auf. Der ehemalige Gehdlzstreifen am Westrand des
Sondergebietes wurde im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zum
Ausbau des Autobahndreiecks Braunschweig Stidwest zu Gunsten des Au-
tobahnbaus entfernt und an anderer Stelle ausgeglichen, sodass sich die
Begrinung dieses Sondergebietes verschlechtert hat.

Am Nordrand des Plangebietes ist im Bebauungsplan W1 11 ein 7,0 m breiter
Pflanzstreifen festgesetzt. Diese Festsetzung wird dstlich des Gebaudes Ot-
to-von-Guericke-Strafl3e tbernommen. Westlich des Gebaudes Otto-von-
Guericke-StraRe 1 wird der Pflanzstreifen in einer Breite von Uberwiegend
5,0 m festgesetzt. Diese Reduzierung gegenuber der bisherigen Festsetzung
ist erforderlich, da nur so ein Zugang zu dem Gebaude (Engstelle zwischen
der Theodor-Heuss-Stral3e und dem Geb&ude Otto-von-Guericke-Stral3e 3)
sowie eine Feuerwehrumfahrt (Engstelle zwischen der Theodor-Heuss-
Stral3e und dem Gebaude Otto-von-Guericke-Stral3e 1) sichergestellt werden
kann. Die heutige Zuwegung liegt teilweise in diesem festgesetzten Grin-
streifen, kbnnte aber im Zuge von Neu- und Umbaumaf3nahmen auch gering-
flgig verlegt werden, so dass der festgesetzte Pflanzstreifen umsetzbar ist.

Ferner wird der Gberwiegend vorhandene 2,0 m breite Pflanzstreifen an der
Ost- und Sudseite der Otto-von-Guericke-Stral3e festgesetzt und damit gesi-
chert. Zur Verbesserung des Ortsbildes sind hier im Regelabstand von

10,0 m mittelkronige Laubbaume der Art Baumhasel zu pflanzen. Diese
Festsetzung findet ihre Entsprechung im angrenzenden Bebauungsplan

W1 91, der auf den privaten Grundstucksflachen an der Ostseite der Otto-
von-Guericke-Stral3e (Baumarkt) eine analoge Bepflanzung festsetzt.
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Unter der Hochspannungsleitung sind die Ba&ume wegen der Schutzbestim-
mungen nicht zu pflanzen.

Darlber hinaus befinden sich einige wenige Baume auf den Stellplatzanla-
gen.

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, mittel- bis langfristig Verbesserungen
der heutigen Situation zu erreichen. Diese Verbesserungen sind in Anbe-

tracht der bestehenden und genehmigten Situation nicht sofort umsetzbar,
sondern nur im Rahmen von Umstrukturierungen und damit verbundenen

Baugenehmigungen anzustreben.

So sind die kinftig nicht versiegelbaren 10 % der Grundsticksflachen mit
Laubb&aumen und Strauchern zu begriinen. Neu zu errichtende sowie we-
sentliche bauliche Anderungen vorhandener Stellplatzanlagen sind mit
mittelkronigen Laubbdumen zu begriinen und damit zu gliedern. Ausnahms-
weise kdnnen dabei die Baumstandorte auch mit abgedeckten Baumschei-
ben ausgebildet werden an Stelle der fir den Regelfall festzusetzenden 9 m?
grof3en dauerhaft begriinten Vegetationsflache. Damit wird der Tatsache
Rechnung getragen, dass unter Bertcksichtigung der heutigen Einzelhan-
delsnutzungen und der dafur erforderlichen Stellplatzzahlen Vegetationsfla-
chen in dieser Grof3enordnung nicht zur Verfigung gestellt werden kbnnen.
Die Verwendung abgedeckter Baumstreifen ist gegentiber dem Verzicht auf
Baumpflanzungen dabei vorzuziehen.

Durch diese Mal3hahmen kann das Ortsbild verbessert werden. Dartber hin-
aus fuhrt die Begrinung im Plangebiet zu Verbesserungen der lufthygieni-
schen und bioklimatischen Situation.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes

Das Plangebiet ist folgenden Larmquellen ausgesetzt:

e StralRenverkehrslarm der A 391, der Frankfurter Stral3e, der Theodor-
Heuss-Stral3e und der Otto-von-Guericke-Stral3e

e Schienenverkehrslarm der Bahnstrecken Hannover - Berlin und Salzgitter
bzw. Bad Harzburg — Braunschweig.

Die Larmimmissionen im Plangebiet wurden untersucht. In Bezug auf den
StralRenverkehrslarm wurde dabei von den Verkehrsmengen flr das
Prognosejahr 2020 ausgegangen. Die Berechnung ful3t auf freier Schallaus-
breitung, d.h. ohne die abschirmende Wirkung durch vorhandene oder ge-
plante Baukorper.

Die DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau“ enthalt Orientierungswerte flr
verschiedene Nutzungsarten. Fir Sondergebiete enthalten die Orientie-
rungswerte einen Spielraum je nach Schutzbedirfnis. Da es sich bei den ge-
planten Sondergebieten Einzelhandel nicht um schutzbedurftige Sonderge-
biete handelt, kdnnen die Obergrenzen der Orientierungswerte fur Gewerbe-
gebiete angesetzt werden (65 dB(A) tags, 55 dB(A) nachts).
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Durch die Gerauschimmissionen der an das Plangebiet angrenzenden Stra-
Ben ergeben sich fur das Plangebiet am Tage (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) Mit-
telungspegel von bis zu 75 dB(A) und in der Nacht eine Immissionsbelastung
von bis zu 70 dB(A). Dabei wird die Gerauschsituation im Plangebiet insbe-
sondere durch die A 391 bestimmt. Die fur Gewerbegebiete maf3geblichen
Orientierungswerte werden am Tage in einem Abstand von rund 60 m west-
lich der Plangebietsgrenze tberschritten. In der Nachtzeit ist rund die Halfte
des Plangebietes von einer Uberschreitung des Orientierungswertes fiir Ge-
werbegebiete betroffen.

Durch den Schienenverkehrslarm werden am Tage Mittelungspegel von bis
zu 67 dB(A) bzw. in der Nacht von bis zu 70 dB(A) verursacht. Damit kann
am Tage, abgesehen von einer kleineren Teilflache im aul3ersten Studwes-
ten, eine Unterschreitung des Orientierungswertes fur Gewerbegebiete vo-
rausgesetzt werden. Nachts ist demgegentber fur den gesamten Geltungs-
bereich eine Uberschreitung des Orientierungswertes fiir Gewerbegebiete
um bis zu 15 dB(A) anzunehmen.

Im Hinblick auf den Schutz von Arbeitnehmern (Blronutzung, Verkaufsper-
sonal) vor Larmbelastungen werden deshalb passive Schallschutzmal3nah-
men auf Basis der am Tage festgestellten bzw. prognostizierten La&rmimmis-
sionen festgesetzt. Dabei wird auf die DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau*
abgestellt, die Vorgaben tber anzustrebende Innenpegel und das Absorpti-
onsverhalten der betroffenen, schutzwiirdigen Ra&ume macht. Die Norm legt
in Abhangigkeit von der ,Raumart” (Nutzungsart, Schutzwirdigkeit) bestimm-
te Schalldammmalie fur das Gesamt-Aul3enbauteil in Abhangigkeit von ei-
nem ,Larmpegelbereich* (LPB) fest.

Der Bebauungsplan legt deshalb die zu beachtenden Larmpegelbereiche
fest, aus denen sich das jeweilige Schalldammmal der Aul3enbauteile ge-
malf3 DIN 4109 ermitteln lasst. Es ergeben sich dadurch Gberwiegend die
Larmpegelbereiche 11l und IV; im &ul3ersten Sidwesten unmittelbar entlang
der A 391 der Larmpegelbereich V und VI.

Die nachtliche Larmbelastung sinkt um weniger als 10 dB(A) ab. Eine Be-
ricksichtigung dieser nachtlichen Larmsituation wirde die Feststellung von
SchallschutzmalRnahmen fir die Larmpegelbereiche von V bis VII nach sich
ziehen. Dies erfolgt jedoch nicht, da nachts keine schutzbedurftigen Nutzun-
gen zu berticksichtigen sind. Insbesondere werden betriebsbedingte Woh-
nungen nicht zugelassen. Fiur den Fall, dass im Rahmen des erweiterten Be-
standschutzes fir das Gebaude Otto-von-Guericke-Stral3e 1 die genehmigte
Nutzung eines BlUrogebaudes in einen Betrieb des Beherbergungsgewerbes
geandert wird, so sind hier die Bestimmungen der DIN 4109 fur den Larmpe-
gelbereich V anzusetzen, da in diesem Falle eine schutzwirdige Nutzung in
der Nacht besteht.

Ungeachtet dessen sind Ausnahmen von den pauschalen Festsetzungen zu
passiven SchallschutzmalRnahmen im Rahmen von Einzelnachweisen zul&s-
sig. In diesem Rahmen kann eine Abschirmung durch vorgelagerte Baukor-
per oder die Eigenabschirmung von Baukdrpern bzw. eine besondere Grund-
rissgestaltung im Einzelfall berticksichtigt werden.
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Eine Festsetzung von aktiven SchallschutzmalRnahmen (Wall, Wand) wird
nicht getroffen, da solche Mal3nhahmen in Anbetracht der einerseits enorm
hohen Aufwendungen (Kosten, Flachen, Hohen) fur solche Mal3hahmen und
der andererseits gering schutzwurdigen Nutzungen nicht vertretbar sind.

Weitere technische Infrastruktur
Die vorhandene technische Infrastruktur ist ausreichend. Anderungen sind
nicht erforderlich.

Die vorhandene Trafostation im Sondergebiet SO 2 wird als Anlage der Ver-
sorgung festgesetzt und damit gesichert. Fur die Leitung bis zur Otto-von-
Guericke-StralRe wird ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt.

Im nordéstlichen Bereich des Sondergebietes SO 1 befindet sich eine oberir-
dische 110 kV-Hochspannungsleitung, die von der Braunschweiger Netz
GmbH betrieben wird. Bebauung und Bepflanzung haben die hierfur gelten-
den Schutzvorschriften zu beachten.

Hier verlaufen dartber hinaus ein Schmutz- und ein Regenwasserkanal. Fir
den Trager der Stadtentwasserung wird deshalb ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht festgesetzt.

Im westlichen Bereich des Sondergebietes SO 1 verlaufen eine Gashoch-
druckleitung sowie eine 20 KV-Leitung, fur die Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
te zugunsten der jeweiligen Leitungstrager festgesetzt sind. Diese Leitungen
wurden im Zuge des Ausbaus des Autobahndreiecks Braunschweig-Sudwest
neu verlegt; sie verliefen urspringlich weiter westlich.

Gestaltungsvorschriften

Die Gestaltungsvorschriften gelten fur alle Sondergebiete im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes.

Ziel einer stadtebaulichen Planung ist es, neben der Ordnung der Funktionen
in einem Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirklichen,
um insgesamt ein harmonisches Ortsbild zu erreichen. Das Ortsbild wird u.a.
maRgeblich durch die Ubergange von den Privatgrundstiicken zu 6ffentlichen
Grun- und Verkehrsflachen und die Aul3enanlagen (in Einzelhandelsgebieten
insbesondere durch die Werbeanlagen) bestimmt. Die stadtebaurechtlichen
Festsetzungen (z.B. Grundstticksbegriinung, Hohe baulicher Anlagen) allein
reichen nicht aus, die gewiinschte gestalterische Ordnung zu sichern.
Deshalb werden Gestaltungsfestsetzungen zu den Themen ,Werbeanlagen*
und ,Einfriedungen” getroffen.
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5.9.2  Werbeanlagen
Werbeanlagen sind im Regelfall nur innerhalb der tberbaubaren Grund-
stucksflachen zuldssig. Damit sollen negative Auswirkungen von Werbeanla-
gen auf 6ffentliche Verkehrs- und Grinflachen reduziert werden. Als Aus-
nahme hiervon sind jedoch Hinweisschilder auf ansassige Betriebe im Be-
reich der Grundstickszufahrten und damit auch im Bereich der festgesetzten
Pflanzstreifen zulassig. Hiermit kann die Orientierung im Gebiet erleichtert
werden. Innerhalb der Flachen fur die private Grundstticksbegriinung sind
Werbeanlagen ansonsten unzulassig, um die positiven Wirkungen der Grin-
flachen auf das Ortsbild zu gewéhrleisten.

Licht spielt fir Werbeanlagen eine erhebliche Rolle. Daher sollen beleuchtete
oder leuchtende Anlagen nicht generell ausgeschlossen werden. Sie sollen
jedoch so gestaltet sein, dass negative Einfliisse auf die Umgebung ausge-
schlossen sind. Der Ausschluss von Werbeanlagen mit sich turnusmafgig
verandernder Werbedarstellung, wie z.B. LED-Bildschirme, Rollbénder,
Filmwande oder City Light Boards, soll zu grof3e Unruhe in der optischen
Wirkung vermeiden. Eine solche wirde sich negativ auf die angrenzenden
Hauptverkehrsstral3en (A 391, Theodor-Heuss-Straf3e) und auf die angren-
zenden offentlichen und privaten Griunflachen (Kleingartenanlagen etc.) aus-
wirken.

Fur Werbeanlagen, die an Gebauden befestigt sind, werden Festsetzungen
zur GréRe im Verhaltnis zur jeweiligen Gebaudeseite getroffen (max. 20 %).
Dabei darf die Oberkante des zugehdrigen Gebaudes um max. 2,0 m Uber-
schritten werden; die maximal zulassige Hohe baulicher Anlagen muss je-
doch eingehalten werden. Damit wird erreicht, dass zwar eine angemessene
Werbewirksamkeit sichergestellt, jedoch eine zu grof3e stadtebauliche Domi-
nanz von Werbeanlagen vermieden wird. Aus den gleichen Grinden werden
fur frei stehende Werbeanlagen Festsetzungen in Bezug auf die Hohe und
Anzahl in Abhangigkeit von der Grundstiicksgrof3e getroffen. Dadurch kann
erreicht werden, dass die Anzahl und Hohe von frei stehenden Werbeanla-
gen in einem angemessenen und stadtbildvertraglichen Verhaltnis zu dem
dazugehdrigen Einzelhandelsbetrieb und dessen Grundstiick steht.

In Bezug auf Werbetlirme ist der in der Nachbarschaft bestehende Werbe-
turm des Baumarktes (Otto-von-Guericke-Stral3e 2) mit einer Hohe von
30,00 m, Oberkante Schild: 27,00 m, dreiseitig je 12,0 m x 2,0 m als Nega-
tivbeispiel zu sehen. Die Genehmigung dieses Turms erfolgte seinerzeit, da
keine Rechtsgrundlage fur eine Ablehnung bestand.

In Anbetracht der regionsweiten Bekanntheit dieses Einzelhandelsschwer-
punktes im Sidden von Braunschweig sind Werbeanlagen mit Auswirkungen,
die das Gebiet weithin Uberragen, nicht erforderlich. Die negativen Auswir-
kungen auf das Ortsbild sind hoher zu gewichten als das Bestreben der Be-
triebe, ihre Firmen Uber die anderen hinaus in den offentlichen Raum be-
kannt zu machen. Deshalb werden Werbetirme nur bis zu 2,0 m tber der
jeweils zulassigen Hohe baulicher Anlagen hinaus zugelassen. Damit sind
sie bereits gegeniber Werbeanlagen an Gebauden privilegiert, da sie — un-
abhangig von der jeweiligen Gebaudehothe des Einzelhandelsbetriebes — bis
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zu 17,0 m Hohe zuldssig sind und somit auch tber alle Geb&ude hinweg wir-
ken kdnnen.

Ferner ist je Baugrundstick nur ein Werbeturm zuldssig, um die Gesamtan-
zahl zu begrenzen. Da nicht vorhersehbar ist, wie die Grundstiicke zukiinftig
einmal geteilt werden, ist zusatzlich festgelegt worden, dass ein Werbeturm
nur ab einer Grundstiicksgrof3e von 8 000 m? zuldssig ist. Auf diese Weise
kann eine Haufung von Werbetlirmen auf kleineren Grundstiicken vermieden
werden.

Mit dieser Festsetzung wéaren im Gebiet SO 1 bis zu sieben Werbetirme, im
Gebiet SO 2 ein Werbeturm und im Gebiet SO 3 zwei Werbetiirme zuléassig —
vorausgesetzt, die Grundstiicke wirden entsprechend geteilt. Ohne Teilung
ist je Sondergebiet lediglich ein Werbeturm zuléssig.

Zusatzlich werden die Ansichtsflachen der Werbetiirme beschrénkt auf 50 m2
(alle Seiten) bzw. 25 m? (je Einzelflache). Auch diese Festsetzung dient dem
Zweck, eine tberbordende Dominanz von Werbeanlagen im Plangebiet zu
vermeiden. Durch die Regelung wird eine Gleichbehandlung aller Betriebe
erreicht und eine sich immer weiter steigernde Konkurrenz der Betreiber un-
tereinander (,grof3er, hoher®) vermieden.

Fahnenmasten sind in ihrer heute Ublichen H6he von max. 9,00 m zul&ssig.

Mit der Beschrankung auf 9,00 m soll vermieden werden, dass kinftig hohe-
re Masten aufgestellt werden mit weitreichenderen stadtebaulichen Auswir-

kungen zur Umgehung der sonstigen Vorschriften fir Werbetliirme. Sonstige
Werbeanlagen (Schilder) sind bis zu einer Hohe von 6,00 m zulassig, was in
Anbetracht der Augenhdhe eines Menschen von 1,60 bis 1,80 m bereits ei-

ner erheblichen H6he entspricht. Je angefangene 2 000 m2 Grundstticksfla-
che ist eine frei stehende Werbeanlage zulassig. Dabei ist je Baugrundsttick
eine Anzahl von max. 20 frei stehenden Werbeanlagen zulassig.

Einfriedungen angrenzend an o6ffentliche Flachen dirfen nur bis zu einer H6-
he von max. 1,20 m massiv, z.B. als Mauer, ausgefuhrt werden. Oberhalb
von 1,20 m durfen Einfriedungen nur transparent ausgefuhrt werden, z.B. mit
Metallstaben. Hierdurch soll eine angemessene Gestaltung des Ubergangs
vom Stral3enraum zum privaten Grundstiick erreicht werden. So wird Uber
die nur 1,20 m hohe massive Einfriedung ein Einblick auf das Grundstlck
und die dort vorgeschriebenen Anpflanzungen erreicht und dadurch eine op-
tische Offenheit des gesamten Gebietes sichergestellt. Andererseits wird
durch die Mdglichkeit, oberhalb von 1,20 m feste, jedoch transparente, Ele-
mente aufzubauen, dem Sicherheitsbedtrfnis von Betrieben entgegenge-
kommen.

Grundstuckseinfriedungen angrenzend an offentliche Flachen sind je Grund-
stiick bezuglich Form, Farbe, Material und Struktur einheitlich zu gestalten.
Durch diese Festsetzung wird vermieden, dass das Stral3enbild z.B. durch
verschiedene kurze Musterzaunelemente entlang der Grundstticksgrenze
beeintrachtigt wird. Dennoch wird den kiinftigen Grundstiickseigentiimern ei-
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ne moglichst groRe Auswahl zur Gestaltung der Einfriedung gegeben.

Gesamtabwagung

Im Rahmen dieses Bebauungsplanes ist im Wesentlichen eine Abwagung
zwischen den privaten Belangen der Grundstiickseigentimer nach einer
maoglichst uneingeschréankten Grundstiicksausnutzung in den bestehenden
Einzelhandelsgebieten und den 6ffentlichen Belangen einer ausgewogenen
Einzelhandelsstruktur sowie der Sicherung von hochwertigen Standorten fur
grof3flachigen Einzelhandel im Stadtgebiet von Braunschweig und in der Re-
gion gegeneinander abzuwagen. Der im Gebiet seit Jahrzehnten vorhandene
und genehmigte Bestand hat Bestandsschutz. Mit der Konkretisierung der
Angebotssektoren und der zusatzlichen Definition von Rand- und Freisorti-
menten wird sichergestellt, dass die Nutzungen sich ansonsten kuinftig an
den Leitlinien des Zentrenkonzeptes Einzelhandel ausrichten missen und
keine weiteren Fehlentwicklungen eintreten kénnen.

Die nicht genehmigte Wohnnutzung auf dem Grundsttuck Otto-von-Guericke-
Stral3e 1 wird planungsrechtlich nicht gesichert und hat insofern keinen Be-
standsschutz. Sie widersprach und widerspricht allen stadtebaulichen Ziel-
setzungen fur diesen Bereich.

Zusammenstellung wesentlicher Daten

SO-Gebiete: ca. 8,76 ha
offentliche Verkehrsflachen: ca. 0,42 ha
offentliche Griinflache: ca. 1,77 ha

Gesamtflache des Plangebietes ca. 10,95 ha

Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

8.1

Malnahmen

Im Bereich der Sondergebiete ,grol3flachiger Einzelhandel“ werden Mal3-
nahmen nicht erforderlich, da das Plangebiet bereits entsprechend der Fest-
setzungen entwickelt ist.

Der Ausbau der offentlichen Grinflache mit Geh- und Radweg von der
Bahnstrecke bis zur Theodor-Heuss-StralRe wird im Jahr 2012 abgeschlos-
sen. Der Ausbau der 6ffentlichen Grunflache mit Geh- und Radweg von der
Theodor-Heuss-Stral3e bis zur FabrikstralRe kann erst erfolgen, wenn die
Flachen erworben wurden.
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Kosten und Finanzierung

Die Grunderwerbskosten fur den Erwerb der Grundstticke fur die 6ffentlichen
Griunflachen zwischen Theodor-Heuss-StralRe und Fabrikstral3e betragen ca.
135.000,00 £.

Die Ausbaukosten fir die 6ffentlichen Grunflachen mit einem Geh- und Rad-
weg zwischen Theodor-Heuss-StralRe und Fabrikstrafl3e betragen ca.
21.600,00 £.

Fur die Begriinung des Gehrechtes zugunsten der Allgemeinheit zwischen
der offentlichen Grinflache und der Otto-von-Guericke-Stral3e kbnnen Ent-
schadigungsanspriiche in Hohe von bis zu 45.000,00 € entstehen. Ein even-
tueller Entschadigungsanspruch entsteht nicht mit Rechtskraft dieses Be-
bauungsplanes und nicht auf Basis der heute ausgelibten Nutzung der be-
troffenen Flache (Fahrgasse fur Stellplatze), sondern erst im Rahmen einer
grundbuchrechtlichen Sicherung des Gehrechtes und nur mit dem Nachweis
eines tatsachlich entstandenen Schadens.

Die Finanzierung erfolgt im Rahmen der Haushaltsbewirtschaftung. Bisher

sind im Haushalt hierfur keine Mittel vorgesehen.

Bodenordnende und sonstige MalRnahmen, flr die der Bebauungsplan
die Grundlage bilden soll

10

Bodenordnende MalRnahmen sind nicht erforderlich. Mit Rechtskraft des Be-
bauungsplanes erhalt die Stadt ein Vorkaufsrecht fur die Grundstticke auf
denen o6ffentlichen Grunflachen festgesetzt sind. Gelingt der Ankauf der Fla-
chen nicht, kann die Durchfiihrung eines Enteignungsverfahrens in Betracht
kommen.

Aufhebung und auf3er Kraft treten von Bebauungsplanen

Mit Rechtskraft dieses Bebauungsplanes W1 87 treten in seinem Geltungsbe-
reich die bisher geltenden Bebauungsplane WI 11 und W1 4 aul3er Kraft. Fur

den Bebauungsplan WI 11 wird ein Aufhebungsverfahren durchgefihrt, da er
damit vollstandig durch neuere Bebauungsplanen (WI 87 und WI 91) ersetzt

wird.
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Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Otto-von-Guericke-StraBe-Sidost

Anlage 5
Stand: 09, Marz 2012

Wi 87

Behandlung der Stellungnahmen der Beh&rden und sonstigen Trager dffentlicher

Belange sowia sonstiger Stellen

Beleilligung gemani § 4 (2) BauGB vom 16. August bis 16. September 2011

Stellungnahmen, die ausschlieBlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben,

BS|Netz, TaubenstraBe 7,
38106 Braunschweig
Schreiben vom 14. September 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Ell.versorqung:

Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes WI B7 verlaufen mehrere 0,4-kV-
Niederspannungs- und 20-kV-
Mittelspannungskabel. Diese befinden
sich im Eigentum der Braunschweiger
Versorgungs-AG und sind mit einem Lei-
tungsrecht gesichert. Diese Netzkabel
dienen der ffentlichen Stromversorgung.

Des Weiteran ist eine 110-kV-Freilaitung
mit Stahlgittermasten vorhanden. Unter
der 110-kV-Freileitung ist ein Sicher-
heitsmindestabstand von & m nach allen
Seiten zu beachten (Lebensgefahr). Die
110-kV-Freileitung befindet sich im Besitz
der Braunschweiger Versorgungs-AG &
Co. KG und wird durch die Braunschwei-
ger Netz GmbH betrieben. Wie im Be-
bauungsplan dargestellt, ist beidseitig der
Langsachse der 110-kV-Freileitung ein
Leitungsschutzstreifen/Fraihaltestreifen
von 30 m festgesetzt. Fur diesen Schutz-
streifen ist die Einhaltung der Mindestab-
stande nach VDE 0210/DIN EN 50341 zu
beachten. Bei Arbeiten innerhalb dieses
Schutzstreifens, bei denen diese Min-
destabstande unterschritten werden, ist
die BS| Netz zu unterrichten, und es
mussan entsprechande MaBnahmean ain-
geleitet bzw. verabredet werden. Es ist
darauf zu achten, dass keine hoch wach-
senden Gehbdlze innerhalb des Schulz-

Fir die aufgefdhrten Leitungen sind im
Bebauungsplan Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechte zugunsten des Tragers der
Stromversorgung festgesetzt.

Dig 110-kV-Freilettung ist in den Be-
bauvungsplan nachrichtlich dbarnommen
worden einschl. des beidseitigen Schutz-
streifens. In die Hinweise® zum Be-
bauvungsplan ist ein Verweis auf die ge-
nannten Schutzvorschriften aufgenom-
mean worden.






streifens angepflanzt werden.
Planungsabsichten bestehen im Bereich
von W1 87 nicht.

Gas- und Wasserversorgung:

Die im Zuge der ,Beteiligung Trager 6f-
fentlicher Belange gemaR § 4 (1) BauGB*
im Januar 2011 von unserer Seite vorge-
brachten Einwande und Anderungswiin-
sche wurden beriicksichtigt und eingear-
beitet.

Derzeit bestehen im Geltungsbereich von
WI 87 keine Planungsabsichten.

Betriebstelefon:

An der 0. g. 110-kV-Freileitung (Strom)
Uber das Gelande ist eine LWL-Leitung
im Erdseil mit verlegt. Diese befindet sich
im Eigentum der Braunschweiger Versor-
gungs-AG und ist mit einem Leitungs-
recht gesichert.

Derzeit bestehen im Geltungsbereich von
WI 87 keine Planungsabsichten.

Als Anlage senden wir Ihnen die Be-
standsplane des o. g. Bebauungsplanes
mit den eingetragenen Strom-, Gas- und
Wasserversorgungsleitungen und Be-
triebstelefonleitungen.

Fur bestehende Gasleitungen sind in den
Bebauungsplan entsprechende Geh-,
Fahr- und Leitungsrechte zugunsten des
Tragers der Gasversorgung aufgenom-
men worden.

Hierfur ist kein eigenes Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht im Bebauungsplan festzu-
setzen.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan enthielt bereits zum
Auslegungsbeschluss die genannten
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte.

Deutsche Telekom Netzproduktion
GmbH, Friedrich -Seele-Stral3e 7,
38122 Braunschweig

Schreiben vom 22. August 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) als Netzeigen-
tumerin und Nutzungsberechtigte i. S. v.
§ 68 Abs. 1 TKG hat die Deutsche Tele-
kom Netzproduktion GmbH beauftragt
und bevollmachtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementspre-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.
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chend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben. Zu der 0. g. Planung nehmen
wir wie folgt Stellung:

Gegen die Aufstellung des Bebauungs-
planes ,Otto-von-Guericke-Stral3e-
Sidost”, WI 87 haben wir keine Einwan-
de.

Wir bitten jedoch Folgendes zu beachten:
Im Geltungsbereich des Plangebietes
befinden sich unsererseits TK-Linien, die
nicht beschéadigt werden dirfen. Unsere
TK-Linie im nordlichen Geltungsbereich
des Bebauungsplanes berthrt an zwei
Stellen die vorgesehene Planung (An-
pflanzung von Strauchern sowie Begru-
nung der Bahntrasse). Bei der Unterque-
rung des ehem. Bahnkorpers ist von ei-
ner ausreichenden Deckung auszuge-
hen. Hier existiert noch ein entsprechen-
der Bahnvertrag.

Ein weiterer Beruhrungspunkt mit der
Planung befindet sich im Einmindungs-
bereich zur Otto-von-Guericke-Stral3e,
hier schwenkt unsere Trasse in den Ne-
benbereich (siehe Anlage).

Es folgen allgemeine Hinweise, die im
Rahmen von BaumalRnahmen generell zu
bericksichtigen sind (Kabelschutzanwei-
sung, kostenfreie Nutzung von Ver-
kehrswegen, Koordinierung der Tiefbau-
mafinahme fir StralRenbau und Lei-
tungsbau usw.)

Bei einer der genannten TK-Linien han-
delt es sich um einen Hausanschluss, der
bereits jetzt in einem privaten Grunstrei-
fen liegt. Die andere TK-Linie quert die
ehemalige Bahntrasse und kunftige oOf-
fentliche Grunflache.

Hierbei handelt es sich um eine Leitung,
die teilweise auf der Grundstiicksgrenze
zwischen der Otto-von-Guericke-Stral3e
und teilweise innerhalb der 6ffentlichen
Verkehrsflache verlauft. Im Rahmen von
UmbaumafRnahmen im StralRenraum
wuirde die Leitung vollstandig in die aktu-
elle offentliche Verkehrsflache gelegt
werden.

Die Festsetzung von Leitungsrechten ist
nicht erforderlich. Die Hinweise werden
im Ubrigen zur Kenntnis genommen und
an die Stellen in der Verwaltung weiterge-
leitet, die fur die Ausfihrung von Stra-
Benbau und Grinflachen zustéandig sind.

Diese Hinweise werden regelmalig durch
die Stadt Braunschweig im Rahmen des
Baus von ErschlieBungsmaflnahmen be-
achtet. Baumalinahmen werden mit der
Telekom abgestimmt.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert.






Eisenbahn -Bundesamt,
HerschelstralRe 3, 30159 Hannover
Schreiben vom 22. August 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Aus heutiger Sicht kann ich leider dem
Bebauungsplan nicht zustimmen.

Ein Teil des ehemaligen Bahngelandes
ist noch fur den Eisenbahnbetrieb ge-
widmete Flache.

Fur alle Bahnflachen in dem Bereich des
in Rede stehenden Bebauungsplans ist
dann ein Freistellungsauftrag nach § 23
AEG zu stellen. Ich weise darauf hin,
dass eine rechtmaRige Uberplanung die-
ser Flachen erst nach erfolgter Freistel-
lung moglich ist.

Die Flachen zwischen Theodor-Heuss-
Stral3e und Fabrikstral3e wurden bereits
im Jahr 2000 entwidmet. FUr die Ubrigen
Flachen sidlich der Theodor-Heuss-
Stral3e ist gemal einer Erklarung des
Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) vom

12. Januar 2011 die Entbehrlichkeit der
ehemaligen Bahnflachen fir bahnbetrieb-
liche Zwecke gegeben. Die von der Stadt
bereits im Jahr 2008 beantragte Freistel-
lung ist lediglich noch nicht erfolgt, da die
Flachen nach dem Erwerb durch die
Stadt Braunschweig noch nicht kataster-
maflig neu vermessen waren. Sobald
diese Vermessung erfolgt ist, wird das
Freistellungsverfahren fir diesen Ab-
schnitt abgeschlossen. Die Bearbeitung
durch das Katasteramt wurde im Mérz
2012 begonnen und soll in einigen Wo-
chen abgeschlossen sein. AnschlieRend
werden die Unterlagen an das Eisen-
bahn-Bundesamt geleitet. Dort erfolgt die
Vero6ffentlichung der Liste der freizustel-
lenden Flursticke im Bundesanzeiger fur
die Dauer eines Monats. Anschlie3end
kann der Freistellungsbescheid erteilt
werden (s. auch Schreiben des EBA vom
14. Februar 2012, Anlage 7). Somit be-
steht eine gesicherte Aussicht auf die
Freistellung der Flachen von Bahnbe-
triebszwecken. Der Bebauungsplan

WI 87 kann deshalb als Satzung be-
schlossen werden und in Kraft treten,
auch wenn das beschriebene Freistel-
lungsverfahren bis dahin noch nicht voll-
standig formal abgeschlossen sein sollte.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geéndert.

DB Services Immobilien GmbH,
Kurt -Schumacher -StralRe 7,

30159 Hannover

Schreiben vom 7. September 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Die DB Services Immobilien GmbH als
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von der Deutschen Bahn AG bevollméch-
tigtes Unternehmen tbersendet Ihnen
hiermit nachstehende Stellungnahme der
DB Netz AG zu vorgenanntem Be-
bauungsplan.

In Nachbarschaft zu der Planung verlauft
die planfestgestellte Eisenbahnstrecke
1901 (Braunschweig - Bad Harzburg).
Die Betriebsfahigkeit und der Bestand
der Eisenbahnanlagen durfen in keiner
Weise beeintrachtigt werden.

Gegen den Bebauungsplan haben wir
insoweit keine Einwande; wir machen
jedoch darauf aufmerksam, dass es sich
bei einem Teilbereich um planfestgestell-
tes Bahngelande im Eigentum der DB
Netz AG handelt. Fur Kaufvertragsver-
handlungen steht Ihnen Frau Kimmel -
Tel.: 0511 286-6732 - gern zur Verfu-

gung.

Wir bitten um erneute Beteiligung im ma-
teriellen Baurecht und verbleiben mit
freundlichen Griuf3en.

Die planfestgestellte Eisenbahnstrecke
liegt aul3erhalb des Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes.

Die Teilflachen der festgesetzten offentli-
chen Grinflache auf ehemaliger Bahn-
trasse, die zwischen Theodor-Heuss-
Stral3e und Fabrikstral3e liegen, befinden
sich noch im Eigentum der DB Netz AG.
Ankaufsverhandlungen durch die Stadt
wurden aufgenommen. Es besteht
grundsatzlich eine Verkaufsbereitschaft
der DB Netz AG. Diese Teilflachen wur-
den bereits im Jahr 2000 entwidmet.

Die festgesetzten offentlichen Grinfla-
chen sudlich der Theodor-Heuss-Stral3e
befinden sich bereits im Eigentum der
Stadt. Das Entwidmungsverfahren ist le-
diglich bis zur endgultigen katastermafii-
gen Vermessung der von der Stadt er-
worbenen Flachen ausgesetzt und wird
unmittelbar nach dieser katastermaligen
Erfassung abgeschlossen.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert.

Niedersachsische Landesbehdrde fur
Stral3enbau und Verkehr,
Geschaftsbereich Wolfenblttel,
Sophienstr. 5, 38304 Wolfenbdttel
Schreiben vom 1. September 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Unter der Voraussetzung, dass die Stel-
lungnahme vom 26.01.2011 im weiteren
Verfahren bertcksichtigt wird, stimme ich
dem o. g. Bebauungsplan in stral3enbau-
und verkehrlicher Hinsicht zu.

Das Schreiben vom 26. Januar 2011 hat-
te folgenden Inhalt:






,Das Bebauungsgebiet befindet sich
norddstlich der Autobahn A 391.

Beim 0. g. Bebauungsplan ist die Plan-
feststellung fir den Ausbau des Auto-
bahndreiecks Braunschweig-Sidwest A
39/A 391 zu berlcksichtigen.

Der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes ist aul3erhalb der planfestgestellten
Bereiche der Umbaumalinahme am AD
Braunschweig Sudwest festzusetzen.

Die Ausfuhrungsplanung des AD Braun-
schweig-Sud ist zu beriicksichtigen (s.
Anlagen).

Hinsichtlich der Bauverbotszone der BAB
A 391 bitte ich zustandigkeitshalber den
Geschaftsbereich Hannover, Postfach 58
49, 30058 Hannover zu beteiligen.

Zum Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung habe ich von hier aus
nichts vorzubringen.*”

Die planfestgestellten Flachen des Auto-
bahndreiecks Braunschweig-Sudost lie-
gen nicht im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes. Die Ausflihrungsplanung
wurde bei der Festlegung des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes zu
Grunde gelegt.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert.

Niedersachsische Landesbehdrde fur
Stral3enbau und Verkehr, Geschafts-
bereich Hannover,

Postfach 58 49, 30058 Hannover
Schreiben vom 12. September 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Durch das o. g. Vorhaben werden die
Belange der in der Zustandigkeit der Nie-
derséachsischen Landesbehérde fur Stra-
Renbau und Verkehr, Geschéaftsbereich
Hannover, liegenden Autobahn A 391
beruhrt.

Meiner Stellungnahme auf die Beteili-
gung nach 8 4 (1) BauGB auf das o. g.
Vorhaben vom 16.02.2011 ist inhaltlich
nichts hinzuzufugen.

Uber die Rechtskraft des Bebauungs-
plans bitte ich um kurze schriftliche Mit-
teilung.






Das Schreiben vom 16. Februar 2011
hatte folgenden Inhalt:

,ourch das o. g. Vorhaben werden die
Belange der in der Zustandigkeit der Nie-
derséchsischen Landesbehorde fur Stra-
Renbau und Verkehr, Geschéaftsbereich
Hannover liegenden Autobahn A 391 be-
rahrt.

Da das Plangebiet z. T. an die Autobahn
A 391 grenzt, kann ich dem Bebauungs-
planentwurf nur zustimmen, wenn die
gesetzlich vorgeschriebenen Bauverbots-
zonen des 8 9 Bundesfernstral3engesetz
(FStrG) berucksichtigt wird.

Die gesetzliche Bauverbotszone der A 39
aus dem § 9 FstrG ist fur den Stral3en-
baulasttrager Bund eine wichtige Vorhal-
teflache, um spatere, heute noch nicht
absehbare Aus- oder Umbaumalinahmen
an der Bundesfernstraf3e nicht zu behin-
dern oder zu erschweren. Dies ist im Be-
reich der Anschlussstellen (hier AS Gar-
tenstadt) von besonderer Bedeutung.

Die Hinweise werden zu Kenntnis ge-
nommen.

Im Ermessen der Stral3enbauverwaltung
kann jedoch i. S. des § 9 (7) FStrG von
den gesetzlichen Abstandsmalien (gem.
8 9 FStrG 40 m gemessen vom Fahr-
bahnrand der Autobahn; gilt auch fir An-
schlussstellenrampen) abgewichen wer-
den, sofern eine verminderte Bauver-
botszone den Festsetzungen eines Be-
bauungsplanes entspricht (§ 9 des Bau-
gesetzbuchs) und unter Mitwirkung des
Tragers der Stral3enbaulast zustande
gekommen ist.

Fur den vorliegenden Bebauungsplan-
entwurf erbitten Sie Auskunft Gber die
Festsetzung einer Baugrenze von 20 m
zur Autobahn 391.

Mit dem seit dem Jahr 1982 rechtskrafti-
gen Bebauungsplan Nr. WI 11 wurde,
unter Mitwirkung der StraRenbauverwal-
tung (damals: StralRenbauamt Wolfenbut-
tel), eine verminderte Bauverbotszone
von 20 m zum damaligen Fahrbahnrand






der A 391 festgesetzt und mit der dann
spater erfolgenden Bebauung ausge-
nutzt.

Durch den planfestgestellten und bereits
ausgefihrten Umbau des AD Braun-
schweig-Sudwest A 39/A 391 aus dem
Jahr 2008 wurde die dstliche Richtungs-
fahrbahn einschl. der Ausfahrrampe zur
AS Gartenstand nach Osten verschoben
und den lichten Abstand zur Bebauung
weitgehend reduziert.

Dieser Umstand hat solange keine recht-
liche Bedeutung, sofern der rechtskrafti-
ge Bebauungsplan nicht gedndert wird.
Mit der vorgesehenen Aufhebung des B-
Plan WI 11 und der geplanten Neufest-
setzung des B-Planes WI 87 wirde die-
ser Bestandsschutz jedoch entfallen.

Fur die Strallenbauverwaltung stellt sich
nunmehr die Frage, ob die Forderung
nach der vollen Bauverbotszone sachlich
geboten erscheint. Hierbei sind insbe-
sondere die wesentlichen Kriterien zu
beachten:

Fuhrt die Einhaltung der vollen Bauver-
botszone zu einer offenbar nicht beab-
sichtigten Harte und ist eine Abweichung
mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar.

Die Stral3enbauverwaltung hat der ver-
minderten Bauverbotszone von 20 m sei-
nerzeit zugestimmt. Das Plangebiet ist
raumlich eng begrenzt zwischen der

A 391, der Frankfurter- und Theodor-
Heuss-StralRe und den Bahndammen. Mit
dem Ausbau der AD BS-Sidwest ist die
A 391 noch weiter in Richtung Be-
bauungsplangebiet vorgertickt, ein Aus-
weichen der Bebauung auf Freiflache ist
nahezu unmadglich. Eine unbeabsichtigte
Harte ist m. E. gegeben, konnten die
Grundstlckseigentimer den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes seinerzeit ver-
trauen. Wenngleich fir die bestehenden
und genehmigten baulichen Anlagen in-
nerhalb der Bauverbotszone Bestands-
schutz besteht, so wird eine Weiterent-
wicklung und Anpassung an wirtschatftli-
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che Veranderungen erheblich erschwert.

Mit dem erfolgten Ausbau des Autobahn-
dreiecks sowie der Anschlussbereiche ist
diese wichtige BundesfernstralRe be-
darfsgerecht und zukunftsweisend aus-
gebaut. Eine weitere bauliche Verande-
rung in diesem Bereich ist vorerst nicht
zu erwarten, eine Zustimmung ware mit
den o6ffentlichen Belangen daher verein-
bar.

Im Ergebnis kdnnte demnach von hier
aus einer verminderten Bauverbotszone
von 20 m, gemessen vom aufl3eren Fahr-
bahnrand der Autobahn bzw. der An-
schlussstellenrampe zugestimmt werden,
ohne dass zukinftige bauliche Mal3nah-
men an der A 391 versperrt wirden.

Ich bitte um die Aufnahme eines nach-
richtlichen Hinweises, dass ,innerhalb der
gesetzlich geltenden Bauverbotszone
Hochbauten jeder Art (auch Werbeanla-
gen) und sonstige bauliche Anlagen
(auch Garagen, Stellplatze etc.) sowie
Aufschittungen und Abgrabungen grof3e-
ren Umfanges unzulassig sind.

Der Bebauungsplan enthalt als nachricht-
liche Ubernahme eine 20,0 m breite Bau-
verbotszone; gemessen vom auf3eren
Rand der befestigten Fahrbahn der A 391
gemal Planfeststellungsbeschluss zum
Autobahndreieck Braunschweig-Sudwest.
Die Uberbaubare Grundstucksflache halt
diese Bauverbotszone ein.

Die ndheren Bestimmungen zur Bauver-
botszone wurden nachrichtlich tber-
nommen.

Ich bitte auRerdem um die Beachtung der
Regelungen des Allgemeinen Rund-
schreibens ARS 32/201 des Bundesmi-
nisteriums fur Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS), d. h.

e Werbeanlagen nur am Ort der Leis-
tung

e Hohe der Werbeanlagen in der Regel
maximal 20 m

e keine Prismenwendeanlagen

e keine Lauflichtbander

e keine Rollbande

e keine Filmwéande

u. a.

Diese Kernaussagen des Allgemeinen
Rundschreibens 32/2001 bitte ich als
nachrichtlichen Hinweis in die oOrtliche
Bauvorschrift aufzunehmen, um durch
eine klare Aussage zur Genehmigungs-
fahigkeit von Werbeanlagen im Einfluss-

Diese Regelungen wurden in die Hinwei-
se zum Bebauungsplan aufgenommen.
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bereich der Autobahn, den Verwaltungs-
aufwand bei der Bearbeitung von Bauge-
suchen schon im Vorfeld zu verringern.

Ich weise vorsorglich darauf hin, dass der
Bund als StralRenbaulasttréager der A 395
fur das Plangebiet im Nahbereich der
Autobahn keinerlei Anspriiche auf zusatz-
liche Larmschutzmalinahmen Uberneh-
men wird.

Zum Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung habe ich von hier aus
nichts vorzubringen.*”

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Bereits zum Auslegungsbeschluss wur-
den die reduzierte Bauverbotszone, die
naheren Bestimmungen zur Bauverbots-
zone und die Hinweise zu Werbeanlagen
in den Bebauungsplan aufgenommen.

Einzelhandelsverband

Harz-Heide e. V., Parkstralie 7,
21337 Lineburg

Schreiben vom 13. September 2011

Stellungnahme der Verwaltung:

In der vorbezeichneten Angelegenheit
danken wir fur Ihr Schreiben vom
16.08.2011, mit dem Sie uns Kenntnis
von der Absicht der Stadt Braunschweig
gegeben haben, fir das o. a. Stadtgebiet
einen Bebauungsplan aufzustellen, und
um Stellungnahme gebeten hatten. Wir
durfen insofern Folgendes mitteilen:

Soweit mit dem vorbezeichneten Planver-
fahren das Ziel verfolgt wird, die zul&ssi-
gen Einzelhandelsnutzungen im Plange-
biet unter Beriicksichtigung der Vorgaben
des Zentrenkonzeptes Einzelhandel
nebst Erganzung 2010 ,Standortkonzept
Zentrale Versorgungsbereiche* anzupas-
sen und unter Beriicksichtigung dessen
den Bereich als Schwerpunkt fur grof3fla-
chigen Einzelhandel auf Dauer zu si-
chern, findet das Ansinnen unsere Unter-
stutzung.

Es gilt auch ausdricklich, dass bei einer
Uberplanung des Gebietes negative den

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.
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stadtebaulichen Auswirkungen auf die
bestehenden und tber das Standortkon-
zept im Zentrenkonzept Einzelhandel de-
finierten Zentralen Versorgungsbereiche
vermieden werden mussen.

Im Hinblick auf die Begrindung der Fest-
setzungen zur Art der baulichen Nutzung
fallt auf, dass verschiedentlich ,Gleichbe-
handlungsgrinde*” als Argument fir eine
Aufweichung der bisherigen planungs-
rechtlichen Lage angefuihrt werden. In
diesem Zusammenhang weisen wir da-
rauf hin, dass mit dem gleichen Argument
die Stadt Braunschweig sich Begehrlich-
keiten von Investoren und Projektentwick-
lern aussetzt, die zum Beispiel kinftig an
bestimmten Standorten unter Hinweis auf
die an anderen Standorten méglich ge-
machten Aufweichungen im Hinblick auf
die planungsrechtliche Lage des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel ebenfalls
Aufweichungen verlangen durften. Wir
halten an dieser Stelle Zurtckhaltung fur
angebrachter.

Diese Einwendungen beziehen sich auf
zwei Festsetzungen, die der Bebauungs-
plan urspringlich enthielt, die jedoch auf-
grund dieser Stellungnahme des Einzel-
handelsverbandes geéandert wurden:

Der Entwurf des Bebauungsplanes ent-
hielt die Festsetzung, dass in den Son-
dergebieten SO 1 und SO 2 zusétzlich zu
den Ublichen Randsortimenten in einer
GroRRenordnung von 5 % der Verkaufsfla-
che weitere 10 % Randsortimente fur das
Segment ,Mo6bel und Einrichtungen* fur
.Bettwaren* zulassig sein sollten. Dieser
Festsetzungsvorschlag war entwickelt
worden, da in den beiden Gebieten SO 2
und SO 3 jeweils entsprechende Bauge-
nehmigungen erteilt werden mussten auf
Basis des bisher geltenden Bebauungs-
planes W1 11. Da diese Baugenehmi-
gungen jedoch Bestand haben und inso-
fern unberthrt von diesem Bebauungs-
plan sind, wurde der Bebauungsplan WI
87 nunmehr dahingehend geéandert, dass
kiinftig solche Sonderregelungen nicht
mehr gelten sollten. Damit ist sicherge-
stellt, dass bei kiinftigen Anderungen der
Nutzungen die gleichen Mal3stabe in Be-
zug auf Randsortimente angelegt werden
wie in anderen Sondergebieten in Braun-
schweig auch, die auf Basis des Zentren-
konzeptes Einzelhandel entwickelt wer-
den.

Die zweite Sonderregelung, die der Be-
bauungsplanentwurf urspriinglich ent-
hielt, war die Zulassigkeit eines Freisor-
timents in einer Gréf3enordnung von bis
zu 1 200 m2 Verkaufsflache im Sonder-
gebiet SO 3. Dies hatte — bezogen auf
die im Bebauungsplan W1 87 zulassige
Verkaufsflache einen Anteil von 18%
Verkaufsflache fur Freisortimente bedeu-
tet. Die Zulassigkeit von 1.200 m? Ver-
kaufsflache fur ,Waren aller Art“ basierte
auf einer analogen Festsetzung des bis-
her geltenden Bebauungsplanes WI 11
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und entsprechender Baugenehmigungen.
Der bestehende Bestand bzw. erteilte
Baugenehmigungen haben jedoch Be-
standsschutz. Insofern wird im Hinblick
auf kinftige Entwicklungen im Gebiet auf
diese Sonderregelungen verzichtet und
damit der Bebauungsplan an die in
Braunschweig tblichen Regelungen fur
Freisortimente (3 % der Verkaufsflache)
angepasst. Damit wird den Anregungen
des Einzelhandelsverbandes Rechnung
getragen.

Beziglich des SB-Warenhauses halten
wir — hierauf hatten wir bereits mit
Schreiben vom 16.01.2003 in einem fru-
heren Beteiligungsverfahren betreffend
das Plangebiet hingewiesen — das Ver-
haltnis einer Aufteilung von 50 % Haupt-
sortiment zu 50 % Nebensortiment, ins-
besondere in Anbetracht des doch erheb-
lichen Flachenumfangs fir weniger emp-
fehlenswert und regen ebenso wie be-
reits im seinerzeitigen Beteiligungsverfah-
ren laut Schreiben vom 22.01.2003 die
IHK Braunschweig an, den Mindestanteil
des Hauptsortiments hoher anzusetzen,
so dass der Flachenanteil des potentiell
innenstadtrelevanten Nebensortiments
entsprechend sinkt. Dabei gehen wir da-
von aus, dass die aktuell bestehende
Baugenehmigung Bestandsschutz ge-
nief3t.

Die Inhalte der Schreiben des Einzelhan-
delsverbandes und der IHK aus dem Jahr
2003, auf die Bezug genommen wird,
betreffen das Verhaltnis des Hauptsorti-
ments zum Nebensortiment fur das SB-
Warenhaus. Die Bedenken hierzu sind im
Wesentlichen im Schreiben der IHK vom
22. Januar 2003 wie folgt wiedergege-
ben:

.Der Charakter des SB-Warenhauses soll
unter anderem durch Textfestsetzung
11.2.3.2 festgeschrieben werden. Hierzu
wird geregelt, dass im SB-Warenhaus die
Geschossflache fur das Hauptsortiment
(Lebensmittel, Getranke, Drogeriewaren)
mindestens 50 % der betrieblichen Ge-
samtgeschossflache ausmachen muss.
Die potentiell innenstadtrelevanten Ne-

Die Umsetzung der Stellungnahme des
Einzelhandelsverbandes - bzw. die friihe-
ren entsprechenden Stellungnahmen der
IHK - wirden eine Festsetzung von min-
destens 65 % Hauptsortiment (Lebens-
mittel, Getranke, Drogerieartikel) und

z. B. 35 % Nebensortiment (z. B. Haus-
haltswaren, Textilien, Spielwaren) bedeu-
ten. Es wird vorgeschlagen, dieser Anre-
gung nicht zu folgen. Das Verhaltnis zwi-
schen Haupt- und Nebensortiment wird
entsprechend der Baugenehmigung aus
dem Jahr 2002 mit einem Verhaltnis von
mindestens 50 % Hauptsortiment zu ma-
ximal 50 % Nebensortiment festgesetzt.
Die politischen Gremien waren im April
2002 vor Erteilung der Baugenehmigung
Uber diesen Sachverhalt informiert wor-
den und dartber, dass die geplanten
textlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes WI 87 entsprechend vor-
gesehen waren. Eine nennenswerte Ver-
anderung des Verhaltnisses von Haupt-
und Nebensortiment im Bebauungsplan
kommt prinzipiell im Rahmen einer Neu-
baumaflnahme zum Tragen. Damit kénn-
ten zwar evtl. positive Auswirkungen auf
die Innenstadt (geringerer Kaufkraftab-
fluss) einhergehen. Im Gegenzug jedoch
ware eine Verstarkung der negativen
Auswirkungen des SB-Warenhauses auf
die zentralen Versorgungsbereiche in
den Ortsteilen in Bezug auf die Versor-
gung mit Gutern des taglichen Bedarfs
(Lebensmittel, Getranke, Drogerieartikel)
zu beflrchten. Eine Erweiterung dieser
Sortimente wirde somit dem Zentren-
konzept Einzelhandel in seiner Fort-
schreibung 2010 (,Standortkonzept Zent-
rale Versorgungsbereiche") widerspre-






-13 -

bensortimente des SB-Warenhauses
konnten somit auf bis zu 50 % seiner Fla-
che gehandelt werden. Ein derartiger
Nebensortimentsanteil erscheint uns fur
ein SB-Warenhaus als ausgesprochen
hoch angesetzt. Durchschnittlich werden
in SB-Warenhausern 52 % der Verkaufs-
flachen allein durch Lebensmittel belegt.
Drogerieartikel nehmen in der Regel rund
15 % der Verkaufsflache ein. Das im
Planentwurf bezeichnete Hauptsortiment
macht in einem typischen SB-Warenhaus
also rund 67 % der Verkaufsflachen aus,
auf das Nebensortiment entfallt demzu-
folge lediglich ein Flachenanteil von ca.
33 %. Vor diesem Hintergrund halten wir
es fur naheliegend, den Mindestanteil
des Hauptsortiments in der Textfestset-
zung 11.2.3.3 héher anzusetzen, sodass
der Flachenanteil des potentiell innen-
stadtrelevanten Nebensortiments ent-
sprechend sinkt. Je geringer der zulassi-
ge Flachenanteil des Nebensortiments
dabei ausfallt, desto gré3er werden die
Chancen fir den innerstadtischen Ein-
zelhandel, mit dem durch bessere Er-
reichbarkeit und kostenfreie Parkplatze
beglnstigen Einzelhandel an der Otto-
von-Guericke-Stral3e konkurrieren kon-
nen‘“

chen. Alle Nahversorgungsuntersuchun-
gen fur die Gesamtstadt Braunschweig
sowie flr Teilbereiche (z. B. sudliche
Stadtgebiete) gehen vom heutigen Be-
stand im Sondergebiet SO 1 aus, sodass
dieser in das Versorgungsgefiige der
Stadt Braunschweig als Basiswert einge-
stuft wurde. Erh6hungen der Verkaufsfla-
che fur Guter des taglichen Bedarfs im
Gebiet SO 1 wirden sich in diesem Ge-
flige nachteilig auswirken.

Hinsichtlich der daneben angemerkten
erganzenden Festsetzungen, wonach die
Verkaufsflache fur eine Warengruppe
des Nebensortiments insgesamt 6 % der
Verkaufsflache des SB-Warenhauses
nicht Gberschreiten darf, dirfte — dies
haben die Ausfihrungen von Frau Ellen-
berger im Rahmen der letzten Sitzung
des Handelsausschusses der IHK Braun-
schweig in anderem Zusammenhang ge-
zeigt — eine Uberprifung der Einhaltung
dieser Vorgaben bezogen auf das ge-
samte Gebiet SO 1 auch in Kontinuitat
fur die zuklnftige Entwicklung des Plan-
gebiets erforderlich sein.

Die regelméaRige Uberprifung der Einhal-
tung der Festsetzungen und Baugeneh-
migungen zu Verkaufsflachen und Sorti-
mentsanteilen erfolgt im Rahmen des
Vollzuges, ist jedoch nicht Gegenstand
des Bebauungsplanverfahrens.

Fur Rickfragen stehen wir Ihnen nattr-
lich jederzeit gerne zur Verfigung.

Der Einzelhandelsverband wurde anhand
der beschriebenen Plananderungen vom
26. Januar bis 2. Marz 2012 gemaf

§ 4a (3) BauGB erneut beteiligt. Im
Schreiben des Verbandes vom 2. Marz
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2012 wird folgendes mitgeteilt: ,In Er-
ganzung unserer Stellungnahme mit
Schreiben vom 13. September
2011...haben wir im Hinblick auf die
nunmehr uns vorgelegten gednderten
Planungsunterlagen keine weiteren An-
merkungen, soweit die Plan&dnderungen
die Vorgaben des Zentrenkonzeptes Ein-
zelhandel nebst Standortkonzept Zentrale
Versorgungsbereiche berucksichtigen®.

Vorschlag der Verwaltung

Bereits zum Auslegungsbeschluss wur-
den Sonderregelungen in Bezug auf das
Randsortiment ,Bettwaren* und ,Freisor-
timent* in den Sondergebieten SO 2 und
SO 3 gestrichen. Im Hinblick auf das
Verhéltnis von Haupt- zu Nebensortiment
im Gebiet SO 1 fur SB-Warenhauser wird
der Bebauungsplan nicht geandert.

IHK Braunschweig, BrabandtstralRe 11,
38022 Braunschweig
Schreiben vom 2. September 2011

Stellungnahme der Verwaltung

Gegen die o. g. Bebauungsplanung be-
stehen von unserer Seite keine Beden-
ken. Wie bereits im Rahmen der friihzei-
tigen Beteiligung der Trager offentlicher
Belange mit Schreiben vom 09.02.2011
erwahnt, erscheint es uns vielmehr dring-
lich, das Plangebiet durch zeitgeméalie
Festsetzungen sinnvoll und orientiert an
den Vorgaben des Zentrenkonzeptes
Einzelhandel zu ordnen.

Das Schreiben der IHK vom 09.02.2011
lautete folgendermal3en:

,Mit Bedauern haben wir zur Kenntnis
genommen, dass das vor zehn Jahren
begonnene Verfahren zur o. g. Be-
bauungsplanung nach der Beteiligung
der Trager offentlicher Belange am Jah-
resbeginn 2003 nicht zu Ende gefiihrt
worden ist. Somit gelten im Plangebiet
bis heute die Festsetzungen eines veral-
teten Bebauungsplanes aus dem Jahr
1982. Umso dringlicher erscheint uns nun
die Notwendigkeit, das Areal durch zeit-
gemale Festsetzungen planerisch sinn-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.
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voll und orientiert an den Vorgaben des
Zentrenkonzeptes Einzelhandel zu ord-
nen.

Inhaltlich hatten wir zu der Planung be-
reits mit Schreiben vom 26.03.2002 und
22.01.2003 Stellung genommen. Die In-
halte unserer damaligen Stellungnah-
men, die wir in der Anlage nochmals
Ubersenden, bitten wir auch im Rahmen
des aktuell wieder aufgenommenen Ver-
fahrens zu berlcksichtigen.

In den genannten Schreiben hatten wir
insbesondere auf den Prazedenzcharak-
ter der geplanten Festsetzungen fir das
SB-Warenhaus hingewiesen. Nach unse-
rem Verstandnis waren die im Rahmen
des aktuellen Planverfahrens entwickel-
ten Festsetzungen fur das SB-
Warenhaus im Sinne einer Gleichbe-
handlung auch fir andere SB-
Warenhaus-Standorte in Braunschweig
zu Ubertragen.”

Die genannten Schreiben enthielten eini-
ge Hinweise zu textlichen Festsetzungen,
die mittlerweile Uberholt sind, so dass
hierauf nicht mehr eingegangen werden
Mmuss.

Insbesondere enthielt das Schreiben vom
22. Januar 2003 jedoch auch Hinweise
zum Verhaltnis von Haupt- und Neben-
sortiment im SB-Warenhaus. Diese sind
bei der Wiedergabe des Schreibens des
Einzelhandelsverbandes vom 13. Sep-
tember 2011 zitiert und mit einer Stel-
lungnahme der Verwaltung versehen.

Bei dem SB-Warenhaus an der Otto-von-
Guericke-Stral3e handelt es sich um ei-
nen seit Jahrzehnten existierenden Be-
trieb, der fast ausschlie3lich zentrenrele-
vante Waren (in Bezug auf die Innenstadt
und auf die Nahversorgungszentren der
Ortsteile) fuhrt. Die textlichen Festset-
zungen zum Bebauungsplan WI 87 be-
rucksichtigen die konkrete Situation die-
ses Einzelfalles im Plangebiet. Rlck-
schliusse auf mogliche Festsetzungen in
anderen Plangebieten sind daraus nicht
zu ziehen. Die Festsetzungen entfalten
keine Prazedenzwirkung. In anderen
Plangebieten muss jeweils nach der dann
malfdgeblichen Situation Uber die Festset-
zungen entschieden werden.

Die Industrie- und Handelskammer wurde
aufgrund von Plananderungen vom

26. Januar bis 2. Marz 2012 gem.

§ 4a (3) BauGB erneut beteiligt. In der
erneuten Stellungnahme der IHK werden
keine Bedenken mehr geaufert. Es wird
folgendes mitgeteilt: ,.... erscheint es uns
vielmehr dringlich, das Plangebiet durch
zeitgemal3e Festsetzungen sinnvoll und
orientiert an den Vorgaben des Zentren-
konzeptes Einzelhandel zu ordnen.*

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert.







Stadt % Braunschweig

Anlage 6
Stand: 9. Marz 2012

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift

M- rick Be-

t W1 87

Behandlung der Stellungnahmen der Gemeinden

Beteiligung gemal § 2 (2) BauGB vom 26. Januar 2012 bis 02. Marz 2012,
Stellungnahmen, die ausschlieBlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird
oder keing Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegaben.

Stadt Salzgitter, Fachdienst
Stadtplanung, Umwelt, Bau-
ordnung und Denkmalschutz,
Joachim-Campe-StraBe 6 - 8,
38226 Salzgitter

Schreiben vom 5. Marz 2012

In der Begrindung zum Be-
bauungsplan W1 87 Otto-von-
Guericke-StraBe-Sidost” wurde
bisher nicht dargelegt, dass auf-
grund der beabsichtigten Erhi-
hung der zuldssigen Verkaufsfla-
chen in den Sondergebieten

Stellungnahme der Verwaltung

Die zulassige Verkaufsfidche fr nicht zentrenrelevan-
ten groBflachigen Einzelhandel wird nach den Festset-
zungen des Bebavungsplanes W 87 gegendber den
Festzetzungen des bisher geltenden Bebauvungsplanses
Wl 11 [baw. gegeniber dem genehmigten Bestand)
folgendermalen erhght:

S0 1, 80 2 und S0 3 negative Bezeichnung Verkaufsflaiche | Verkaufsflache
Auswirkungean auf die Versor- Sondergebiet gemal Wil 11 geman Wi 87
gungsstrukturen der Stadt Salz- S0 gemal Wi 87
gitter i.5. einer stadtebaulich und || 301 15 500 m? 25 000 m?
raumaordnenisch unvertraglichan (+ 60 %)
Kaufkraftumverteilung ausge- : - :
s-l_:hlnssenlwerden konnen. Ich Eﬂﬂnhaus ;:ﬂﬂfﬂﬁ?ugﬂ_ fffﬁﬁ-ﬂl%m
bitte um einen entsprechenden nehmigung 2002)
Machweis. S0 2 3 000 me 3 300 m#
[+ 10 %)
S03 & 000 m? 6 600 m2
[+ 10 %)
S501, Ohre Definitian Randsartimenta:
502, und ohne Be- 5 % der Ver-
503 schrankung von | kaufsflache des
Rand- und Frai- Batrighes
sortimentan
Freisortimente:
3 % der Ver-
kaufeflache des
Batrighes

Damit sind insgesamt max. 10 400 m? Verkautstlache
zusatzlich zuldssig. Daven ist im Gebiet 50 1 dig an-
teilig gréfte Zunahme von 9 500 m? mdglich. Die zu-
lEssige Zunahme der Verkaufsflache in den Gebieten
S0 2 und SO 3 ist mit insgesamt 300 m? eher unge-
ordneal zu sehen.
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Innerhalb dieser Erhdhung sind zentrenrelevante Sor-
timente nur noch in sehr geringem Umfang zul&ssig.
Dies betrifft im Wesentlichen das SB-Warenhaus

(SO 1) mit einer Erhéhung der zuldssigen Verkaufsfla-
che um max. 600 m2. Selbst wenn unterstellt wird,
dass die Flachenausdehnung des bestehenden Real-
Marktes ausschlie3lich Sortimente mit einer hohen
Uuberortlichen Attraktivitat umfassen wirde, ist nicht zu
erwarten, dass Einwohner aus Salzgitter in verstark-
tem Mal3e den Real-Markt in Braunschweig aufsuchen
werden. Dies auch deshalb nicht, well die Stadt Salz-
gitter in ihrem Stadtteil Thiede an der Stadtgrenze zu
Braunschweig ebenfalls einen Real-Markt angesiedelt
hat. Es kann unterstellt werden , dass Markte dersel-
ben Muttergesellschaft auch eine weit tberwiegend
vergleichbare Angebotsstruktur aufweisen und damit
eine héhere Distanzempfindlichkeit der Kaufer einher-
geht, weil vergleichbare Sortimente eher im Nahbe-
reich gekauft werden.

Realistischerweise muss aber davon ausgegangen
werden, dass auch (grol3ere) Teile der zusétzlichen
600 m? Verkaufsflache fur das SB-Warenhaus auf das
Hauptsortiment Lebensmittel und Drogerieartikel ent-
fallen. Diese wirken allenfalls auf die innere Nahver-
sorgungsstruktur in Braunschweig ein, entfalten jedoch
keine nennenswerten tberodrtlichen Kaufkraftzufliisse.

In den Sondergebieten sind entsprechend dem Zent-
renkonzept Einzelhandel Rand- und Freisortimente
zulassig. Bei den Randsortimenten handelt es sich
jeweils um Warengruppen, die typischerweise mit den
zulassigen Angebotssektoren vertrieben werden. Es ist
zwischenzeitlich anerkannt, dass der Vertrieb von
Randsortimenten der wirtschaftlichen Tragfahigkeit
von Einzelhandelsstandorten dient, indem in unterge-
ordneten Umfang ein ergénzendes, das Hauptsorti-
ment stlitzendes Sortiment angeboten wird. Die War-
engruppen des Randsortiments werden im Be-
bauungsplan abschlieRend bestimmt. Insgesamt sind
auch die Verkaufsflachenzuwéchse bei Rand- und
Freisortimenten von geringem Umfang. Im Gebiet

SO 2 wirden sich die Anteile der Randsortimente um
15 m2 und der Freisortimente um 9 m2 im Vergleich
zum bisher zulassigen Umfang erhdhen. Im Gebiet
SO 3 wirde ein Zuwachs um 30 mz2 fir Randsortimen-
te und 18 m2 fur Freisortimente entstehen kénnen.

In der Summe wiirden als ,worst case-Szenario* also
maximal rund 700 m2 zusatzliche Flache fiir zentrenre-
levante Sortimente realisiert werden kénnen, deren
wesentliches Angebot bei der Erweiterung des beste-
henden SB-Marktes im Bereich Lebensmittel und Dro-
gerieartikel liegen wirde. In Anbetracht dieser gerin-
gen Flachen und dem Umstand, dass diese (qualitati-
ven) Angebotsstrukturen in Salzgitter selbst vorhanden
sind, stellt sich die Frage eines die Zentrenstruktur
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Salzgitters negativ tangierenden Kaufkraftabflusses
nicht.

Eine zusatzliche Sicherheit fir die Belange Salzgitters
ist dartber hinaus darin zu sehen, dass innerhalb der
insgesamt moglichen Flachenerweiterung von

10 000 m2 Verkaufsflache innerhalb der Freisortimente
keine zentrenrelevanten Sortimente zuldssig sind. Die-
se werden entsprechend der ,Braunschweiger Liste"
ausgeschlossen, sodass zwei Sicherheitslinien im Be-
bauungsplan eingebaut sind (Flachenbegrenzung fur
Rand- und Freisortimente und Ausschluss zentrenrele-
vanter Sortimente bei den Freisortimenten).

Uberwiegend sind auf den zusétzlich moglichen Ver-
kaufsflachen nur nicht-zentrenrelevante groR3flachige
Einzelhandelsbetriebe mit definierten Kernsortimenten
zulassig. Damit entspricht der Bebauungsplan auch
dem ,Regionalen Einzelhandelskonzept fir den Grol3-
raum Braunschweig” (Aktualisierung 2010). Demnach
sind folgende Ziele und Grundsatze des Regionalen
Raumordnungsprogramms fir den Grol3raum Braun-
schweig (RROP 2008) weiterhin zu beachten: ,Einzel-
handelsgro3projekte mit nicht-zentrenrelevanten Kern-
sortimenten sind auf3erhalb der stéadtebaulich integrier-
ten Lagen in den regional bedeutsamen Einzelhan-
delsentwicklungsschwerpunkten zuldssig und auf die-
se zu konzentrieren.“ Als regional bedeutsame Einzel-
handelsentwicklungsschwerpunkt ist flir Braunschweig
u.a. die Otto-von-Guericke-Stral3e festgelegt. Damit
entspricht die hier planerisch betriebene konzentrierte
Ansiedlung und Entwicklung von grof3flachigen Einzel-
handelsbetrieben im Gebiet Otto-von-Guericke-StralRe
den Zielen der Raumordnung fiir den Grof3raum
Braunschweig.

Darlber hinaus sind die positiven Auswirkungen der
Planung zu betonen: Es werden im Bebauungsplan
WI 87 erstmalig die Angebotssektoren mit zuldssigen
Kernsortimenten, Randsortimenten und Freisortimen-
ten definiert sowie die maximal zulassigen flachenma-
Bigen Anteile von Rand- und Freisortimenten festge-
legt. Diese Bestimmungen und Konkretisierungen fehl-
ten im Bebauungsplan W1 11 bisher véllig. Hier waren
nur drei Angebotssektoren zugelassen (Bau, Garten,
Camping). Ferner waren im Sondergebiet SO 3 zu-
satzlich 1 200 m2 Verkaufsflache ohne Sortimentsbe-
schrankung zugelassen. Diese Festsetzung wird in
den Bebauungsplan W1 87 nicht ibernommen, da sie
— bezogen auf die zulassige Verkaufsflache — einem
Anteil von 18 % Freisortiment entsprochen hatte.

Auch im SO 1 stellen die Festsetzungen einen planeri-
schen Fortschritt dar. Dort waren bisher 7 500 m? Ver-
kaufsflache ohne jegliche Sortimentseinschrankung
zulassig. Hier hatte nach den Bestimmungen des Be-
bauungsplanes W1 11 auch auf 7 500 m? z. B. ein ein-
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ziger grof3flachiger Elektronikfachmarkt entstehen
kénnen. Der Bebauungsplan WI 87 hingegen bestimmt
fur die Nutzung ,SB-Warenhaus* einerseits die zulas-
sigen Sortimente in Form von Haupt- und Nebensorti-
menten, andererseits legt er maximale Obergrenzen
fur die Warengruppen des Nebensortiments fest. Dies
fuhrt dazu, dass eine Warengruppe des Nebensorti-
ments jeweils nur bis max. 750 m? zulassig ist (z. B.
Nebensortiment Elektroartikel und Fotoartikel).

Insgesamt ist unter Beriicksichtigung der genannten
Aspekte eine stadtebaulich und raumordnerisch unver-
tragliche Kaufkraftumverteilung vom Stadtgebiet Salz-
gitter auf das Stadtgebiet Braunschweig nicht zu er-
warten.

Der Zweckverband GrofRraum Braunschweig hat im
Ubrigen der Planung zugestimmt.

Vorschlag der Verwaltung:
Der Bebauungsplan wird nicht gedndert.







4 Braunschweig Anlage 7

Stand: 9, Marz 2012

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
«Otto-von-Guericke-StraBe Sudost” Wi 87

Behandlung der Stellungnahmen der Offentlichkeit
Beteiligung geman § 3 (2) BauGB vom 3. Februar bis 2. Marz 2012

Stellungnahme Nr. 1 Stellungnahme der Verwaltung
Schreiben von DB Services Immaobilien
GmbH, Kurt-Schuhmacher-Strae 7,

30159 Hannover, vom 16. Februar 2012

Die Planungsunterlagen haben wir nun DB Services hatte im Rahmen der offentli-
erhalten und auf Betroffenheit von Bahnan- | chen Auslegung um Zusendung der Planun-
lagen Oberprift. Aus eisenbahnrechtlicher | terlagen gebeten. Diese hatten sich gegen-
Sicht bastehen gegen den 0.g. Be- uber der Behdrdenbeteiligung geman
pauvungsplan grundsaizlich keine Einwan- | § 4 (2) BauGB in Bezug auf ehemalige

de, wenn die Oberplante entwidmete Bahn- | Bahnflachen nicht gedndert.

flache ndrdlich der Theodor-Hauss-Strafe
seitens der Stadt Braunschweig erworben | Das Schreiben bezieht sich auf die ehemali-

wird. Ein Kaufantrag kann dazu bei uns, ge Bahntrazse zwischen der Theodor-
der DB Service Immaobilien GmbH, gestellt | Heuss-Strafe und der FabrikstraBe, Diese
warden. Fldche ist im Bebauungsplan als &ffentliche

Gronflache mit der Zweckbestimmung Park-
anlage fesigesetzt. Hier soll gin dffentlicher
Geh- und Radweg verlaufen. Dieser Ab-
schnitt ist bereits entwidmet. Die Stadt
Braunschweig steht bereits sait einiger Zeit
mit der DB Service Immobilien GmbH in
Verhandlungen Gber den Ankauf dieser FIa-
chean.

Vorsch der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert,






Stellungnahme Nr. 2

Schreiben des Eisenbahn -Bundesamtes,
AulRRenstelle Hannover, Herschelstraf3e 3,
30159 Hannover, vom 14. Februar 2012

Stellungnahme der Verwaltung

Mit 0.g. Schreiben benachrichtigen Sie das Ei-
senbahn-Bundesamt uber die 6ffentliche Be-
kanntmachung der Auslegung der Entwiirfe
des Bebauungsplanes WI 87. Ich weise hierzu
auf Folgendes hin: Bei den tberplanten Fla-
chen handelt es sich um Flachen, die noch
nicht in die kommunale Planungshoheit zurtick-
gefallen sind. Ein entsprechender Freistel-
lungsantrag ist seit Marz 2008 beim Eisenbahn-
Bundesamt gestellt worden. Allerdings war bis-
her nicht eine Neuvermessung der freizustel-
lenden Flachen erfolgt. Gemalf einem Akten-
vermerk vom 12.01.2011 hatte Ihr Bearbeiter,
Herr Kreisel (phon.) mitgeteilt, dass die Neuve-
rmessung beauftragt sei und nach ca. 2-3 Mo-
naten abgeschlossen sei. Sobald mir die Liste
der freizustellenden Flurstiicke vorliegt, werde
ich diese im Rahmen des Freistellungsverfah-
rens zur Vero6ffentlichung im Bundesanzeiger
weitergeben. Ich weise jedoch darauf hin, dass
die kirzestmaogliche Veroffentlichungsfrist im
Bundesanzeiger einen Monat betragt, die eben-
falls abgewartet werden muss, bevor ein Frei-
stellungsbescheid erfolgen kann. Erst danach
sollte der Bebauungsplan WI 87 in Kraft treten.

Das Schreiben bezieht sich auf die ehe-
malige Bahntrasse zwischen dem Sud-
rand des Plangebietes und der Theodor-
Heuss-Stralie. Diese Flache ist im Be-
bauungsplan als 6ffentliche Grinflache
mit der Zweckbestimmung Parkanlage zur
Anlage eines Geh- und Radweges festge-
setzt. Dieser Abschnitt wurde bereits von
der Stadt Braunschweig erworben. Der
Geh- und Radweg ist mittlerweile herge-
stellt.

Gemal einer Erklarung des Eisenbahn-
Bundesamtes (EBA) vom 12. Januar 2011
ist die Entbehrlichkeit der ehemaligen
Bahnflachen fur bahnbetriebliche Zwecke
gegeben. Die von der Stadt bereits im
Jahr 2008 beantragte Freistellung ist le-
diglich noch nicht erfolgt, da die Flachen
nach dem Erwerb durch die Stadt Braun-
schweig noch nicht katastermafig neu
vermessen waren. Sobald diese Vermes-
sung erfolgt ist, wird das Freistellungsver-
fahren fur diesen Abschnitt abgeschlos-
sen. Die Bearbeitung durch das Kataster-
amt soll nach neuesten Informationen im
Sommer 2012 abgeschlossen sein. An-
schlieRend werden die Unterlagen an das
Eisenbahn-Bundesamt geleitet. Dort er-
folgt die Veroffentlichung der Liste der
freizustellenden Flurstiicke im Bundesan-
zeiger. Dann kann der Freistellungsbe-
scheid erteilt werden Somit besteht eine
gesicherte Aussicht auf die Freistellung
der Flachen von Bahnbetriebszwecken.
Der Bebauungsplan WI 87 kann deshalb
als Satzung beschlossen werden und in
Kraft treten, auch wenn das beschriebene
Freistellungsverfahren bis dahin noch
nicht vollstandig formal abgeschlossen
sein sollte.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert.
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Stellungnahme Nr. 3
Schreiben vom 27. Febr. 2012

Stellungnahme der Verwaltung

Wir zeigen an, dass wir die rechtlichen Inte-
ressen des Herrn .......... , wohnhaft Ham-
burg, vertreten. Dieser ist Eigentiimer der
Grundstiicke Otto-von-Guericke-Stralle 1 —
3, Braunschweig. Ebenso vertreten wir die
rechtlichen Interessen des Herrn
Wolfsburg, der ein NieRbrauchsrecht an
den Grundstiicken Otto-von-Guericke-
Strale 1 — 3, Braunschweig, hat. Auf uns
ausgestellte, beglaubigte Vollmachten seien
der Stellungnahme beigefiigt. Namens und
im Auftrag unserer Mandanten nehmen wir
zum Bebauungsplanentwurf der Stadt
Braunschweig, Otto-von-Guericke-Straf3e
Sudost, WI 87, sowie zur Aufhebungssat-
zung fur den Bebauungsplan Otto-von-
Guericke-Stral3e (Baublock 61/1 sudlicher
Teil, 8. Anderung), WI 11 nach

83Abs. 2 BauGB wie folgt Stellung:

Die genannten Vollmachten sind dem Schreiben
beigeflgt.

Die Grundstucke Otto-von-Guericke-Stral3e 1 —
3 liegen im Sondergebiet SO 3.

Der Bebauungsplanentwurf Otto-von-
Guericke-StraRe Sudost, WI 87, ist unter
verschiedenen Aspekten rechtswidrig. So
kénnen einerseits die Neuordnung zulassi-
ger Sortimente von Einzelhandelsbetrieben
und die Verkaufsflachenbeschrankung fir
das Gebiet SO 3 keinen Bestand haben.
Andererseits sind die vorgesehenen Fest-
setzungen fur das Gebaude auf dem
Grundstuck Otto-von-Guericke-Strafie 1
fehlerhaft.

Diese Aspekte werden im Folgenden weiter
ausgefuhrt und behandelt.

Eine Rechtswidrigkeit des Bebauungsplanes WI
87 oder eine Fehlerhaftigkeit der Festsetzungen
fur das Gebiet SO 3 ist nicht zu erkennen.

Der derzeit geltende Bebauungsplan W1 11
ist dartber hinaus rechtmafig. Unter Zu-
grundelegung desselben hat es in der Ver-
gangenheit keine stadtebaulichen Span-
nungen gegeben. Entsprechend kann auch
die Aufhebungssatzung zum Bebauungs-
plan WI 11, die das Ziel, hat, dass im Fall
der Unwirksamkeit des Bebauungsplanes
WI 87 § 34 BauGB zur Anwendung kommt,
keinen Bestand haben.

Im Planbereich WI 87 gilt derzeit noch der Be-
bauungsplan WI 11 aus dem Jahr 1982. Hierfur
wird ein eigenes Aufhebungsverfahren durchge-
fuhrt. Der Bebauungsplan WI 11 soll durch den
Bebauungsplan Otto-von-Guericke-Stral3e-
Sudost”, WI 87, ersetzt werden. Insbesondere
soll mit dem Bebauungsplan W1 87 das Pla-
nungsrecht an den aktuellen Stand des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel der Stadt Braun-
schweig aus dem Jahr 1990 mit seinen Fort-
schreibungen bis 2010 angepasst werden. Der
Bebauungsplan WI 11 soll erst und nur dann
aufgehoben werden, wenn der neue Be-
bauungsplan W1 87 in Kraft tritt. Deshalb wer-
den beide Verfahren parallel gefiihrt.

Ziel der Aufhebungssatzung fiir den Be-
bauungsplan WI 11 ist es demnach nicht, eine
planungsrechtliche Situation gemaf}

§ 34 BauGB (,Innenbereich®) zu schaffen.

Im nicht zu erwartenden Fall, dass der Be-
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bauungsplan WI 87 einer gerichtlichen Uberprii-
fung nicht standhalten sollte, bestiinde ein neu-
es Planerfordernis. Ein eventueller Fehler wirde
durch ein entsprechendes Planverfahren beho-
ben werden.

A. Fehlerhaftigkeit des Bebauungsplanent-
wurfs WI 87

Zundachst ist der Bebauungsplanentwurf Wi
87 fehlerhaft. Dies gilt insbesondere fur das
Gebiet SO 3, in dem die Flachen unserer
Mandanten befindlich sind.

Es handelt sich dabei um das Grundstiick Otto-
von-Guericke-StralRe 1 — 3. Hier befindet sich
ein groR¥flachiger Einzelhandelsbetrieb, der u. a.
Teppiche, Tapeten, Gardinen u. a. fuhrt sowie
ein Sportartikel (vor allem Sportbekleidungs)-
Geschéft und ein Lebensmitteldiscounter.

ol

|. Mangelnde Erforderlichkeit der Planung

Zundachst ist die Planung nicht erforderlich.
Dies gilt sowohl hinsichtlich der Neuord-
nung zulassiger Sortimente fur das Gebiet
als auch fur die neue Bestimmung der zu-
l&ssigen Art der baulichen Nutzung des
Grundsticks Otto-von-Guericke-Stral3e 1.

1.

Die Planung ist hinsichtlich der Neuordnung
des zulassigen Sortiments von Einzelhan-
delsbetrieben nicht im Sinne von § 1 Abs. 3
BauGB erforderlich.

Die Begrindung fir diese Aussage wird im wei-
teren Verlauf des Schreibens naher ausgefihrt
und behandelt.

Nach den Vorgaben dieser Norm haben die
Gemeinden und Stadte Bauleitpl&ane aufzu-
stellen, sobald und soweit es fur die stadte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erfor-
derlich ist. Daraus ergibt sich, dass die Pla-
nungsbefugnis und Planungspflicht der
Stadt oder der Gemeinde an das Erforder-
nis der stadtebaulichen Entwicklung und
Ordnung gebunden ist. Liegt eine die Erfor-
derlichkeit begriindende Situation nicht vor,
besteht weder eine Planungspflicht noch
eine Planungsbefugnis (vgl. Bat-
tis/Krautzberger/Lohr, BauGB, Bd. 1, § 1
BauGB, Rdnr. 25).

Hierbei handelt es sich um allgemein geltende
Planungsgrundsatze.

(o3}

Eine Planungsbefugnis liegt hier aber nicht
vor. Als planerisches Ziel zur Neuordnung
von Einzelhandel ist zwar auf Seite 4 des
Entwurfs der Planbegriindung genannt,
dass der hiesige Standort als Schwerpunkt
fur grof3flachigen Einzelhandel dauerhaft
gesichert werden soll. Dabei ist es aber
auch planerisches Ziel, dass die zulassigen
Einzelhandelsnutzungen an das derzeit
geltende Zentrenkonzept Einzelhandel der
Stadt Braunschweig angepasst werden.
Dieses Ziel wird auch verfolgt, um negative
stadtebauliche Auswirkungen auf die zent-

Die Planungsziele sind im Wesentlichen zutref-
fend widergegeben. Der Einwander macht nicht
substanziell deutlich, warum eine Planungsbe-
fugnis nicht vorliegen sollte. Im Gegenteil besta-
tigt er die stadtischen Ziele, eine Anpassung der
Einzelhandelsnutzungen an das fortgeschriebe-
ne Zentrenkonzept Einzelhandel vorzunehmen.

Damit ist die Planung stadtebaulich erforderlich
und somit zulassig.






ralen Versorgungsbereiche, insbesondere
auf die Innenstadt, zu vermeiden.

oo

Das verfolgte planerische Ziel, die Starkung
des Standortes, kann aber nicht umgesetzt
werden, indem eine genaue Festsetzung
zulassiger Sortimente getroffen wird. Denn
damit ist Einzelhandelsbetrieben, die den
Standort nachfragen, jegliche Entwick-
lungsmaglichkeit genommen.

Der Bebauungsplan WI 87 lasst ein grol3es
Spektrum an Warensortimenten zu. Insgesamt
werden sechs Angebotssektoren zugelassen
(M6bel und Einrichtungen, Gartenbedarf, Bau-
bedarf, groR3teilige Sportgerate, Wohnwa-
gen/Camping-fahrzeuge, Kraftfahrzeuge und
Zubehdr). Fiur diese Angebotssektoren werden
Kernsortimente definiert, die allgemein zuléassig
sind. Zusatzlich werden Randsortimente defi-
niert, die insgesamt auf bis zu 5 % der jeweili-
gen Verkaufsflache des Betriebes zulassig sind
bzw. je einzelner Warengruppe auf bis zu 2,5 %
der jeweiligen Verkaufsflache des Betriebes.
Zusatzlich werden in eingeschréanktem Umfang
Freisortimente zugelassen; zentrenrelevante
Sortimente sind jedoch generell ausgeschlos-
sen.

Mit diesen zulassigen Nutzungen sind weitge-
hende und ausreichende Entwicklungsmoglich-
keiten er¢ffnet. Es ist gerade das Ziel dieses
Bebauungsplanes, nicht jede Art von Einzel-
handel zuzulassen, sondern hier den vorhande-
nen Schwerpunkt fir nicht zentrenrelevanten
grol3flachigen Einzelhandel zu sichern und den
Rahmen fir die Entwicklungsmoglichkeiten zu
stecken. Sonstige Einzelhandelsangebote (zent-
renrelevante Sortimente bzw. nicht groR3flachige
Betriebe) sollen im Wesentlichen in den zentra-
len Versorgungsbereichen der Innenstadt und
der Ortsteile angeboten werden.

Eine solche Differenzierung der planungsrechtli-
chen Zulassigkeit von Einzelhandelsnutzungen
entspricht einem ublichen stadtplanerischen
Vorgehen. Es wird nicht verkannt, dass damit
Teile aus dem denkbaren Spektrum maglicher
Sortimente unterbunden werden. Allerdings wird
an dieser Stelle die langfristige Starkung der
definierten zentralen Versorgungsbereiche ho-
her gewichtet als die vollstandige wirtschaftliche
Ausnutzung einzelner Grundstiicke durch un-
kontrollierte Einzelhandelsnutzung. Es ist aber
gleichzeitig nicht erkennbar, dass dem Standort
— wie der Einwander vorbringt - jegliche Ent-
wicklungsmaoglichkeit genommen wird.

Auch auf Grund seiner verkehrsgtnstigen Lage
und der groRziugigen erschlossenen Flachenan-
gebote soll dieser Standort fir grof3flachigen
Einzelhandel vorgehalten werden und nicht
durch andere Nutzungen in Anspruch genom-
men werden, die an anderen Stellen in der Stadt
angesiedelt werden konnen und sollen. So kann
der Standort seiner Funktion im Stadtgefiige
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gerecht werden. Diese Funktion als ,Entwick-
lungsschwerpunkt fir den nicht
zentrenschadlichen grol¥flachigen Einzelhandel”
ist im Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt
Braunschweig und im Regionalen Raumord-
nungsprogramm fur den Grol3raum Braun-
schweig (RROP 2008) vorgesehen. Gemal
RROP 2008 handelt es sich um einen regional
bedeutsamen Entwicklungsschwerpunkt.

Zwar ist mit Ziffer 4 der vorgesehenen text-
lichen Festsetzungen eine Ausnahme beim
zulassigen Sortiment gemacht, jedoch nur
in Bezug auf das Sortiment ,Kleintiere und
Tierhaltung“ sowie Serviceeinrichtungen.
Gerade das Sortiment ,Kleintiere und Tier-
haltung* ist aber nicht derart attraktiv, dass
damit hinreichende Entwicklungsmdoglich-
keiten fur Einzelhandelsbetriebe bestiinden.

Die Mdglichkeit, zusatzlich zu den genannten
sechs Angebotssektoren ausnahmsweise auch
.Kleintiere und Tierhaltung" anzubieten, ist le-
diglich ein ergdnzendes Angebot im Nutzungs-
spektrum. Es handelt sich dabei um Waren, die
auf Grund ihrer teilweisen Kleinteiligkeit auch in
den zentralen Versorgungszentren bzw. in de-
ren Randbereichen angeboten werden und von
daher nicht von vornherein zu den ,sperrigen
Waren des langfristigen Bedarfs* gehoren, fur
die die Sondergebiete Einzelhandel zunéchst
vorgesehen sind. Da die Waren des Angebots-
sektors ,Kleintiere und Tierhaltung” in Braun-
schweig jedoch mittlerweile nicht mehr als zent-
renrelevant einzustufen sind, werden sie im Be-
bauungsplan WI 87 nunmehr ausnahmsweise
sowohl als groRflachiger als auch als nicht grof3-
flachiger Betrieb zugelassen. Es handelt sich
hierbei um eine spezielle Regelung fiir ein spe-
zielles Warenangebot und nicht um die einzige
Entwicklungsmdglichkeit, die der Bebauungs-
plan lasst.

o o

Dies gilt auch, weil Einzelhandelsbetriebe
regelmafig im Laufe der Zeit ihr vorhande-
nes Kern- oder Randsortiment anzupassen
suchen, nicht aber ein ganzlich neues Sor-
timent hineinzunehmen. Auf Grund der ge-
nauen Definition der Sortimente ist dies
kiunftig aber nicht mehr moéglich. Die M6g-
lichkeit des Angebotes eines neuen Kern-
sortimentes ,Kleintiere und Tierhaltung*
kann nicht notwendig werdenden Entwick-
lungsmoglichkeiten von Einzelhandelsbe-
trieben dienen.

Siehe die Ausfiihrungen zu 6 b, 6 c.

Die in den Entwicklungsschwerpunkten flr den
grof¥flachigen Einzelhandel vorzusehenden
sechs Angebotssektoren sind im stadtischen
Einzelhandelskonzept niedergelegt. Eine belie-
bige Entwicklung des Standortes ist nicht das
Ziel der Planung.

Es ist richtig, dass sich die Strukturen im Ein-
zelhandel kontinuierlich in einem Verande-
rungsprozess befinden. Dem kann ein Be-
bauungsplan als Satzung nicht stetig gerecht
werden. Gleichwohl erscheint es gerechtfertigt,
durch Bebauungsplan ein zuldssiges Sortiment
Zu steuern, um so negative Effekte auf die zent-
ralen Versorgungsbereiche der Stadt zu verhin-
dern. Der vollstdndige Verzicht auf Sortiments-
beschrankungen allein aufgrund der Tatsache,
dass sich die Einzelhandelslandschaft veran-
dert, wird dem Ziel des Schutzes und der Star-
kung der zentralen Versorgungsbereiche nicht
gerecht. Soweit zukiinftig eine gravierende Ver-
anderung der Einzelhandelslandschatt stattge-
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funden hat, ist tiber die Notwendigkeit zur Ande-
rung des Bebauungsplans separat zu entschei-
den.

Daraus folgt, dass damit gerechnet werden
muss, dass Einzelhandelsbetriebe den
Standort kunftig nicht verstarkt nachfragen,
wie es der Plangeber aber laut seiner Ziel-
setzung verfolgt. Damit entspricht das Pla-
nungsergebnis nicht dem Planungsziel, so
dass die stadtebauliche Erforderlichkeit
auch nicht begrindet ist. Auch muss damit
gerechnet werden, dass vorhandene Ein-
zelhandler dauerhaft den Standort aufge-
ben, da Modernisierungen oder Konzeptan-
derungen ihrer Betriebe unmdglich werden.
Damit fehlt der Planung auch die Verwirkli-
chungsperspektive. In einem solchen Fall
ist sie jedoch nicht erforderlich. Denn mit
den Festsetzungen eines Bebauungsplanes
werden Inhalt und Schranken des verfas-
sungsrechtlich garantierten Rechts auf Ei-
gentum nach Art. 14 Abs. 1 GG geregelt.
Fehlt eine hinreichende konkrete Verwirkli-
chungsperspektive der Planung, besteht
aber kein rechtfertigender Grund fur die
Einschrankung des Rechts auf Eigentum
(vgl. Bayerischer VGH, Entscheidung vom
25.10.2005, Az: 25 N 04.642).

Wie andere Betriebsformen auch, so ist der Ein-
zelhandel permanent einem Entwicklungspro-
zess unterworfen. Deshalb wurde das Zentren-
konzept Einzelhandel seit seiner erstmaligen
Herausgabe 1990 regelmafiig tberprift und bei
Bedarf ergénzt. Darauf aufbauend wurden zahl-
reiche Bebauungsplane gedndert bzw. neu auf-
gestellt. Dieses betrifft z. B. auch im vorliegen-
den Fall den Ersatz des bisherigen Bebauungs-
planes WI 11 durch diesen neuen Bebauungs-
plan WI 87. Sollte sich in der Zukunft heraus-
stellen, dass die Festsetzungen dieses Be-
bauungsplanes WI 87 nicht mehr zu einer stad-
tebaulich wiinschenswerten Entwicklung ausrei-
chen oder fuhren (z. B. Entstehung von nicht
nutzbaren Brachen), so wiirde ein erneutes
Planerfordernis entstehen.

Im vorliegenden Fall ist jedoch keinesfalls er-
kennbar, dass der Einzelhandelsstandort Otto-
von-Guericke-Stral3e nicht mehr nachgefragt
sein kdnnte. Neben dem Bereich an der Hanse-
stralRe handelt es sich hierbei um einen der am
besten erschlossenen, etabliertesten und attrak-
tivsten Schwerpunkte fur grof3flachigen Einzel-
handel in Braunschweig und hat gemafld RROP
2008 eine regionale Bedeutung.

Es ist nicht zu erwarten, dass grof3flachige Ein-
zelhandelsbetriebe andere Standorte nachfra-
gen, da in Braunschweig keine Standorte fir
den grof3flachigen Einzelhandel ohne Be-
schrankungen der Sortimente zur Verfigung
stehen. Im Gegenteil stellt die planerische Ab-
sicht, groR3flachige Einzelhandelsbetriebe an
bestimmten Standorten zu konzentrieren, auch
einen wirtschaftlichen Anreiz dar, da tber die
raumliche Bindelung auch ,Fihlungsvorteile* zu
erwarten sind. Modernisierungen oder Konzept-
anderungen sind zudem im Rahmen der Fest-
setzungen jederzeit mdglich. Eine Entwicklung
in eine beliebige Richtung ist hingegen nicht
madglich, da dieses den stadtebaulichen Zielen
der Planung widerspricht.

Dem Bebauungsplan WI 87 fehlt damit insge-
samt keine Verwirklichungsperspektive; er ist
zur Umsetzung der Ziele des vom Rat be-
schlossenen Zentrenkonzeptes Einzelhandel
erforderlich und setzt die Ziele in angemessener
Weise um. Es wird dabei nicht in unzuldssiger
Weise in das private Eigentum eingegriffen.
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Daruber hinaus kann die Erforderlichkeit
der Planung nicht mit der Gleichbehandlung
mit anderen Standorten begriindet werden.
Eine Gleichbehandlung mit anderen Stan-
dorten kommt nur dort in Betracht, wo auch
gleiche Sachverhalte vorliegen, was etwa
im Hinblick auf eine mégliche
Zentrenschéadlichkeit nicht angenommen
werden kann. Dies zeigt bereits das Zent-
renkonzept, das bei seinen Untersuchun-
gen nach den einzelnen Standorten diffe-
renziert. Auch hangt die
Zentrenschadlichkeit beispielsweise von
der Grol3e der Einzelhandelsagglomeration,
dem Angebot der angebotenen Waren so-
wie der Entfernung zum Zentrum ab. Eine
Gleichsetzung aller Standorte in Braun-
schweig, in denen grof3flachiger Einzelhan-
del vorhanden ist, kommt daher nicht in
Betracht. Vielmehr ist nach dem jeweiligen
Standort zu untersuchen, ob und wenn ja
bei welchem Einzelhandel eine Begrenzung
des Sortiments zum Schutz des Zentrums
notwendig ist.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes W1 87
bedeuten insofern eine ,,Gleichbehandlung” mit
anderen Schwerpunkten fir grof3flachigen Ein-
zelhandel, als dass sie im Wesentlichen auf den
Zielen des Zentrenkonzeptes Einzelhandel der
Stadt Braunschweig beruhen (z. B. im Hinblick
auf die zulassigen Angebotssektoren und Wa-
rensortimente, die als zentrenrelevant bzw. als
nicht zentrenrelevant eingestuft werden, die
grundsatzliche Aufteilung in Kern-, Rand- und
Freisortimente).

Vergleichbare Festsetzungen wurden auch in
anderen Bebauungsplanen fir Entwicklungs-
schwerpunkte flr gro3flachigen Einzelhandel
getroffen. Dabei wird grundsatzlich im Rahmen
jedes Bebauungsplanverfahrens das Plangebiet
daraufhin untersucht, ob Griinde fur Abwei-
chungen vom ,Regelkanon” bestehen. Sofern
solche Griuinde vorliegen, treffen die Be-
bauungsplane hierfir auch spezielle Regelun-
gen.

Im vorliegenden Fall liegen keine Grinde fur
Abweichungen von den generellen Leitlinien des
Zentrenkonzeptes Einzelhandel und dem da-
raus entwickelten ,Regelkanon” fir Festsetzun-
gen vor. Die Definitionen von Kernsortimenten,
Rand- und Freisortimenten ist dringend erforder-
lich, da es sich gezeigt hat, dass ohne solche
Definitionen die Gefahr der Ansiedlung von Be-
trieben mit zentrenrelevanten Sortimenten be-
steht. So laufen z. B. seit Jahren Widerspruchs-
und Klageverfahren des Einwanders gegen
Baugenehmigungen der Stadt Braunschweig, in
welchen auf Basis des bisher geltenden Be-
bauungsplanes WI 11 die nur sehr allgemein
gehaltenen zuldssigen Warensortimente (,Bau,
Garten, Camping*“) néher definiert wurden. Die-
se Verfahren sind zurzeit noch anhangig und
belegen die Notwendigkeit, im Rahmen der
Bauleitplanung hier Klarheit zu schaffen.

Bei dem Plangebiet WI 87 handelt es sich um
einen ,klassischen* Schwerpunkt fur nicht zent-
renrelevanten grof3flachigen Einzelhandel. Be-
reits der Bebauungsplan WI 11 verfolgte dieses
Ziel, in dem er im Wesentlichen nur Angebots-
sektoren zuliel3, die auch heute zugelassen
werden sollen (,Bau, Garten, Camping", jeweils
ohne néahere Definition). Nunmehr wird mit dem
Bebauungsplan W1 87 dieses Spektrum auf die
genannten sechs Angebotssektoren erweitert
(s. 6 b).
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Die starre Umsetzung der Braunschweiger
Liste rechtfertigt sich nicht.

Die ,Braunschweiger Liste" wurde im Juni 2010
vom Rat der Stadt Braunschweig im Zusam-
menhang mit dem ,Zentrenkonzept Einzelhan-
del — Erganzung 2010 — Standortkonzept zent-
rale Versorgungsbereiche" beschlossen. Die
Liste basiert auf den Verhaltnissen des Einzel-
handels in der Stadt Braunschweig und diffe-
renziert zwischen ,zentrenrelevant” (bezogen
auf die Innenstadt oder auf die zentralen Ver-
sorgungsbereiche in den Stadtteilen) und ,nicht
zentrenrelevant”. Auch diese Liste wird — wie
generell das Zentrenkonzept Einzelhandel — im
Laufe der Jahre regelmaRig tberpriift und ggf.
angepasst werden. Soweit sich daraus ein
Planerfordernis ergibt, wird die Stadt Braun-
schweig die Bebauungspléne entsprechend
andern oder neu aufstellen.

Grundsatzlich jedoch handelt es sich bei dem
Zentrenkonzept Einzelhandel um ein ,von der
Gemeinde beschlossenes stadtebauliches Ent-
wicklungskonzept bzw. um eine sonstige von
der Gemeinde beschlossene stadtebauliche
Planung“ im Sinne von 8 1 (6) Nr. 11 BauGB,
welches — neben zahlreichen anderen Belangen
— bei der Aufstellung der Bauleitplane zu be-
ricksichtigen ist.

Ebenso ist zu beachten, dass auch das Ziel
der Starkung des Zentrums sachliche
Rechtfertigungsgrenzen hat. So hat das
OVG Mecklenburg-Vorpommern mit seiner
Entscheidung vom 24.11.2010 (Az.: 3K
27/08) darauf hingewiesen, dass die stad-
tebauliche Erforderlichkeit nach

§ 1 Abs. 3 BauGB dort endet, wo kein Be-
darf an der Planung besteht. Entsprechend
sei die Begrenzung von Einzelhandel zum
Schutz der Zentren dort nicht notwendig,
wo Einzelhandel, der ausgeschlossen wer-
den soll, der gerade nicht im Zentrum selbst
angesiedelt werden soll. Wortlich fuhrte das
Gericht aus:

LWird als Ziel der Starkung des Zentrums
verfolgt, so hat dies gleichwohl sachliche
Rechtfertigungsgrenzen. Planungsbefug-
nisse weist 8 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB den
Gemeinden nur zu, ,sobald und soweit” die
konkretisierte Planung fiir die stadtebauli-
che Entwicklung erforderlich ist. Festset-
zungen, die nicht oder nicht vollstandig der
Realisierung der mit der Planung verfolgten
stadtebaulichen Zielsetzungen dienen, sind
deshalb auch nicht erforderlich. Die Ge-
meinde muss sich daher im Hinblick auf die
von ihr selbst formulierten stéadtebaulichen
Zielsetzungen konsistent verhalten. Ein

Das zitierte Urteil erfasst nicht die Ziele des Be-
bauungsplanes WI 87, sein Tenor wird jedoch
nicht in Frage gestellt. Der Einzelhandel, der im
Bebauungsplan WI 87 nicht zugelassen wird,
soll gerade nicht in den zentralen Versor-
gungsbereichen der Innenstadt und der Ortsteile
ausgeschlossen sein, sondern dort im Wesentli-
chen untergebracht werden. Dariliber hinaus gibt
es im Stadtgebiet fur nicht zentrenrelevanten
nicht grof3flachigen Einzelhandel weitere An-
siedlungsmaglichkeiten, z. B. in Mischgebieten,
im Nahbereich des Wilhelminischen Ringes etc.

Planungsziel des Bebauungsplanes WI 87 ist
die Ausweisung eines Entwicklungsschwerpunk-
tes fur den nicht zentrenrelevanten groR3flachi-
gen Einzelhandel. Solche Betriebe benétigen
grolRe Flachen mit guter Verkehrsanbindung.
Das hohe Verkehrsaufkommen sowie die inten-
sive Parkplatznutzung durfen dabei keine
Wohnbebauung stéren. Flachen, die fir diese
Nutzungen geeignet sind und die erforderlichen
Bedingungen erfillen, sind im Stadtgebiet kaum
noch zu finden. Umso wichtiger ist es daher,
den etablierten Standort Otto-von Guericke-
Stral3e fur diese Nutzung auf Dauer zu sichern.
Eine Inanspruchnahme dieser Flachen durch
sonstige Nutzungen, die an anderen Stellen im
Stadtgebiet untergebracht werden sollen bzw.
kénnen (z. B. Gewerbe, kleinflachiger Einzel-
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(allein) durch das Ziel der Starkung der
Zentren durch Konzentration von Einzel-
handelsansiedlungen auf die Zentren be-
grindeter Einzelhandelsausschluss kann
deshalb nicht weiter gehen, als eine An-
siedlung von Einzelhandelsbetrieben in den
Zentren uUberhaupt in Betracht kommt ...*

handel, zentrenrelevanter Einzelhandel) ist nicht
mit einer positiven stadtebaulichen Entwicklung
vereinbar. Der Bebauungsplan W1 87 schliel3t
auch nicht Einzelhandel grundsatzlich aus; der
Einzelhandel wird lediglich reguliert; die zulassi-
ge Nutzung erhalt einen Rahmen.

Die Planung ist somit erforderlich und zulassig.

Betrachtet man die Begriindung zum Plan-
entwurf, so ist in dieser nicht erkennbar,
warum es der Eingrenzung von Einzelhan-
del in der hiesigen Form bedarf, um negati-
ve stadtebauliche Auswirkungen auf die
zentralen Versorgungs-bereiche, insbeson-
dere auf die Innenstadt, zu vermeiden. Dies
gilt insbesondere auch fur das Gebiet SO 3,
in dem das SB-Warenhaus, dem eine Zent-
renrelevanz zugesprochen werden kann,
nicht liegt. Dass dort die Beschrankung von
Einzelhandel zum Schutz des Zentrums
notwendig ist, kann nicht angenommen
werden. Denn in der Vergangenheit ging
keine zentrenschadliche Wirkung vom hie-
sigen Standort aus, obwohl keine weitrei-
chenden Einschrankungen beim zulassigen
Sortiment bestanden. Auch weil im Zent-
renkonzept (Stand: 01.10.2009) auf Seite
10 ausgeflhrt ist, dass die Innenstadt nicht
durch die Begrenzung von Einzelhandel in
anderen Lagen gestarkt werden kann, son-
dern dass vielmehr auch die Aufenthalts-
und Erlebnisqualitat zu erhéhen ist, kann
die weitreichende Beschrankung von Ein-
zelhandel nicht nachvollzogen werden. Die
Planung ist unter diesem Aspekt nicht er-
forderlich.

Der Einwénder bezieht sich auf eine Zusam-
menfassung der bis dahin erfolgten Entschei-
dungen zum Zentrenkonzept. Auf Seite 9 lautet
der entsprechende Absatz:

+Hinsichtlich der Position der Braunschweiger
Innenstadt wird es in den nachsten Jahren vor
allem darauf ankommen, die Einzelhandels-
standards, mithin das Niveau des Warenange-
botes sowie die Aufenthalts- und Erlebnisquali-
tat, zu erh6hen, um die regionale und Uberregi-
onale Anziehungskraft zu erhalten. Hier kann
das Stadtebaurecht nur sehr begrenzt helfen.
Mit der Sanierung der Ful3gangerzone ist eine
wichtige Voraussetzung eingeleitet worden, die
Nutzungs- und Aufenthaltsqualitét der Innen-
stadt zu verbessern. Gleichwohl kann damit
allein noch nicht dem Trend zur weiteren
Filialisierung und in dessen Folge vielfach auch
der Banalisierung im Einzelhandel ausreichend
entgegengewirkt werden."

Der in der Stellungnahme der Rechtsanwalte
unzureichend zitierte Text bezieht sich demnach
darauf, dass eine Steigerung der Aufenthalts-
und Erlebnisqualitat mit den Mitteln des Stadte-
baurechts nur sehr begrenzt zu erreichen ist. Es
wird an keiner Stelle ausgefihrt, dass die Be-
grenzung des Einzelhandels an anderer Stelle
nicht zur Starkung der Innenstadt fuhrt. Im Ge-
genteil in der Einleitung ausgefihrt, dass ,,...die
praxisorientierte Anwendung des Konzeptes
basierend auf den drei Leitzielen Attraktivitats-
steigerung der Innenstadt, Erhalt funktionsfahi-
ger Nahversorgungsstrukturen und Ansiedlung
grol¥flachiger (Fach-) Markte mit
zentrenvertraglichen Sortimenten in Entwick-
lungsschwerpunkten ... quantitativ und qualitativ
positive Effekte bewirkt (hat).”

Im Gebiet SO 3 befinden sich heute ein grof3fla-
chiger Teppich-/Tapeten-/Restantenmarkt, des-
sen Sortiment im Wesentlichen unter ,Mobel
und Einrichtungen” bzw. unter ,Baubedarf* ein-
geordnet werden kann. Zentrenrelevante Pro-
dukte (Lebensmittel, Haushaltsartikel) werden in
diesen Einrichtungen nur in geringem Umfang
angeboten. Der Markt ist genehmigt und hat

insofern Bestandsschutz. Die Festsetzungen
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des Bebauungsplanes WI 87 sind erst im Rah-
men von Neubau- oder Umbaumafinahmen
einzuhalten. Es ist nicht erkennbar, dass damit
eine erhebliche Anderung der heutigen Be-
triebsform verbunden ware.

Daruberhinaus befinden sich hier jedoch ein
Discount-Lebensmittelmarkt sowie ein Sportarti-
kel-Geschéft (Uberwiegend Sportbekleidung).
Auch diese Betriebe sind genehmigt und haben
Bestandsschutz. Die Nutzungen sind jedoch mit
den Festsetzungen des Bebauungsplanes

W1 87 nicht mehr vereinbar, da es sich um zent-
renrelevante Sortimente handelt. Deshalb ware
bei Aufgabe der Betriebe keine Neuerrichtung
mit gleichen oder dhnlichen Sortimenten mehr
zulassig. Es handelt sich in beiden Fallen nach
der Liste der zentrenrelevanten Sortimente in
Braunschweig um Sortimente mit ausdricklicher
Zentrenrelevanz.

Der kiinftige Ausschluss dieser Nutzungen dient
einerseits dem Schutz der Zentren und — wie
oben ausgefiihrt — der Sicherung der Flachen im
Plangebiet fur gro3flachigen nicht zentrenrele-
vanten Einzelhandel. Die Erforderlichkeit der
Planung ergibt sich aus der Notwendigkeit, fur
die bisher und kiinftig zulassigen Angebotssek-
toren eine Definition und GrolRenbeschrankung
von Kern-, Rand- und Freisortimenten festzule-
gen.

Nicht zuletzt ist aus der seit Jahren andauern-
den gerichtlichen Auseinandersetzung zwischen
Eigentiimer/ bzw. Nief3brauchsberechtigtem und
der Stadt das Erfordernis abzulesen, eine ein-
deutige planungsrechtliche Grundlage fir Bau-
genehmigungen zu schaffen.

10

2.

Ebenso liegt eine Planung vor, die nicht
verwirklichungsfahig ist und der insofern die
Erforderlichkeit fehlt, sofern die Be-
bauungsmoglichkeit auf dem Grundsttick
Otto-von-Guericke-Stral3e 1 mit Ziffer 6 des
Entwurfs der textlichen Festsetzungen zum
Bebauungsplan neu geordnet werden soll.
Denn mit Ziffer 6.1 des Entwurfs der textli-
chen Festsetzungen ist vorgesehen, dass
flr eine Blronutzung ein erweiterter Be-
standsschutz besteht, die, wie der Stadt
Braunschweig ausweislich der Planungsbe-
grindung auf Seite 5 bekannt ist, dort tat-
sachlich nicht ausgetibt wird. Entsprechend
geht die Festsetzung zum erweiterten Be-
standsschutz ins Leere.

Das zwolfgeschossige Gebaude Otto-von-
Guericke-StralRe 1 wurde 1973 als Burohaus
genehmigt. Planungsrechtliche Grundlage fur
die Genehmigung war der damals geltende Be-
bauungsplan WI 6 aus dem Jahr 1969, der hier
ein Gewerbegebiet festsetzte. Eine Nutzung als
Blrogebaude ist mit der nun vorgesehenen
Festsetzung eines Sondergebietes fur gro3fla-
chigen Einzelhandel von der Art der baulichen
Nutzung her nicht vereinbar. Da es sich jedoch
um einen erheblichen Bestand handelt, wird im
Bebauungsplan WI 87 ausnahmsweise der er-
weiterte Bestandsschutz geman

§ 1 (10) BauNVO festgesetzt (,Fremdkorper-
festsetzung“), wodurch auch in der Zukunft Gber
den normalen engeren Bestandsschutz hinaus
auch Anderungen und Erneuerungen im Rah-
men der genehmigten Nutzung als Blurogebau-
de zulassig sind.
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Das Gebéaude wird heute nicht als Birogebaude
genutzt, sondern als Wohngebaude (méblierte
Appartements). Diese Nutzung ist bauordnungs-
rechtlich nicht genehmigt worden und wére auch
zu keinem Zeitpunkt genehmigungsféhig gewe-
sen (Bebauungsplan WI 6/1969: Gewerbege-
biet, Bebauungsplan WI 11/1982: Sonderge-
biet). Im Rahmen der Umnutzung des Gebé&u-
des zu moblierten Appartements wurde jedoch
die bauliche Grundstruktur im Wesentlichen
beibehalten. In die 36 m? bis 52 m2 grof3en ur-
sprunglichen selbststandigen Biroeinheiten, die
je Etage von einem gemeinsamen Flur er-
schlossen werden, wurden jeweils kleine Ki-
chen und Nasszellen eingebaut. Solche Ange-
bote sind heutzutage in Blroeinheiten zum ei-
nen nicht uniblich, zum anderen wére auch im
Rahmen von Sanierungsmalnahmen ein Rick-
bau mdglich. Somit wiirde eine Umnutzung als
Birogebaude im Rahmen der bauordnungs-
rechtlich erteilten Genehmigung durchaus mit
den vorhandenen baulichen Verhaltnissen ver-
einbar sein.

11

Auch sofern mit Ziffer 6.2 des Entwurfs der
textlichen Festsetzungen vorgesehen ist,
dass ausnahmsweise eine Nutzungs-
anderung in einen Betrieb des Beherber-
gungsgewerbes zuldssig sein soll, greift
dies die tatsachliche Situation der Nutzung
als Boardinghaus nicht auf. Denn von der
Rechtsprechung ist anerkannt, dass die
Nutzung eines Boardinghauses, die hier
offensichtlich nicht verhindert werden soll,
nicht diejenige eines Beherbergungsbetrie-
bes ist. Vielmehr handelt es sich um Wohn-
nutzung. Das VG Berlin fuhrte hierzu etwa
mit seiner Entscheidung vom 29.11.2005
(Az.: 19 A 272.05) aus, dass der baupla-
nungsrechtliche Begriff des Wohnens durch
eine auf Dauer angelegte Hauslichkeit, Ei-
gengestaltung der Haushaltsflihrung, des
hauslichen Wirkungskreises sowie der
Freiwilligkeit des Aufenthalts gekennzeich-
net ist. Zu einer selbsténdig nutzbaren
Wohnung gehdre mindestens, dass eine
Kiiche oder Kochstelle fur die Zubereitung
von Speisen vorhanden sei. Die Vermietung
von Appartements, wie sie bei einem Boar-
dinghaus erfolge, sei schon nach dem all-
gemeinen Sprachgebrauch keine Beher-
bergung. So liege ein Betrieb des Beher-
bergungsgewerbes nur vor, wenn Raume
standig wechselnden Gasten zum voriber-
gehenden Aufenthalt zur Verfligung gestellt
wirden, ohne dass diese dort ihren hausli-
chen Wirkungskreis unabhéngig gestalten

Im Rahmen des erweiterten Bestandsschutzes
gemanR § 1 (10) BauNVO lasst der Bebauungs-
plan WI 87 auch ausnahmsweise eine Umnut-
zung in einen Betrieb des Beherbergungsge-
werbes zu. Die zitierte textliche Festsetzung
verwendet dabei nicht den Begriff ,,Bording-
haus". Der Begriff ,Boarding-Haus" wurde ur-
sprunglich (zur Auslegung) im Umweltbericht bei
der Beschreibung der Bestandssituation im
Plangebiet verwandt, nicht in der Beschreibung
der Planungsziele. Der Begriff ist in der Fassung
des Umweltberichtes zum Satzungsbeschluss in
der Beschreibung der Bestandssituation ersetzt
worden durch ,mdblierte Appartements®.

Es mag deshalb offen bleiben, ob ein Boarding-
haus planungsrechtlich als Wohnnutzung einzu-
stufen ist, da sich die planerische Absicht aus
den textlichen Festsetzungen eindeutig ergibt.
Danach ist nicht beabsichtigt, im Rahmen des
erweiterten Bestandsschutzes zukunftig auch
eine Wohnnutzung zu ermdglichen.

Der Begriff ,Betrieb des Beherbergungsgewer-
bes" entstammt der Baunutzungsverordnung
(z.B. 8 7 BauNVO ,Kerngebiete*) und lasst sich
daruber eindeutig definieren.
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kénnten. Nach dieser Definition ist der Be-
trieb des Boardinghauses der Wohnnutzung
zuzuordnen.

12

Soll ein solcher vorliegend aber nicht ver-
hindert werden, so hétte mit Ziffer 6.2 des
Entwurfs der textlichen Festsetzungen nicht
die ausnahmsweise Zulassigkeit eines Be-
triebes des Beherbergungsgewerbes, son-
dern der Wohnnutzung festgesetzt werden
mussen.

Das Geb&aude ist von seiner baulichen Grund-
struktur her als Beherbergungsbetrieb (Hotel,
Pension, Ferienwohnung o. &.) geeignet: Wie
oben beschrieben, gehen je Etage von einem
Flur Zugange zu den selbststandigen Einheiten
ab. Diese sind unabhé&ngig voneinander zu er-
reichen. Die Ausstattung mit Badern ist generell
fur diese Nutzung geeignet. Die Ausstattung mit
kleinen Kichen ist im Beherbergungsgewerbe
nicht untblich bzw. kénnte auch im Rahmen von
Sanierungsmaf3nahmen zurtickgebaut werden.
Im Erdgeschoss liel3e sich die erforderliche Re-
zeption unterbringen. Somit ist auch eine Um-
nutzung als Betrieb des Beherbergungsgewer-
bes von der baulichen Struktur her umsetzbar.

Eine Wohnnutzung soll demgegenulber nicht
zugelassen werden. Das Gebaude liegt in stad-
tebaulich vdllig isolierter Lage weitab von jegli-
cher anderer Wohnbebauung. Es ist umgeben
von Hauptverkehrsstral3en, Gewerbe- und Son-
dergebieten. Auch auf dem Grundstiick selbst
befindet es sich in isolierter riickwartiger Lage
auf dem Grundstlick eines grof3flachigen Ein-
zelhandelsbetriebes. Es ist mit Kfz nur tber
dessen Betriebsgelande erreichbar. Somit fligt
es sich in die umgebenden Nutzungen in kein-
ster Weise ein. Wie oben ausgefuhrt, ist die
bestehende Wohnnutzung nicht genehmigt und
war auch zu keinem Zeitpunkt bauordnungs-
rechtlich genehmigungsfahig.

Das Geb&ude ist ferner hohen Larmbelastungen
ausgesetzt. Im Falle einer Nutzung als Beher-
bergungsbetrieb oder Wohngebaude ist fur die
Ermittlung des notwendigen passiven Schall-
schutzes von einem maf3geblichen Aul3enlarm-
pegel von 71 - 75 dB(A) auszugehen (Larmpe-
gelbereich V geman DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau®). Eine Wohnnutzung ist mit einer sol-
chen hohen Larmbelastung nicht vereinbar. Fir
einen Betrieb des Beherbergungsgewerbes hin-
gegen, in welchem die Nutzer sich nur zeitlich
befristet aufhalten, ist ein solcher Aul3enlarmpe-
gel gerade noch hinnehmbar. Die genannte
Larmbelastung bezieht sich nur auf den Ver-
kehrslarm (Theodor-Heuss-Stral3e, Otto-von-
Guericke-Stral3e, Bahnstrecken). Das Gebaude
ist zusatzlich gewerblichem Larm ausgesetzt.
Zum einen sind hier der Anlieferverkehr, Kun-
denverkehr und der Verkehr der Tankstelle auf
den angrenzenden Grundstlicken zu bertck-
sichtigen. Zum anderen ist das nérdlich angren-

zende Gewerbegebiet zwischen
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Fabrikstral3e und Theodor-Heuss-Stral3e in die
Betrachtung einzubeziehen. Fir diesen Bereich
wird zurzeit ein neuer Bebauungsplan aufge-
stellt, der das Gewerbegebiet dauerhaft sichern
soll. Auf Basis eines Schallgutachtens wird er-
mittelt, welche Larmemissionen von diesem
Gelande ausgehen dirfen (Festsetzung von
flachenbezogenen Schallleistungspegeln). Pla-
nerisches Ziel ist dabei, méglichst hohe fl&-
chenbezogene Schallleistungspegel zuzulas-
sen, um die Betriebe in ihrer Entwicklung nicht
zu beschranken. Eine dauerhafte Nutzung des
Gebaudes als Wohngebaude wirde voraus-
sichtlich zu Restriktionen der betrieblichen
Larmemissionen im Plangebiet und im ndrdlich
angrenzenden Gewerbebereich fiihren. Dies ist
stadtebaulich nicht erwiinscht, die Betriebe sol-
len sich hier soweit wie moglich frei entfalten
konnen.
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Die Nominierung der Zulassigkeit einer Bi-
ronutzung und ausnahmsweise eines Be-
herbergungsbetriebes geht demnach an der
Sicherung des vorhandenen Bestandes, der
der Stadt Braunschweig seit Jahrzehnten
bekannt ist, vorbei. So hat die Stadt Braun-
schweig beispielsweise mit Datum vom
25.04.1989 (Gz.: 63.92-R-0902/84) eine
Werbeanlage genehmigt, mit der die Ver-
mietung des Objektes als Wohneinheiten
beworben wurde. Auf dem Schild sollte ste-
hen:

,Haus Th. Heuss USA Studios Luxus mob-
liert zu vermieten
Otto v. Guericke-St. 1¢

Die entsprechende Baugenehmigung sei
als Anlage uberreicht. Entsprechend war
der Stadt auch diese Nutzung bekannt.

Die genannte Genehmigung einer Werbeanlage
ist der Stellungnahme beigefligt. Im Rahmen
der Genehmigung von Werbeanlagen wird je-
doch nicht gepruft, ob die der Werbeanlage zu-
grunde liegende Nutzung bauordnungsrechtlich
genehmigt ist. Es ist Pflicht eines Grundstiicks-
eigentiimers, fur seine baulichen Anlagen Bau-
genehmigungen oder Antréage auf Genehmigung
einer Nutzungsénderung zu stellen. Ein solcher
Antrag auf Genehmigung einer Nutzungsande-
rung zum ,Wohnen" ist jedoch nie gestellt wor-
den und ware zu keinem Zeitpunkt genehmi-
gungsfahig gewesen.

14

Daruber hinaus ist das Geb&ude fir eine
komplette Buronutzung nicht geeignet. 70
der Einheiten sind allein ca. 35 gm/Einheit
grof3. Von Bironutzern wurden diese in der
Vergangenheit nicht nachgefragt. Lediglich
zwei Buroflachen von ca. 90 gm und ca.
150 gm sind vorhanden. Auch ware die
Umnutzung des Gebaudes in einen Betrieb
des Beherbergungsgewerbes nach seiner
bisherigen Ausstattung nicht méglich. Es
mussten Umbaumafinahmen stattfinden,
die derart weit reichen wirden, dass der am
Grundstiick Berechtigte hiervon absehen
wuirde. Daraus folgt, dass weder die be-
standsschiitzende Festsetzung greift, noch
die ausnahmsweise zulassige Nutzung um-
setzbar ist. Der Planung fehlt auch unter

Siehe hierzu die Ausfiihrungen unter Nr. 10,

Nr. 11 und Nr. 12. Da die ausnahmsweise zu-
lassigen Nutzungen Birogeb&ude und Beher-
bergungsbetrieb grundsatzlich mit der baulichen
Struktur des Gebaudes vereinbar sind, fehlt
dem Bebauungsplan nicht die Verwirklichungs-
perspektive.
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diesem Aspekt die Verwirklichungsperspek-
tive.

15

3.

Der Umstand, dass das Planverfahren zum
Bebauungsplanentwurf WI 87 im jetzigen
Zeitpunkt ca. 10 Jahre nach Beschlussfas-
sung uber die Aufstellung des Bebauungs-
planes Otto-von-Guericke-StralRe Sudost,
WI 87, vom 12.06.2001, wieder aufgegriffen
wird, lasst den Ruckschluss zu, dass hier
eine bloRe Verhinderungsplanung vorliegt.

Der Aufstellungsbeschluss fir den Bebauungs-
plan WI 87 wurde am 12. Juni 2001 gefasst.
Das Verfahren wurde einschl. der friihzeitigen
Offentlichkeits- und der Behordenbeteiligung bis
zum Jahr 2003 durchgefiihrt. Danach ruhte es,
da zwei Anlasse der Planung entfallen waren
(Errichtung Baumarkt auf Grundsttick Otto-von-
Guericke-Stral3e 2 durch eigenstandigen Be-
bauungsplan; Zudem wurde das Planfeststel-
lungsverfahren zum Umbau des Autobahnkreu-
zes Braunschweig-Sid durchgefihrt, das in
Teilen das Plangebiet berthrt. Hier erschien es
sinnvoll, den Ausgang des Planverfahrens ab-
zuwarten, um eine abschlieRend klare Grenze
zwischen Umbau SB-Warenhaus durch Bauge-
nehmigung). dem Baugebiet einerseits und den
Flachen der Verkehrsanlagen andererseits zu
haben. Das Verfahren wurde deshalb zunéchst
zu Gunsten anderer Prioritaten zurtickgestellt.

Da sich mittlerweile mehrere Grundlagen (Bau-
gesetzbuch, Fortschreibung Zentrenkonzept
Einzelhandel) gedndert hatten, wurde das Plan-
verfahren ab Januar 2011 von Anfang an neu
aufgerollt; die Verfahrensschritte aus den Jah-
ren 2001 bis 2003 wurden wiederholt. Auch
musste das Planfeststellungsverfahren zum
Autobahndreieck Braunschweig Studwest abge-
wartet werden, da diese BaumalRnahme in den
Geltungsbereich des Bebauungsplans WI 87
eingriff.

Das Planungsziel, die Festsetzungen zum Ein-
zelhandel zu konkretisieren und an das aktuelle
Zentrenkonzept Einzelhandel mit seinen jeweili-
gen Fortschreibungen anzupassen, wurde seit
dem Aufstellungsbeschluss nicht aufgegeben.

Die Baugenehmigung im Gebiet SO 3, die zur-
zeit vom Oberverwaltungsgericht Lineburg zur
Entscheidung liegt (s. Nr. 16), wurde auf Basis
des bisher geltenden Bebauungsplanes W1 11
erteilt und wird mit diesem Bebauungsplan

WI 87 nicht aufgehoben.

Es handelt sich somit nicht um eine Verhinde-
rungsplanung, sondern um eine planungsrecht-
liche Umsetzung von Planungszielen fir das
Gebiet, die in der Zukunft umgesetzt werden
sollen.

16

Denn das Wiederaufgreifen des offensicht-
lich jahrelang nicht fortgefiihrten Planver-
fahrens steht in unmittelbarem Zusammen-
hang zu dem derzeit vor dem Niedersachsi-

Die Fortfihrung des Bebauungsplanverfahrens
steht nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit
dem vom Einwander erwahnten gerichtlichen

Streitverfahren. Die Griinde sind in der Stel-
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schen Oberverwaltungsgericht anhangigen
Berufungsverfahren unseres Mandanten,
Herrn......... Dieser hatte sich vor dem Ver-
waltungsgericht Braunschweig gegen Ein-
schrankungen in einer Nachtragsgenehmi-
gung zur Nutzungsanderung seines ge-
werblich genutzten Gebaudes auf dem
Grundstuck Otto-von-Guericke-Straf3e 3 zur
Wehr gesetzt. So waren in die Nachtrags-
genehmigung Einschrankungen aufge-
nommen, die aus dem Einzelhandelskon-
zept der Stadt Braunschweig herrihren.
Bereits das Verwaltungsgericht Braun-
schweig hat mit seinem Urteil vom
11.08.2010 (Az.: 2 A 276/09) entschieden,
dass die getatigten Einschrankungen in der
Nachtragsgenehmigung zum genehmigten
Angebotssektor Bau, Garten, Camping
beim Kern- und Randsortiment nicht ge-
macht werden durften.

Unser Mandant hat sich dann gegen die
vom VG Braunschweig bestatigten Ein-
schrankungen hinsichtlich des Freisorti-
ments zum Kernsortiment Bau, Garten,
Camping sowie die Einschrankungen, die
zum Sortiment Mébel und Einrichtungen
gemacht wurden, mit der Einleitung des
Berufungsverfahrens zur Wehr gesetzt. Das
Niedersachsische Oberverwaltungsgericht
lie3 die Berufung zu, weil es, ebenso wie
unser Mandant, erhebliche Zweifel dahin-
gehend hat, ob das Zentrenkonzept der
Stadt Braunschweig bei Anwendung des
geltenden Bebauungsplanes WI 11 zur An-
wendung kommt.

lungnahme zur Einwandung Nr. 15 dargelegt.
Im Ubrigen ist darauf zu verweisen, dass
rechtskréftig erteilte Genehmigungen durch die
nachtragliche Uberplanung nicht in Frage ge-
stellt werden.

Das Verwaltungsgericht Braunschweig hat mit
Urteil vom 11. August 2010 die Festlegung von
Kern- und Randsortimenten fir die bereits im
Bebauungsplan W1 11 festgesetzten Angebots-
sektoren ,Bau, Garten, Camping" flr unzulassig
erklart. FUr den Angebotssektor ,Mdbel und
Einrichtungen® im Rahmen der Befreiung wur-
den die Bestimmungen fur zulassig erklart. Im
Ubrigen wurde die Klage abgewiesen.

Gegen diese Entscheidung hat der
NielRBbrauchsberechtigte Antrag auf Zulassung
der Berufung eingelegt, der vom Oberverwal-
tungsgericht Lineburg angenommen wurde. Die
Entscheidung hiertiber steht noch aus.

Mit den Ausfiihrungen des Einwanders wird
nochmals deutlich, dass eine Anpassung der
verbindlichen Bauleitplane an die Fortschrei-
bungen des Einzelhandelskonzepts erforderlich
ist, da das Einzelhandelskonzept fiir sich ge-
nommen keine Rechtskraft entfaltet.

17

Offensichtlich um die Anwendung des Zent-
renkonzeptes durchzusetzen, wird nunmehr
das Planverfahren zum Bebauungsplan-
entwurf WI 87 weiter betrieben. Damit soll
verhindert werden, dass die von unserem
Mandanten beantragten Nutzungen unein-
geschrankt zugelassen werden. In einem
solchen Fall, in dem der Plangeber sich von
der Motivation der Verhinderung eines Vor-
habens leiten lasst, liegt keine Erforderlich-
keit der Planung vor (vgl. Ernst, Zinkahn,
Bielenberg, BauGB, Band 1, § 1, Rn. 36).

Die Umsetzung des Zentrenkonzeptes Einzel-
handel in seinen Fortschreibungen ist ein erklar-
tes und wesentliches Ziel der Planung. Damit
verbunden sind auch Einschrankungen von Ein-
zelhandelsnutzungen an diesem Standort. Dass
es sich um die Verhinderung eines Vorhabens
handelt, ist nicht erkennbar. Vielmehr steht die
langfristige stadtebauliche Regelung der Zul&s-
sigkeit von Einzelhandelsbetrieben im Rahmen
der Sicherung dieses Standortes als Entwick-
lungsschwerpunkt fir den nicht zentrenrelevan-
ten groR¥flachigen Einzelhandel im Vordergrund.

18

Dasselbe gilt, sofern nunmehr auch die
Nutzung auf dem Grundstlick Otto-von-
Guericke-Stral3e 1 neu geordnet werden
soll, ist doch nicht damit zu rechnen, dass
sie nicht umsetzungsfahig ist. Es liegt also
der Ruckschluss nahe, dass eingeleitete
Entwicklungen gestoppt und verhindert
werden sollen. Damit ist die Planung eine

Wie oben beschrieben (siehe 10 - 14), sind die
Festsetzungen des Bebauungsplanes zum er-
weiterten Bestandsschutz umsetzbar. Es soll
keine ,eingeleitete Entwicklung gestoppt und
verhindert“ werden. Die vorhandene Wohnnut-
zung ist bauordnungsrechtlich nicht genehmigt
worden, war auch zu keinem Zeitpunkt geneh-
migungsfahig und widerspricht den stadtebauli-
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nicht erforderliche Negativplanung.

chen Zielen fur das Plangebiet und dessen Um-
gebung. Insofern strebt der Bebauungsplan eine
Anpassung der Nutzung des Geb&udes Otto-
von-Guericke-StralRe lan das planungsrechtlich
Zulassige an. Es handelt sich demnach nicht um
eine Negativplanung.

19

Il. Verstol3 gegen das Abwagungsgebot

Weiter ist in vielfaltiger Art und Weise ge-
gen das Abwéagungsgebot nach § 1 Abs. 7
BauGB verstof3en. So ist im Rahmen der
Aufstellung des Bebauungsplanes W1 87 in
vollig unzureichender Weise auf die betrof-
fenen privaten Belange der Eigentimer
bzw. NieRbrauchsberechtigten von Grund-
stiicken im Anderungsbereich des Be-
bauungsplanes eingegangen worden. Auch
ist gegen den allgemeinen Gleichheits-
grundsatz nach Art. 3 Abs. 1 GG verstol3en.

Die privaten Belange der Eigentiimer bzw.
NieRRbrauchsberechtigten von Grundstiicken im
Plangebiet werden im Rahmen der Planung
umfassend gewdrdigt und mit den offentlichen
Belangen sowie den privaten Belangen anderer
(Einzelhandels- und sonstiger)- Betriebe abge-
wogen, bevor der Bebauungsplan als Satzung
beschlossen wird..

20

1.

Den privaten Belangen betroffener Grund-
stiickseigenttimer ist in einem Bereich, der
bereits Uberplant ist, ein besonderes Ge-
wicht zuzumessen. Das OVG Lineburg hat
noch jiingst mit seiner Entscheidung vom
27.04.2011 (Az.: 1 KN 19/09) ausgefihrt,
dass dann, wenn ein Bebauungsplan geén-
dert wird, das Interesse der Planbetroffenen
an der Beibehaltung des bisherigen Zu-
standes abwagungserheblich ist. Zwar ge-
wahre das Baugesetzbuch keinen Anspruch
auf Fortbestand eines Bebauungsplanes.
Anderungen eines Bebauungsplanes seien
nicht ausgeschlossen. Die Planbetroffenen
wulrden jedoch regelmafig ein schutzwiirdi-
ges Vertrauen darauf besitzen, dass die
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht
ohne Beriicksichtigung ihrer Belange geén-
dert werden. Greife der Anderungsplan in
ein bestehendes Recht zur Bebauung ein,
bedurfe es daher besonderer Sorgfalt bei
der Abwagung. Denn der normativen Ent-
ziehung oder Beschrankung eines beste-
henden Baurechts komme ein erhebliches
Gewicht zu, dass sich im Rahmen der Ab-
wagung zugunsten der Planbetroffenen
auswirken musse.

Es wird nicht bestritten, dass die Belange priva-
ter Eigentimer mit dem ihnen zustehenden Ge-
wicht in die Abwagung einzustellen sind. Die
Bertcksichtigung privater Belange bedeutet
jedoch keinesfalls, dass diese regelmafiig Vor-
rang vor anderen, insbesondere vor 6ffentlichen
Belangen, besitzen. Soweit tatséachlich ein
schutzwirdiges Interesse verletzt wirde, sieht
das BauGB Entschadigungsregelungen vor.
Nach § 42 BauGB richten sich Entschadigungs-
anspriiche bei Anderung oder Aufhebung einer
bisher zulassigen Nutzung. Hinweise, dass sol-
che Entschadigungsregelungen hier greifen,
sind nicht erkennbar.

21

Ein anderes gilt auch nicht, sofern mittels
Bauleitplanung einem Zentrenkonzept Gel-
tung verschafft werden soll. Denn einem
Zentrenkonzept kommt im Rahmen der
Abwégung nicht von Anfang an ein derarti-
ges Gewicht zu, dass es zwangslaufig ge-
geniber den betroffenen privaten Belangen

Es wird nicht behauptet, dass das Zentrenkon-
zept Einzelhandel zwangslaufig gegeniber be-
troffenen privaten Belangen tUberwiegt. Es wird
an dieser Stelle auch nicht als bindende Vor-
wegentscheidung interpretiert.

Es ist unbestritten, dass Leitlinien eines Zent-
renkonzeptes oder eines anderen planerischen
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Uberwiegen wirde. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat etwa mit seiner Entschei-
dung vom 29.01.2009 (Az.: 4 C 16/07) dar-
gestellt, dass die Ergebnisse einer von der
Gemeinde beschlossenen sonstigen Pla-
nung, wie die eines Zentrenkonzeptes, zwar
bei der Aufstellung der Bauleitplane nach §
1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB im Rahmen der Ab-
wagung zu bertcksichtigen seien. Da das
Ergebnis des Zentrenkonzeptes in der Bau-
leitplanung aber der Abwagung unterlage,
kéame ihm nicht die Funktion einer binden-
den Vorentscheidung zu. Dies habe zur
Folge, dass die aus Zentrenkonzepten fol-
genden Vorgaben im Rahmen der Abwa-
gung auch zurtickgestellt werden diirften.
Der flexible MaR3stab des planerischen Ab-
wagungsgebotes ermdgliche es, die sich
aus den konkreten Verhaltnissen ergeben-
den offentlichen Interessen und die privaten
Belange der betroffenen Eigentimer in ei-
nen gerechten Ausgleich zueinander zu
bringen. In der Berlcksichtigung der kon-
kreten Verhaltnissen liege auch keine
sachwidrige Differenzierung, so dass mit
einem Verstol3 gegen den allgemeinen
Gleichheitsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 GG
zugunsten der Anwendung des Zentren-
konzeptes nicht argumentiert werden durfe.

Konzeptes der Gemeinde zu Gunsten von priva-
ten Belangen im Rahmen der Abwagung auch
zuriickgestellt werden durfen.

Im vorliegenden Fall wird aber die tber das
Zentrenkonzept Einzelhandel zunachst informell
gesteuerte gesamtstadtische Einzelhandelsent-
wicklung als bedeutender angesehen als die
vollstandige Berlcksichtigung der wirtschaftli-
chen Interessen Einzelner. Auch aufgrund der
hohen Vorbildwirkung von Standortentschei-
dungen zum Einzelhandel erscheint es hier ge-
rechtfertigt, den Standort durch den Be-
bauungsplan W1 87 in seiner zukinftigen Ent-
wicklung so zu definieren, dass negative Aus-
wirkungen auf das Zentrum und die zentralortli-
chen Versorgungsbereiche nicht zu erwarten
sind. Dartber hinaus bedeutet der planerische
Verzicht auf eine zulassige Wohnnutzung kon-
kret innerhalb des Gebietes und in seiner Nach-
barschaft eine Starkung des Gewerbes, da so
notwendige Beschrankungen zum Schutz der
Wohnnutzung entfallen kdnnen. Mit der Bevor-
zugung dieses gesamtstadtischen Einzelhan-
delsaspektes und der Beriicksichtigung anderer
gewerblicher Interessen ist zugleich ein Zurick-
drangen von Interessen des Einwanders ver-
bunden, was an dieser Stelle fur vertretbar ge-
halten wird.

22

Auch das OVG NRW hat mit seiner Ent-
scheidung vom 18.05.2010 (Az.: 10 D 92/08
NE) diese Grundsétze aufgegriffen. Es fuhr-
te dartber hinaus aus, dass ein Zentren-
konzept nicht nur nicht abwagungsfest sei,
sondern sich aus der Abwégung auch
nachvollziehbar ergeben misse, ob dieses
Konzept im Einzelfall den Eigentiimerinte-
ressen ausnahmslos vorgezogen werden
musse und warum keine bestandsschuit-
zende Festsetzung nach 8 1 Abs. 10
BauGB getroffen werde.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf
die Ausfuhrungen zu Nr. 21 wird verwiesen.
Nach den Ausfiihrungen strebt der Einwander
eine Festsetzung fur den sogenannten erweiter-
ten Bestandsschutz (,Fremdkérperfestsetzung®)
gemal § 1 (10) Baunutzungsverordnung
(BauNVvO) an. Zur Anwendung dieser Vorschrift
im vorliegenden Bebauungsplanverfahren siehe
u.a. Nr. 31 bzw. Nr. 38.

23

Berticksichtigt man diese Grundsatze, so
wird deutlich, dass gegen diese bei der
Aufstellung des Bebauungsplanentwurfes
W1 87 versto3en wurde. Zunéchst einmal
kann die Argumentation auf Seite 4 der
Planbegrindung, wonach das Zentrenkon-
zept 1 : 1 anzuwenden sei, da damit eine
Gleichbehandlung mit anderen Standorten
fur grol3flachigen Einzelhandel in Braun-
schweig erreicht werde, nicht der rechtli-
chen Prifung standhalten. Denn wie bereits
dargelegt, sind nach der Rechtsprechung
die konkreten Verhaltnisse vor Ort zu be-
riicksichtigen, so dass Art 3 Abs. 1 GG
nicht derart zur Anwendung kommt, dass

In der Planbegriindung wird nicht aufgefiihrt,
dass das Zentrenkonzept 1 : 1 anzuwenden sei,
sondern dass die Uberholten Festsetzungen des
Bebauungsplanes WI 11 an das Zentrenkonzept
Einzelhandel angepasst werden sollen. Jede
Planung hat die konkrete Situation des Einzel-
falls zu bericksichtigen. In der Begriindung wird
ausfuhrlich auf den Standort und dessen Merk-
male eingegangen. Es sind dabei keine konkre-
ten bzw. gewichtigen Griinde erkennbar, warum
in diesem Gebiet von den Leitlinien des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel abgewichen werden
solle. Es werden durch den Eigentiimer/ bzw.
Niel3brauchsberechtigten auch keine solchen
konkreten Griinde fir eine Abweichung ge-
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das Zentrenkonzept in jeglichen Plangebie-
ten, fur die groR¥flachiger Einzelhandel vor-
gesehen ist, gleichermallen Anwendung
finden muss. Vielmehr sind die konkreten
ortlichen Gegebenheiten zu berticksichti-
gen. Dies ist vorliegend, insbesondere fir
das Gebiet SO 3, nicht erfolgt.

nannt.

24

Wie der Stadt Braunschweig dartber hin-
aus bekannt ist, haben unsere Mandanten
ein erhebliches Interesse daran, die Sorti-
mente Mdbel und Einrichtungen sowie Bau,
Garten, Camping uneingeschrankt auf ihrer
Einzelhandelsflache anbieten zu kénnen.
Genau darum geht es in dem bereits er-
wahnten Verfahren vor dem Niedersachsi-
schen Oberverwaltungsgericht. Werden
nunmehr Kern-, Frei- und Randsortimente
unter Zugrundelegung des Zentrenkonzep-
tes definiert, so widerspricht dies den Inte-
ressen unserer Mandanten, was — wie be-
reits dargelegt — der Stadt Braunschweig
auch durchaus bewusst ist.

Es wird hier nicht deutlich, was der Eigentiimer/
bzw. der Niel3brauchsberechtigte mit ,uneinge-
schrankt” konkret beabsichtigen. Es bestehen
keine Bedenken, dass die Mandanten die Sor-
timente M6bel und Einrichtungen sowie Bau,
Garten und Camping auf ihrer Einzelhandelsfla-
che anbieten kénnen. Diese Angebotssektoren
werden auch nicht einschrankt. Ein Verzicht auf
Definitionen und Beschrankungen der genann-
ten Angebotssektoren ist mit den stadtebauli-
chen Zielen der Planung nicht vereinbar. Die
Festsetzungen von Kern-, Rand- und Freisorti-
menten dienen diesem Ziel. Die Regulierungen
mdgen den Interessen der Mandanten wider-
sprechen. Es sind jedoch keine Griinde erkenn-
bar, die einen Verzicht auf die Regulierungen zu
Gunsten privater Interessen einzelner Eigenti-
mer/ bzw. Nie3brauchsberechtigter erforderlich
machen. Im vorliegenden Fall Gberwiegt das
offentliche Interesse an einer Steuerung des
Einzelhandels unter Berlicksichtigung aller As-
pekte, wie der Entwicklung und Starkung der
zentralen Versorgungsbereiche in der Innen-
stadt und in den Ortsteilen, die Sicherung der
Flachen fur nicht zentrenrelevanten grof3flachi-
gen Einzelhandel und keine Inanspruchnahme
dieser Flachen durch Nutzungen, die an ande-
ren Standorten im Stadtgebiet untergebracht
werden kénnen oder sollen. Daruber hinaus
sind die privaten Interessen anderer Betriebe im
Plangebiet und an anderen Stellen im Stadtge-
biet zu berucksichtigen, die durch einen Verzicht
auf Beschrankungen in ihren Belangen beein-
trachtigt sein konnten.

25

Auch ist mit der Begrenzung von Randsor-
timenten auf maximal 5 % der Verkaufsfla-
che sowie von Freisortimenten auf maximal
3 % der Verkaufsflache nach Ziffern 2.8.1,
2.8.2 des Entwurfs der textlichen Festset-
zungen zum Bebauungsplan eine Ein-
schrankung im Vergleich zum geltenden
Bebauungsplan W1 11 vorgenommen, die
nicht den Interessen unserer Mandanten
entspricht. Denn hinsichtlich der Zulassig-
keit von Randsortimenten war bislang keine
Begrenzung im Bebauungsplan WI 11 vor-
handen. Entsprechend fanden die allge-
meinen Grundséatze, die die Recht-
sprechung aufgestellt hat, Anwendung. Da-

Es wird nicht bestritten, dass es mit den getroff-
enen Festsetzungen im WI 87 in Teilen zu Ein-
schrankungen gegeniber dem W1 11 kommt.
Die Festsetzung und Definition von Kern-,
Rand- und Freisortimenten ist ein wesentliches
Ziel der Planung. Gerade uber die Rand- und
Freisortimente erfolgt haufig der Vertrieb von
Sortimenten, die eine Schwachung der zentra-
len Versorgungsbereiche mit sich bringen kén-
nen. Aus diesem Grunde wurden entsprechen-
de grolBenmalige Beschrankungen im Zentren-
konzept beschlossen.

In der Rechtsprechung wurde nicht grundsatz-
lich entschieden, dass generell in allen Fallen
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nach sind Randsortimente auf einer Ver-
kaufsflache von bis zu 10 % zulassig (vgl. z.
B. OVG NRW, Entscheidung vom
11.12.2007, Az.: 7 A 964/05). Da die Attrak-
tivitat eines Einzelhandelsbetriebes deutlich
durch das Angebot von Randsortimenten
steigt, liegt es im Interesse unserer Man-
danten, das bisher zulassige Mal3 beizube-
halten.

10 % Randsortimente zuléssig sein missen.
Der planenden Gemeinde bleibt weiterhin die
Maoglichkeit, abweichende GréRenordnungen zu
bestimmen. In einem vergleichbaren Urteil des
OVG Luneburg wurde entschieden, dass eine
Obergrenze fur Randsortimente von 10 % der
Verkaufsflache festgesetzt werden kann, wobei
in dem dort zu beurteilenden Fall keine Freisor-
timentsflachen zugehbilligt worden sind (B.v. 21.
Mérz 2001, UPR 2001, F 275). Das OVG hat
dabei jedoch keine allgemein gliltige Aussage
getroffen, dass Randsortimente auf 10 % der
Verkaufsflache zuzulassen sind, sondern ledig-
lich ausgefuhrt: ,Es liegt jedenfalls nicht ...auf
der Hand, dass die dort beschriebene und mit
einer methodischen Untersuchung aus dem
Jahre 1999 untermauerte ,Faustformel” rechts-
widrig ist, Randsortimente dirfen zur Vermei-
dung wesentlicher negativer Auswirkungen auf
den innerstadtischen Einzelhandel nur bis zu 10
% der Gesamtflache eines Baumarktes ausma-
chen.” Das OVG hat sich hierbei mit der Ober-
grenze der Flache fur die Randsortimente in
einem konkreten Einzelfall befasst, aber keine
Ausfuihrungen dazu gemacht, inwieweit es
rechtmafig ist, weniger als 10 % der Verkaufs-
flache fur Randsortimente zuzulassen.

Im Bebauungsplan W1 87 besteht die Moglich-
keit, zusatzlich zum Randsortiment eine Flache
von 3 % flr Freisortimente zu nutzen, sodass
eine Flache von 8 % flir Waren auRerhalb des
Kernsortiments zugelassen wird. Es ist nicht
erkennbar, dass diese GréfRenordnungen einen
Einzelhandelsbetrieb unterbinden. Festsetzun-
gen, die eine htchstmdgliche Attraktivitat der
einzelnen Nutzung zum Ziel haben, rufen die
Gefahr einer Schadigung benachbarter zentraler
Versorgungsbereiche hervor und sind daher
nicht geboten.

26

Dasselbe gilt fur die Zulassung jeglichen
Sortiments auf 1.200 gm Verkaufsflache,
wie es der Bebauungsplan W1 11 fir das
Gebiet SO 3 vorsah. Denn damit wird dem
Grundstiickseigentimer bzw. den dort an-
gesiedelten Einzelhandelsbetrieben eine
Flexibilitat gegeben, die zur Fortentwicklung
der Betriebe notwendig ist. Sofern auf Seite
21 des Entwurfs der Planbegriindung an-
gegeben ist, dass tatsachlich kein erhebli-
ches wirtschaftliches Interesse unserer
Mandanten an der Beibehaltung von 1.200
gm Verkaufsflache ohne Sortimentsbe-
schrankung bestiinde, so kann dies nicht
nachvollzogen werden. Insbesondere ist die
Korrespondenz, seit dem Jahre 2003 zwi-
schen unserem Mandanten Herrn ....... und

Bei dem Standort Otto-von-Guericke-Stralie
handelt es sich um einen der attraktivsten
Schwerpunkte fur grof3flachigen Einzelhandel in
Braunschweig. Es ist zwar unbestritten, dass die
Mdglichkeit, auf 1.200 m2 Verkaufsflache Waren
ohne Sortimentsbeschréankung anzubieten, die
Mdglichkeiten der Ausnutzbarkeit dieses Grund-
stiicks erweitert; es ist jedoch nicht erkennbar,
dass bei einem Verzicht auf diese Moéglichkeit
das Grundstick nicht wirtschaftlich genutzt wer-
den kann. Das offentliche Interesse an einer
Anpassung der Festsetzungen an die Ziele des
Zentrenkonzeptes Einzelhandel ist in diesem
Fall hoher zu gewichten als das Interesse des
privaten Eigentimers/bzw. Nie3brauchs-
berechtigtem an zusatzlichen Vermarktungs-

madglichkeiten. In der Begrindung zum Be-
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der Stadt Braunschweig bestand, fehlerhaft
wiedergegeben.

bauungsplan wird nicht angegeben, dass kein
wirtschaftliches Interesse der Mandanten an der
Beibehaltung von 1.200 m2 Verkaufsflache ohne
Sortimentsbeschrankung bestinde. Es ist ledig-
lich aufgefihrt, dass die vor 10 Jahren darge-
stellte unabweisbare wirtschaftlich zwingende
Notwendigkeit fur diese Nutzung nicht mehr
nachvollzogen werden kann, da seit 10 Jahren
keine Verdnderung auf dem Grundsttick er-
kennbar ist. Der Betrieb wurde in seiner bisheri-
gen Form aufrechterhalten. Dariliber hinaus wa-
re selbst bei Betriebsaufgabe nicht erkennbar,
dass dieses Grundstiick nicht einer neuen, den
Festsetzungen des Bebauungsplanes WI 87
entsprechenden Nutzung, zugefihrt werden
konnte.

Die Korrespondenz seit dem Jahre 2003 zwi-
schen der Stadt Braunschweig und dem Niel3b-
rauchsberechtigten ist nicht fehlerhaft wieder-
gegeben, sondern in der Begrindung zum Be-
bauungsplan wie folgt zusammengefasst wor-
den: ,Der Eigentimer hatte insbesondere in den
Jahren 2002 - 2004 eine aus seiner Sicht unab-
weisbare zwingende wirtschaftliche Notwendig-
keit an einer umgehenden Baugenehmigung fir
einen groRflachigen Lebensmittelmarkt vorge-
tragen®.

27

So war die Umsetzung eines Marktes ohne
Sortimentsbeschrankung seitens der Stadt
Braunschweig mit Schreiben vom
14.01.2004 davon abhangig gemacht wor-
den, dass andere Markte auf der restlichen
Einzelhandelsflache von 4.800 gm auf den
Verkauf von Rand- und Freisortimenten
verzichten.

Wie oben (s. Nr. 16) beschrieben, wurde im
Jahr 2008 ein Markt mit einer Verkaufsflache
von 1.200 m? fir Lebensmittel und Waren aller
Art genehmigt. Damit war die MalRgabe verbun-
den, dass mit dieser ersten Baugenehmigung
das Kontingent von 1.200 m2 Verkaufsflache
ohne Sortimentsbeschrankungen gemar Be-
bauungsplan W1 11 ausgeschdpft war und auf
den restlichen Einzelhandelsflachen keine Frei-
sortimente mehr verkauft werden durfen.. Diese
GroRenordnung von 1.200 m2 Verkaufsflache
entsprache einem Freisortimentsanteil von 20
%, bezogen auf die zulassige Verkaufsflache
gemal Bebauungsplan WI 11.

28

Mit Bauvorbescheid vom 28.02.2005 (Az.:
61.3/298/2005/15) wurde die Realisierung
eines Marktes ohne Sortimentsbeschran-
kung wiederum davon abhangig gemacht,
dass die anderen, bereits auf dem Grund-
stiick Otto-von-Guericke-Stral3e 3 vorhan-
den gewesenen Einzelhandelsbetriebe, die
auch Freisortimente anboten, namentlich
die Geschafte Sport Volwinkel, Aldi und
Teppich Doméane/Restantenmarkt zurtick-
gebaut wiirden. Diese Vorgaben waren
aber in keiner Weise realisierbar, bestan-
den doch beispielsweise langfristige Miet-
vertrdge, die nicht ohne weiteres hétten

Der Bauvorbescheid hatte zum Ziel, die zulassi-
ge Verkaufsflache ohne Sortimentsbeschran-
kung nicht zu Uberschreiten. Es obliegt dem
Eigentimer/ Vermieter sicherzustellen, wie er
diese Flache durch Mietvertrage auf einzelne
Nutzer verteilt.
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gekindigt werden kénnen.

29

Als dann im Jahre 2008 die Baugenehmi-
gung fur den Rick- und Umbau des Einzel-
handelszentrums erteilt wurde (Baugeneh-
migung vom 01.08.2008, Az.:
61.3/854/2008), konnte von dieser ebenso
kein Gebrauch gemacht werden. Denn in
Ziffer 2 der Nebenbestimmungen war an-
gegeben, dass mit der Baugenehmigung
die 1.200 gm Verkaufsflache ohne Sorti-
mentsbeschrankung ausgeschopft seien.
Ware die Baugenehmigung ausgenutzt
worden, so hatte dies zur Konsequenz ge-
habt, dass die weiteren Einzelhandelsfla-
chen auf dem Grundstiick Otto-von-
Guericke-Stral3e 3 nicht weiter genutzt hat-
ten werden kdnnen. Denn ein Angebot ei-
nes gewissen Anteils von Rand- und Frei-
sortimenten, das zur Attraktivitatssteigerung
eines Marktes notwendig ist, hatte auf den
restlichen Einzelhandelsflachen nicht ange-
boten werden kdnnen. Entsprechend konn-
te von der Baugenehmigung zunéchst kein
Gebrauch gemacht werden. Auch musste,
entsprechend der Vorgabe in der Bauge-
nehmigung nach Ziffer 2 der Nebenbestim-
mungen ein Nutzungsanderungsantrag ge-
stellt werden, hinsichtlich dessen letztlich
das noch heute gefiihrte verwaltungsge-
richtliche Verfahren durchgefihrt wird.

Die in der Baugenehmigung ausgesprochene
Beschrankung zusatzlicher Freisortimente folgt
dem erteilten Bauvorbescheid aus 2005. Sie
war bereits seit dem Jahr 2005 bekannt und
hatte bei der Disposition fur das Grundstiick
bertcksichtigt werden kénnen. Es bleibt dem
Eigentiimer/ bzw. NieRbrauchsberechtigten un-
benommen, eine Verteilung der Freisortimente
auf seinem Grundstiick auf verschiedene Be-
triebe vorzunehmen. Insgesamt standen gemaf
Bebauungsplan WI 11 auf dem Grundstlick

20 % der Verkaufsflache fur Freisortimente zur
Verfligung, die hatten ausgeschopft werden
konnen. Es ist nicht erkennbar, dass mit der
vorgenommenen Beschrankung andere Einzel-
handelsnutzungen ausgeschlossen sind.

30

Es kann also nicht davon die Rede sein,
dass kein erhebliches wirtschaftliches Inte-
resse unseres Mandanten an der Ausnut-
zung von 1.200 gm Verkaufsflache ohne
Sortimentsbeschrankung bestehen wiirde,
wirde ansonsten doch nicht seit Jahren
dahingehend prozessiert werden. Auch ist
der Ausgang des Verfahrens beim Nieder-
sachsischen Oberverwaltungsgericht abzu-
warten. Denn nur dann, wenn unsere Man-
danten Rechtssicherheit haben, welche
Sortimente auf ihren Einzelhandelsflachen
angeboten werden kdnnen, kdnnen sie die-
se auch entsprechend vermarkten. Dem-
entsprechend sind die Verzdgerungen der
Vermarktung nicht auf ein mangelndes wirt-
schaftliches Interesse unserer Mandanten
an der Vermarktung zurtick zu fuhren, son-
dern auf die seitens der Stadt Braun-
schweig getatigten Einschrankungen.

In den friiheren und aktuellen Prozessen ging
es um die Beschrankung der Kern-, Rand- und
Freisortimente fir die Gbrigen Betriebe (1. Nach-
tragsgenehmigung, siehe Nr. 16). Die gerichtli-
che Auseinandersetzung bezieht sich auf Bau-
genehmigungen, die auf Grundlage des bisheri-
gen Bebauungsplanes WI 11 erlassen wurden.
Sie bleiben von den Festsetzungen des des
Bebauungsplanes WI 87 unberihrt, da diese auf
die zukunftige Entwicklung ausgerichtet sind
und erteilte Genehmigungen nicht in Frage stel-
len.

Es wurden Baugenehmigungen auf Basis des
geltenden Bebauungsplanes WI 11 erteilt, die
hatten ausgenutzt werden kénnen, aber nicht
ausgenutzt wurden.

31

Damit zeigt sich, dass die Interessen unse-
rer Mandanten vollkommen fehlgewichtet
wurden. Waren diese hinreichend beachtet
worden, so ware das Einzelhandelskonzept,

Die Interessen des Grundstuckseigentimers/
bzw. NieRbrauchsberechtigten sind nicht fehl-
gewichtet worden. In der Abwagung der privaten
wirtschaftlichen Interessen mit den offentlichen
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beispielsweise hinsichtlich der Sortimente
Bau, Garten, Camping sowie Mébel und
Einrichtungen, die unsere Mandanten auf
dem Grundstick Otto-von-Guericke-

Stral3e 3 anzusiedeln suchen, nicht umge-
setzt worden. Der Verweis auf Seite 20 des
Entwurfs der Planbegriindung darauf, dass
die bestehenden Betriebe im Gebiet SO 3
Bestandsschutz geniel3en, andert an der
Einordnung nichts. Denn damit ist keine
Festsetzung eines erweiterten Bestands-
schutzes nach 8 1 Abs. 10 BauNVO getrof-
fen, die aber notwendig ist, um im Laufe der
Zeit notwendig werdende Modernisierungen
oder Erweiterungen vornehmen zu kénnen.
Auch sind einzelne Flachen aufgrund der
vorbenannten Umstande nicht vermarktet,
so dass diesbhezuiglich auch kein erweiterter
Bestandsschutz besteht.

Interessen an einer Umsetzung der Ziele des
Zentrenkonzeptes Einzelhandel geniel3en die
privaten Interessen jedoch kein solches Ge-
wicht, dass lhnen unbedingt Vorrang einge-
rdumt werden muisste. Deshalb soll kein erwei-
terter Bestandsschutz nach § 1 (10) BauNVO
festgesetzt werden. Eine solche Festsetzung
wirde die bestehende Situation mit zentrenrele-
vanten Einzelhandelsbetrieben auf lange Zeit
festschreiben. Eine uneingeschrankte Zulas-
sung von 1.200 m2 Verkaufsflache ohne Sorti-
mentsbeschrénkung wirde z. B. die Ansiedlung
eines entsprechend grol3en Elektronikfachmark-
tes oder anderen Fachmarktes ermoglichen,
welcher nach der Braunschweiger Einordnung
als zentrensrelevant einzustufen ist. Gerade
solche Entwicklungen sollen durch diesen Be-
bauungsplan W1 87 unterbunden werden. Even-
tuelle Modernisierungen zur Fortfihrung der
genehmigten Nutzungen sind auch im Rahmen
des Bestandsschutzes fir die erteilten Geneh-
migungen mdaglich.

Eine eingeschrankte Vermarktbarkeit des
Grundstuicks, wie sie der Einwander befirchtet,
ist darin nicht zu erkennen. Vielmehr zeigen die
Entwicklungen in der Nachbarschaft und in an-
deren Schwerpunkten des groR3flachigen Ein-
zelhandels, dass eine ausreichende Ver-
marktbarkeit gegeben ist.

32

Mit der deutlichen Begrenzung der Entwick-
lungsmaglichkeiten der Flachen unseres
Mandanten ist ein Eingriff in das Recht aus
Art. 14 Abs. 1 GG vorgenommen. Dass die
Durchsetzung des Zentrenkonzepts, insbe-
sondere bei den Sortimenten Mdbel und
Einrichtungen sowie Bau, Garten, Camping,
notwendig war, ist in keiner Weise belegt.
Entsprechend sind die Einschréankungen
nicht zu halten.

Es handelt sich um eine zulassige Inhaltsbe-
stimmung des Eigentums. Ein unzulassiger Ein-
griff in das Recht auf Eigentum aus Artikel 14
Abs. 1 Grundgesetz ist nicht erkennbar. Geman
8§ 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der
Bauleitplane die 6ffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und unter-einander ge-
recht abzuwagen. Eine solche Abwéagung wurde
hier vorgenommen.

33

Darlber hinaus hat die Stadt Braunschweig
mit Schreiben vom 18.02.2003 (Az.: 61.12-
B 12) unserem Mandanten Herrn

......... eine rechtsverbindliche Zusicherung
dahingehend gemacht, dass fiir seine Fla-
che bei Anderung des Bebauungsplanes
1.200 gm Verkaufsflache ohne Einschrén-
kung fur den Einzelhandel bestehen blei-
ben. Weiter sollte zugunsten der Flache
unseres Mandanten eine Festsetzung zum
erweiterten Bestandsschutz getroffen wer-
den. Das Schreiben vom 18.02.2003 fligen
wir Ihnen zur Vervollstandigung lhrer Unter-
lagen als Anlage bei. Auch deshalb ist der
Bebauungsplanentwurf W1 87, der diese
Zusicherung nicht aufgreift, rechtswidrig.

Das zitierte Schreiben lag der Stellungnahme
bei und hat folgenden Wortlaut:

.Der Bestandsschutz fur die geman des rechts-
kraftigen Bebauungsplanes zuldssige Nutzung
von 1.200 m2 Verkaufsflache ohne Einschran-
kung fur Einzelhandel besteht, wie Sie in Threm
Schreiben richtig erwahnt haben, auch nach
Aufhebung des jetzt rechtskraftigen Be-
bauungsplanes fort. Dariiber hinaus soll, wie
Ihnen ja bereits mitgeteilt wurde, vorbehaltlich
der Abstimmung mit den politischen Gremien im
Sinne von § 1 (10) BauNVO im neuen Be-
bauungsplan ein erweiterter Bestandsschutz
festgesetzt werden.”

Die bestehenden genehmigten Nutzungen ha-
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ben unabhangig von der Aufhebung des Be-
bauungsplanes WI 11 oder der Neuaufstellung
des Bebauungsplanes WI 87 Bestandsschutz.

Bei der zweiten Aussage (Festsetzung eines
erweiterten Bestandsschutzes gemali3 § 1 (10)
BauNVO im neuen Bebauungsplan) handelt es
sich jedoch ausdrticklich nicht um eine rechts-
verbindliche Zusicherung, sondern ,vorbehalt-
lich der Abstimmung mit den politischen Gremi-
en.” Es war seinerzeitige Absicht in Bezug auf
die 1.200 m2 Verkaufsflache ohne Sortiments-
beschrankung, den erweiterten Bestandsschutz
festzusetzen. An dieser Absicht soll nunmehr
nicht mehr festgehalten werden. Die weitere
Einzelhandelsentwicklung im Stadtgebiet von
Braunschweig sowie die inzwischen mehrfache
Fortschreibungen des Zentrenkonzeptes Ein-
zelhandel haben gezeigt, dass Sonderregelun-
gen in diesem Plangebiet nicht aufrechterhalten
werden sollen. Ziel ist es nunmehr vorrangig,
diesen Standort fur grof3flachigen Einzelhandel
zu sichern und die Ansiedlung von zentrenrele-
vanten Einzelhandelssortimenten nicht weiter zu
férdern.

Es ist grundsétzlich nicht untersagt und ent-
spricht der stadtebaulichen Planungspraxis,
dass sich stadtebauliche Leitvorstellungen einer
Stadt an die laufenden Entwicklungen anpas-
sen. Dabei handelt es sich bei dem Verzicht auf
die Festsetzung eines erweiterten Bestands-
schutzes nicht um eine vollige Anderung der
stadtebaulichen Zielvorstellungen, sondern um
eine Anpassung im konkreten Einzelfall, die die
seit Jahren bekannten Zielvorstellungen besser
unterstutzt.

34

Darlber hinaus liegt mit der Festsetzung
der Verkaufsflachenzahl, die angibt, wie viel
Quadratmeter Verkaufsflache je Quadrat-
meter Baugrundstiicksflache zuldssig sind,
vgl. Ziffer 5.5.2 des Entwurfs der textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplanes, ein
Verstol3 gegen den allgemeinen Gleich-
heitsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 GG vor.
Denn wie der Plangeber in der Planbegriin-
dung selbst ausfthrt, flhrt diese Festset-
zung dazu, dass drastisch unterschiedliche
Erweiterungsmaoglichkeiten bestehender
Einzelhandelsbetriebe bzw. von Einzelhan-
delsflachen bestehen. Beispielsweise wird
in Bezug auf die Flache unserer Mandan-
ten, das Gebiet SO 3, ausgefihrt, dass die
nach dem Bebauungsplanentwurf W1 87
vorgesehene zulassige Verkaufsflache von
6.600 gm bereits heute weitgehend ausge-
schopft ist. Eine Flachenreserve von allein
10 % kommt hinzu. Ahnliches soll fiir das

Die Festsetzungen zur Verkaufsflachenzahl
bedeuten keinen Verstol3 gegen den allgemei-
nen Gleichheitsgrundsatz, sondern dienen im
Gegenteil der Gleichbehandlung der verschie-
denen Grundstickseigentiimer im Plangebiet.
Der Einwénder legt die bisherige unterschiedli-
che Ausnutzung bzw. Ausnutzbarkeit der
Grundstticke im Plangebiet zu Grunde. Der Be-
bauungsplan dagegen trifft — losgeldst vom Be-
stand — Festsetzungen hinsichtlich der maxima-
len Ausnutzung und sorgt Uber Festsetzung der
Verkaufsflachenzahl fir einheitliche Verhaltnis-
se.

Im Gebiet SO 3 ist bisher gemal Bebauungs-
plan WI 11 eine Verkaufsflache von 6.000 m2
zulassig. Mit der Verkaufsflachenzahl von
VFZ 0,4 im Bebauungsplan WI 87 wird eine
Verkaufsflache von 6.600 m2 zugelassen; dies
entspricht einer Flachenreserve von 10 %.
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Gebiet SO 2 gelten. Allein im Gebiet SO 1
soll eine zusatzliche Verkaufsflache von
60 % zulassig sein. Dabei ist vorgesehen,
dass auf dieser Flache kein
zentrenrelevantes Sortiment angeboten
wird, vgl. Seite 19 des Entwurfs der Plan-
begriindung.

Im Gebiet SO 2 ist bisher gemal Bebauungs-
plan WI 11 eine Verkaufsflache von 3.000 m2
zulassig. Mit der Verkaufsflachenzahl von
VFZ 0,4 im Bebauungsplan WI 87 wird eine
Verkaufsflache von 3.300 m2 zugelassen; dies
entspricht einer Flachenreserve von 10 %.

Insbesondere aus Gleichbehandlungsgriinden
wird auch im Gebiet SO 1 eine VFZ 0,4 zuge-
lassen. Damit ist fir das Grundstiick eine glei-
che Ausnutzbarkeit fir nicht zentrenrelevanten
grof¥flachigen Einzelhandel gegeben wie fir die
Gebiete SO 2 und SO 3. Bisher war hier nur
eine Verkaufsflache von insgesamt 15.500 m?
zulassig. Mit der neuen VFZ 0,4 wird eine Stei-
gerung der Verkaufsflache um ca. 60 % auf
25.000 m2 Verkaufsflache zugelassen. Diese
Steigerung bezieht sich ausdricklich nur auf die
nicht zentrenrelevanten sechs Angebotssekto-
ren.

Sie bezieht sich ausdriicklich nicht auf die Nut-
zung ,,SB-Warenhaus", die im Wesentlichen im
bestehenden Rahmen festgesetzt wird. Fir das
SB-Warenhaus ist anteilig von der gesamt zu-
lassigen VFZ 0,4 nur eine VFZ von 0,2 zulassig.
Damit ist in Bezug auf die Nutzung ,SB-
Warenhaus" nur eine Steigerung um ca. 600 m2
oder ca. 5 % zulassig.

35

Daraus folgt aber, dass fur die Ungleichbe-
handlung der Ermdglichung unterschiedli-
cher Verkaufsflachenerweiterungen kein
rechtlicher Grund besteht. Denn wird fr
das Gebiet SO 1 eine Verkaufsflachenre-
serve von 60 %, fur die Gebiete SO 2 und
SO 3 aber nur von maximal 10 % zugelas-
sen, so kann dies nicht mit der hiesigen
Zielsetzung, dem Schutz des Zentrums,
gerechtfertigt werden. Denn hinsichtlich der
Flachenreserve beim Gebiet SO 1 ist kein
zentrenrelevanter Einzelhandel zulassig.
Gegen die Schaffung einer gleichlautenden
Flachenreserve fur die Gebiete SO 2 und
SO 3 kann daher kein rechtlicher Grund
herangezogen werden. Fur diese Flache ist,
etwa durch Mdglichkeit der Realisierung
weiterer Geschosse, eine gleiche Flachen-
reserve wie fur das Gebiet SO 1 zur Verfi-
gung zu stellen. Die alleinige Anknlpfung
an die Grundstiicksgréf3e und die daraus
resultierende Ableitung der zulédssigen Ver-
kaufsflache rechtfertigt sich stadtebaulich
nicht.

Siehe Ausfihrungen zu Nr. 34.

Es ist gerade nicht das Ziel dieses Bebauungs-
planes, vergleichbare Flachenreserven fiir vor-
handene Betriebe zu schaffen, sondern eine
gleichmafige Nutzung gleichartiger Grundstu-
cke durch gleichartige Einzelhandelsbetriebe zu
gewabhrleisten. Somit bedeutet die Festsetzung
einer VFZ 0,4 fir das Gebiet SO 1 eine Gleich-
behandlung mit den Grundstiicken in den Ge-
bieten SO 2 und SO 3. In diesen Gebieten ist
die VFZ lediglich zu einem grofR3en Teil bereits
ausgeschopft.

36

Damit liegen Einschrankungen fir das Ge-
biet SO 3 vor, fur die kein 6ffentlicher Be-
lang herangezogen werden kann. Im Rah-

Es ist nicht erkennbar, warum die privaten Be-
lange gegeniber den 6ffentlichen Interessen an

einer Regelung zum Einzelhandel Gberwiegen
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men der Abwéagung Uberwiegen die priva-
ten Belange gegenlber dem Interesse an
der Einschrankung zulassigen Einzelhan-
dels.

sollten. Eine hdhere zulassige VFZ in den Ge-
biet-en SO 2 und SO 3 als im Gebiet SO1 wiirde
zudem die Belange der Eigentiimer im Gebiet
SO 1 beruhren. Grinde fur eine Bevorzugung
der Gebiete SO 2 und SO 3 bestehen nicht.

37

2.

Ebenso liegt im Hinblick auf die Festset-
zungen fur das Grundstiick Otto-von-
Guericke-Stral3e 1 ein Verstold gegen das
Abwaéagungsgebot vor. Ein Bewertungsfehler
besteht. So sind nach § 2 Abs. 3 BauGB die
Belange, die fur die Abwéagung von Bedeu-
tung sind, zu ermitteln und zu bewerten.
Dies ist auch in Bezug auf die betroffenen
Belange privater Eigentiimer von erhebli-
cher Bedeutung. So fiihrte der VGH Baden-
Wirttemberg mit seiner Entscheidung vom
19.07.2011 (Az.: 5 S 2718/09) aus:

.Mit welchem Gewicht Eigentumsbelange in
die Abwéagung einzustellen sind, héngt von
der jeweiligen stadtebaulichen Situation und
der Planungskonzeption der Gemeinde ab
... In die Abwégung ist jedenfalls einzustel-
len, dass sich der Entzug baulicher Nut-
zungsmaglichkeiten fiir den Betroffenen wie
eine Teilenteignung auswirken kann und
dass dem Bestandsschutz daher ein den
von Art. 14 Abs. 3 GG erfassten Fallen ver-
gleichbares Gewicht zukommt ... Insbeson-
dere bei einer Uberplanung von Wohn-
grundstlicken ist die Gemeinde daher in der
Regel gezwungen, das Eigentum bei der
Aufstellung des Bebauungsplanes in her-
vorgehobener Weise zu bertcksichtigen...*
Im vom VGH Baden-Wiirttemberg ent-
schiedenen Fall hatte der Plangeber unbe-
riicksichtigt gelassen, dass tatséchlich
Wohnnutzung im Uberplanten Gebiet vor-
handen war und nicht nur Betriebswohnun-
gen, wie er annahm. Daraus folgte eine
fehlerhafte Abwéagung und fehlerhafte Be-
wertung der betroffenen privaten Belange.

Die Belange, die fur die Abwagung im Hinblick
auf das Gebaude Otto-von-Guericke-Stralie 1
von Bedeutung sind, sind ermittelt und bewertet
worden (siehe insbesondere Nr.10 — Nr.14).
Dabei sind auch die betroffenen Belange des
privaten Eigentimers/bzw. des Niel3brauchbe-
rechtigen bericksichtigt worden.

Das zitierte Urteil des VGH Baten-Wrttemberg
trifft auf die hier vorliegende Situation nicht zu.
In Bezug auf die Wohnnutzung besteht kein
Bestandsschutz, da diese bauordnungsrechtlich
nicht genehmigt wurde und zu keiner Zeit ge-
nehmigungsféahig war. Insofern werden keine
baulichen Nutzungsmaoglichkeiten entzogen, die
eine Teilenteignung erwirken kdnnten. Es hat
diese Nutzungsmoglichkeiten zu keinem Zeit-
punkt gegeben. Auch wird kein Wohngrundsttick
Uberplant, da es sich zu keiner Zeit um ein
Wohngrundsttick gehandelt hat.

In die Abwagung wurde auch eingestellt, dass
sich im Geb&aude Otto-von-Guericke-Stralle 1
tatsachlich Wohnnutzung befindet. Es konnte
festgestellt werden, dass von der baulichen
Struktur des Gebaudes und von seiner stadte-
baulichen Lage her eine Nutzung sowohl als
Blrogebaude als auch als Betrieb des Beher-
bergungsgewerbes mdglich ist. Insofern ist die-
ses Planungsziel umsetzbar. Die Stadt macht
damit bereits deutlich, dass sie den baulichen
Bestand anerkennt. Eine Bestatigung auch der
nicht genehmigten Wohnnutzung ist damit je-
doch nicht verbunden, da damit weitergehende
Auswirkungen auf das Plangebiet und dessen
Nachbarschaft verbunden wére (vgl. Nr. 12).
Eventuelle wirtschaftliche Belange des Eigen-
timers, z.B. durch eine Wohnnutzung hdhere
Mieten zu erzielen als durch eine Bironutzung
oder durch einen Beherbergungsbetrieb, wiegen
an dieser Stelle weniger schwer als die zusatzli-
chen Belastungen fur die benachbarten Betrie-
be.
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Ein &hnlicher Fall liegt hier vor. Denn aus-
weislich des Entwurfs der Planbegriindung
ist sich die Stadt Braunschweig durchaus
dartber bewusst, dass das Hochhaus auf
dem Grundstick Otto-von-Guericke-
Stral3e 1 nicht vorwiegend zur Bironutzung
genutzt wird, sondern als Boardinghaus,
vgl. z. B. Seite 5 des Entwurfs der Planbe-

Der zitierte Begriff ,Bordinghaus” wurde im Ent-
wurf des Umweltberichtes zur Beschreibung der
Bestandssituation und nicht der Planungsziele
verwandt. Er wurde in der Uberarbeitung des
Umweltberichtes zum Satzungsbeschluss er-
setzt durch ,mdblierte Appartements”. Im Kapitel
5.1 der Begriindung der Festsetzungen zur ,Art

der baulichen Nutzung” wird detaillierter auf die






-27 -

grindung. Warum dann aber allein eine
Bestandsfestsetzung flr eine Blronutzung
getroffen wurde und ausnahmsweise ein
Beherbergungsbetrieb zugelassen wird,
l&sst sich nicht nachvollziehen. In keiner
Weise wurden der vorhandene Bestand und
die daraus resultierenden Nutzungen be-
ricksichtigt, so dass die Abwéagung fehler-
haft ist. Denn das Planungsergebnis fihrt
zu dem Ergebnis, dass die vorhandene
Nutzung dauerhaft nicht mehr beibehalten
werden kann, sollte sie einmal aufgegeben
werden.

genehmigte, tatsachliche und geplante Nutzung
dieses Gebaudes eingegangen.

Es ist planerisches Ziel, dass die vorhandene
ungenehmigte Wohnnutzung dauerhaft nicht
mehr beibehalten werden kann. Stadtebauliches
Ziel ist auf mittlere Sicht eine Umnutzung in die
zulassige Art der Nutzung, fir deren Realisie-
rung durchaus Umsetzungsmoglichkeiten gese-
hen werden.
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Da das Gebaude aber nicht ohne weiteres
fur andere Nutzungen, insbesondere auch
aufgrund der kleinen Parzellierungen, ge-
eignet ist, werden die vorgesehenen Fest-
setzungen dazu fuhren, dass es dauerhaft
nicht nutzbar ist und leer stehen wird. Damit
ist ein erheblicher Eingriff in das Recht auf
Eigentum unseres Mandanten vorgenom-
men, der auch vom planerischen Ziel, das
ja offensichtlich die Sicherung des Bestan-
des ist, nicht gedeckt ist. Entsprechend
liegen keine Uberwiegenden o6ffentlichen
Belange vor, die die hiesige Uberplanung
rechtfertigen wirden. Insofern liegt auch ein
Abwagungsmangel vor.

Wie oben bereits mehrfach ausgefihrt, ist eine
Umnutzung des Gebaudes in die zulassigen
Nutzungen durchaus méglich. Damit wird kein
erheblicher Eingriff in das Recht auf Eigentum
des Eigentiimers/des NielRbrauchberechtigten
vorgenommen. Soweit von der Sicherung des
Bestandes die Rede ist, ist regelmafig der zu-
lassige Bestand gemeint.

Auf die Ausfiihrungen unter Nr. 12 wird verwie-
sen. Die offentlichen Belange (stadtebauliche
Gliederung, Larmschutz, Schutz der Betriebe
vor Einschréankungen etc. — s. Begriindung Kap.
5.1) Uberwiegen in diesem Fall die privaten Inte-
ressen nach héheren Mieteinnahmen: Eine all-
gemeine Wohnnutzung wird nicht — und damit
auch nicht ausnahmsweise im Rahmen eines
erweiterten Bestandsschutzes — zugelassen.
Eine Zulassung der Wohnnutzung im Rahmen
des erweiterten Bestandschutzes gemani

§ 1 (10) BauNVO wirde dazu fuhren, dass
erstmalig legal eine allgemeine Wohnnutzung in
diesen gewerblich gepragten Bereich eindringen
wirde.

Das Ziel dieser Festsetzungsmdglichkeit ist vor-
rangig die Forderung der Innenentwicklung,
insbesondere in historisch gewachsenen Ge-
mengelagen. Eine solche Situation trifft hier
nicht zu. Die Nutzung, fur die der erweiterte Be-
standsschutz gelten soll, muss bauordnungs-
rechtlich genehmigt sein. Dies ist hier nicht der
Fall. Die Vorschrift hat nicht den Zweck illegale
Nutzungen nachtréglich zu legalisieren. Daruber
hinaus soll die Vorschrift gerade mehr als einen
einfachen Bestandsschutz (Reparaturen, Erhal-
tungsaufwand) rechtlich zuldssig machen. Es ist
jedoch weder planerisches Ziel, Wohnnutzung
erstmalig in diesem Bereich bauordnungsrecht-
lich zuzulassen noch sollen Anderungen, Erwei-
terungen u. &a. tber die bestehende Nutzung
hinweg zugelassen werden. Es sollen keine
stadtebaulichen Misssténde verfestigt oder ge-
schaffen werden. Die umgebende gewerbliche
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Nutzung und die hohe Larmbelastung sprechen
jedoch dagegen, eine Wohnnutzung hier erst-
malig dauerhaft zu etablieren.

Sollte eine gréRere Umbaumalnahme/ Sanie-
rungsmalinahme geplant sein, so misste in
diesem Zusammenhang auch die Anderung der
Nutzung in eine zulassige Nutzung erfolgen.
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B. Fehlerhaftigkeit der Aufhebungssatzung
fir den Bebauungsplan WI 11

Fur den Fall, dass der Bebauungs-
planentwurf W1 87, wie hier dargestellt,
rechtswidrig ist und keine Geltung erlangen
kann, hat der derzeit geltende Bebauungs-
plan WI 11 weiter seine Wirksamkeit zu
entfalten. Dieser ist rechtmalf3ig und sichert
den Grundstuckseigentimern im Plangebiet
den vorhandenen Bestand. Fir seine Auf-
hebung und eine Beurteilung von Vorhaben
nach § 34 BauGB besteht kein rechtlicher
Grund. Ein solcher ist auch in keiner Weise
seitens des Plangebers dargestellt und be-
legt. Die Aufhebungssatzung zum Be-
bauungsplan W1 11 ist rechtswidrig.

Siehe Ausfihrungen zu Nr. 3.
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C. Fazit

Die Ausflihrungen zeigen, dass die betrof-
fenen privaten Belange unserer Mandanten
bei der Uberplanung ihrer Flachen in véllig
unzureichender Weise beriicksichtigt wur-
den. Der auf ihren Grundstucken vorhande-
ne Bestand und die Nutzungsmdéglichkeiten
der Flachen wurden nicht bericksichtigt.
Ware dies erfolgt, so wére eine andere Pla-
nung vorgenommen worden. Denn die vor-
gesehene Planung fuhrt dazu, dass unse-
ren Mandanten eine wirtschaftlich sinnvolle
Nutzungsmaoglichkeit ihrer Flachen genom-
men wird.

Sollte der derzeitige Planentwurf beibehal-
ten werden, so kindigen wir schon jetzt an,
dass unsere Mandanten uns dazu ange-
wiesen haben, gerichtliche Schritte, bei-
spielsweise durch Einleitung eines Nor-
menkontrollverfahrens, einzuleiten.

Im Rahmen des Planverfahrens wurden die 6f-
fentlichen und privaten Belange umfassend er-
mittelt, gewirdigt und gerecht gegeneinander
und untereinander abgewogen. Eine fehlerhafte
Abwaégung ist nicht erkennbar.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Vorschlag der Verwaltung:

Der Bebauungsplan wird nicht geandert.
Die Begriindung wird an einigen Stellen erganzt
(siehe Hervorhebungen).






		Stellungnahme Nr. 1

		Die Planungsunterlagen haben wir nun erhalten und auf Betroffenheit von Bahnanlagen überprüft. Aus eisenbahnrechtlicher Sicht bestehen gegen den o.g. Bebauungsplan grundsätzlich keine Einwände, wenn die überplante entwidmete Bahnfläche nördlich der Theodor-Heuss-Straße seitens der Stadt Braunschweig erworben wird. Ein Kaufantrag kann dazu bei uns, der DB Service Immobilien GmbH, gestellt werden. 

		Stellungnahme Nr. 2

		Mit o.g. Schreiben benachrichtigen Sie das Eisenbahn-Bundesamt über die öffentliche Bekanntmachung  der Auslegung der Entwürfe des Bebauungsplanes WI 87. Ich weise hierzu auf Folgendes hin: Bei den überplanten Flächen handelt es sich um Flächen, die noch nicht in die kommunale Planungshoheit zurückgefallen sind. Ein entsprechender Freistellungsantrag ist seit März 2008 beim Eisenbahn-Bundesamt gestellt worden. Allerdings war bisher nicht eine Neuvermessung der freizustellenden Flächen erfolgt. Gemäß einem Aktenvermerk vom 12.01.2011 hatte Ihr Bearbeiter, Herr Kreisel (phon.) mitgeteilt, dass die Neuvermessung beauftragt sei und nach ca. 2-3 Monaten abgeschlossen sei. Sobald mir die Liste der freizustellenden Flurstücke vorliegt, werde ich diese im Rahmen des Freistellungsverfahrens zur Veröffentlichung im Bundesanzeiger weitergeben. Ich weise jedoch darauf hin, dass die kürzestmögliche Veröffentlichungsfrist im Bundesanzeiger einen Monat beträgt, die ebenfalls abgewartet werden muss, bevor ein Freistellungsbescheid erfolgen kann. Erst danach sollte der Bebauungsplan WI 87 in Kraft treten. 
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